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244. Sitzung 

Bonn, den 7. November 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat fristgerecht eine Erweiterung der heutigen Ta-
gesordnung beantragt. Diesen Antrag werden wir 
im Anschluß an die Aktuelle Stunde behandeln. 

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 6 auf: 

Aktuelle Stunde 

Möglicher illegaler Betrieb der Plutonium-
fabrik Alkem und die politische Verantwor-
tung der Bundesregierung 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der 
Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem erwähnten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Freundinnen und Freunde! 
Die Hanauer Atomanlagen sind gleichzeitig das 
Zentrum und das Negativsymbol der bundesdeut-
schen Atomindustrie. Aber nicht nur das. Heute 
und in Zukunft sind diese Anlagen gleichzeitig der 
Prüfstein Nummer eins für die Haltung der Bun-
destagsparteien, für ihre nukleare Vergangenheit 
und für ihre atomare Zukunft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Am 16. Oktober 1986 wurde gegen den Chef der 
Plutoniumfabrik Alkem, Wolfgang Stoll, und gegen 
den Geschäftsführer der Nukem und der RBU, den 
CDU-Bundestagsabgeordneten Warrikoff, Anklage 
erhoben wegen unerlaubten Betriebs von Atoman-
lagen. Am selben Tag wurde gegen drei hochkarä-
tige langjährige Mitarbeiter im hessischen Ministe-
rium für Wirtschaft und Technik Anklage erhoben 
wegen Beihilfe zum illegalen Betrieb einer atoma-
ren Anlage. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hört! Hört! — 
Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

Wegen Hanau laufen zur Zeit weitere staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungen gegen Bundesinnenmini-
ster Zimmermann sowie gegen weitere Geschäfts-
führer der Nukem und der RBU. 

Es ist wohl nur eine Frage der Zeit, wann das 
Verfahren gegen SPD-Minister Steger eröffnet 
wird, dessen Beamte stets — so Steger — „auf Wei-
sung" des Ministers handelten. 

(Zuruf von der SPD: Dummes Zeug!) 

Da wird in Hessen der Umgang mit Plutonium 
—20 000 mal giftiger als Zyankali — ohne die erfor-

derlichen Genehmigungen in dünnwandigen Ge-
bäuden direkt unter der Flugzeugwarteschleife des 
Frankfurter Flughafens gebilligt und vor der Of-
fentlichkeit abgesichert. 

Da wird unter der Aufsicht von sozialliberalen 
wie christliberalen Bundesregierungen der Aufbau 
des heute größten Lagers für atombombenfähige 
Stoffe in irgendeinem Nicht-Atomwaffenstaat der 
Welt ohne die gesetzlich vorgeschriebene Öffent-
lichkeitsbeteiligung vorangetrieben, weil — so ein 
ministerieller Vermerk — „eine voll aufgeklärte 
und informierte Öffentlichkeit" den ganzen Spuk 
vielleicht verhindert hätte. 

(Werner [Westerland] [GRÜNE]: Krimi

-

nell!) 

Da einigen sich 1978 das SPD-geführte Bonner 
Forschungs- und das Innenministerium mit dem 
FDP-geführten hessischen Wirtschaftsministerium 
und der Firma Alkem darauf, in Sachen Plutonium 
selbst die belgische Regierung und ihre Behörden 
zu täuschen und unter falscher Bezeichnung ein 
heimliches Plutoniumlager im Ausland zu unter-
halten; so die Anklageschrift der Staatsanwalt-
schaft. Um so erregtere Debatten heute in der belgi-
schen Öffentlichkeit und im belgischen Parlament. 

Was dem Ganzen jedoch die Krone aufsetzt, ist 
die jüngste Stellungnahme der hessischen SPD

-

Spitze zu all diesen Vorgängen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Nachdem all das Genannte aufgeflogen ist, nach-
dem mehrjährige Aktenrecherchen der Hanauer 
Staatsanwälte zu ersten Anklagen geführt haben, 
stellt sich der hessische Ministerpräsident an das 
Rednerpult und erklärt, die Hanauer Firmen produ-
zierten auf gesetzlicher Grundlage, an einen vorzei- 
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Frau Hönes 
tigen Genehmigungsentzug sei überhaupt nicht zu 
denken. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Unglaublich! — 
Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 

Auf die Anklageerhebung gegen sein eigenes Haus 
verhält sich Börner genauso wie kürzlich der Bun-
deskanzler gegenüber der Reaktorkatastrophe in 
Tschernobyl: Augen zu, durch und weitermachen. 

(Zuruf von der SPD: Bei uns entscheiden 
Gerichte!) 

Im Beton ist nicht das leiseste Rieseln zu verneh-
men. Und warum? Weil die Wiesbadener Parteikol-
legen selbst viel zu tief im Hanauer Plutonium-
sumpf stecken. 

Allein wir GRÜNEN fordern heute im parlamen-
tarischen Raum die größtmögliche Offenlegung und 
Öffentlichkeit in Sachen Hanau. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Noch haben wir bezüglich Hanau zwei Koalitionen: 
auf der einen Seite alle sogenannten staatstragen-
den Parteien, die der Hanauer Affärensumpf ver-
bindet und wie Pech und Schwefel zusammenhält 
und die das Licht der Öffentlichkeit fürchten, ja 
wohl auch zu fürchten haben; auf der anderen Seite 
die viel größere Koalition der Umwelt-, Anti-AKW-, 
Dritte-Welt- und Friedensbewegung, die mit der 
morgigen Großdemonstration 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha, deswegen!) 

in Hanau — unterstützt von den GRÜNEN in Hes-
sen und auf Bundesebene — den Auftakt für weite-
ren außerparlamentarischen Widerstand machen 
und die dort demonstrieren 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also ist das hier 
eine Propagandaveranstaltung!) 

gegen die ökologische Zeitbombe in Hanau, gegen 
die völkerrechtswidrige Verarbeitung von Uran aus 
der Apartheidregion Namibia in Hanau, gegen ein 
Los Alamos in Hessen, wo bei quasi militärischer 
Geheimhaltung und ohne funktionierende interna-
tionale Kontrollen alles möglich zu sein scheint. 

Wir rufen die Beschäftigten der Hanauer Atom-
betriebe und ihre Gewerkschaften auf, nicht länger 
die eigene Lebensperspektive an die Plutonium-
Glücksritter zu binden, sondern Initiativen für 
die machbare und notwendige Umstellung der 
Hanauer Betriebe auf andere Produkte zu ergrei-
fen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Schon heute gibt es Solargeräte von Nukem. Wir 
rufen die atomkritischen SPD-Mitglieder und alle 
anderen Umweltschützer und Friedensfreunde auf, 
sich an der morgigen Großdemonstration in Hanau 
zu beteiligen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Rechtsstaatlichkeit ist unteilbar. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Was ist das für eine Heuchelei, wenn GRÜNE mit 
spitzfindigen Konstruktionen vorgeben, sich um 
den gesetzmäßigen Vollzug des Atomrechts im 
Falle Alkem zu sorgen und gleichzeitig — um nur 
ein Beispiel zu nennen — die Listenführerin der 
GAL in Hamburg im Magazin „Der Spiegel" in die-
ser Woche erklärt, sie habe kein Problem damit, 
wenn ein paar Fensterscheiben kaputtgehen, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

und zu den Anschlägen auf Strommasten sagt: „Daß 
solche Masten als Symbole kippen, finde ich per-
sönlich durchaus richtig." 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Wollen Sie Gewalt 
herbeireden, Herr Laufs?) 

Wenn Ihnen von den GRÜNEN Rechtsstaatlichkeit 
etwas bedeutet, dann gehen Sie an die Offentlich-
keit und fordern Sie endlich zur Gewaltlosigkeit bei 
der morgigen Demonstration in Hanau auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Die Firma Alkem ist in der Tat ein Schlüsselun-
ternehmen für die Kernenergienutzung. Sie ist des-
halb das Ziel eines mit allen Mitteln geführten An-
griffs der GRÜNEN und auch der SPD auf die Ener-
giepolitik des Bundes. Bei aller sonstigen Wirrnis 
im SPD-Programm zur Bundestagswahl: Die SPD 
hat sich im Sog der GRÜNEN ohne Wenn und Aber 
in Nürnberg, Herr Kollege Hauff, auf den Weg ge-
macht, 

(Zuruf von der SPD: Das ist dummes 
Zeug!) 

die kerntechnische Industrie und damit insgesamt 
150 000 wertvolle Arbeitsplätze so bald wie möglich 
zu vernichten. 

(Zuruf von der SPD: Grober Unfug!) 

Sie beschloß in Nürnberg die Änderung des Atom-
gesetzes mit dem Ziel der Stillegung aller Atom-
kraftwerke, die Abschaltung der ersten Atomkraft-
werke in den nächsten beiden Jahren sowie ein Ex-
portverbot für unsere hochleistungsfähige Kern-
technik. Und das, ohne vorher mit den Betriebsrä-
ten angemessen über alle Konsequenzen zu spre-
chen. 

Mit Eiseskälte, die gewöhnlich dogmatische Ideo-
logen kennzeichnet, setzt sich die SPD über Arbeit-
nehmerinteressen hinweg. 

(Zuruf von der SPD: Die Stimmen der Ar

-

beitnehmer geben gerade Sie wieder!) 

Wir können den betroffenen Arbeitnehmern und 
deren Familien nur sagen: Glauben Sie kein Wort 
von der Umstrukturierung Ihrer hochspezialisier-
ten, hochqualifizierten Arbeit durch die SPD; nur 
die Politik dieser Bundesregierung von CDU/CSU 
und FDP kann Ihre berufliche Existenz in Zukunft 
sichern. 

Wir erleben das Lehrstück, wie sich die Hessische 
Landesregierung vom Auftrag unseres Atomrechts 
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Dr. Laufs 
entfernt, um eine ungeliebte Industrie kalt zu erle-
digen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Unglaublich dieser Vor-
wurf! — Weitere Zurufe von der SPD: Was? 

— Das ist j a unerhört!) 

Jahrzehntelang wurde der Betrieb der Firma Al-
kem überhaupt nicht beanstandet. Seit einem Jahr 
stockt das Alkem-Genehmigungsverfahren. Seit ei-
nem Jahr ist der Genehmigungsbescheid praktisch 
fertig. Es ist unerträglich, daß eine Landesregie-
rung, die in Auftragsverwaltung des Bundes alle 
Sachfragen abklärt und vorentscheidet, das Atom-
gesetz nicht nach Sinn und Zweck aktiv vollzieht, 
sondern die Energiepolitik des Bundes unterläuft 
und den Ausstieg aus der Kernenergie verfolgt. 

Die maßlosen Angriffe der hessischen Landesre-
gierung gegen die Geschäftsführung der Hanauer 
Nuklearbetriebe 

(Zurufe von der SPD: Der Landesregie-
rung?) 

sind ein erbärmliches Ablenkungsmanöver. — Le-
sen Sie nach, was der Wirtschaftsminister in Wies-
baden gesagt hat. 

Es ist j a richtig, daß Ministerpräsident Börner 
laut Erklärung vom 5. November — anders als der 
Kollege Hauff in Nürnberg oder der hessische Wirt-
schaftsminister — keinen Anlaß sieht, die Hanauer 
Nuklearbetriebe stillzulegen. Wie belastbar das 
Wort des Herrn Börner nach dem Wahltag ist, wird 
sich zeigen. 

(Reuter [SPD]: Mehr als Ihres!) 

In der Zusammenarbeit mit den GRÜNEN war er 
jedenfalls überaus flexibel, zurückhaltend ausge-
drückt. Er könnte übrigens die überfällige Entschei-
dung im Alkem-Genehmigungsverfahren umge-
hend nach Recht und Gesetz treffen. 

Man muß sich aber erinnern: Die SPD hat den 
Ausstieg auf ihrem Nürnberger Parteitag beschlos-
sen und die wirtschaftliche Tätigkeit von Firmen 
wie Alkem kategorisch abgelehnt. Mit Eiseskälte 
wird das Vertrauen unzähliger Menschen — von 
Arbeitnehmern, Wissenschaftlern, Beamten und Ei-
gentümern — in die Verläßlichkeit einer seit Jahr-
zehnten vertretenen Regierungspolitik zerstört. 
Vertrauensschutz, d. h. die Vorhersehbarkeit staat-
lichen Handelns, ist ein elementarer Grundsatz un-
seres Rechtsstaats. Hören Sie auf, ihn mit Füßen zu 
treten. Die Behandlung der Hanauer Nuklearbetrie-
be durch die hessische Landesregierung, insbeson-
dere durch den hessischen Wirtschaftsminister, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

schon die Sprache, die hier öffentlich verwendet 
wird, ist für ein Industrieland wie Hessen beschä-
mend und unwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Reuter. 

Reuter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich habe den Eindruck, daß  

diese Aktuelle Stunde, die auf Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN stattfindet, als Auftakt zur Großde-
monstration gegen die Nuklearbetriebe in Hanau 
am morgigen Samstag gedacht ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Als Abgeordneter dieses Raumes bin ich natürlich 
besorgt über diese Entwicklung, insbesondere auch 
über die Art und Weise, wie hier jetzt in einer 
Debatte mit Fünf-Minuten-Beiträgen so schwierige 
und komplexe Themen abgehandelt werden. 

Meine Damen und Herren, 1975 hat der Deutsche 
Bundestag durch die Verabschiedung der dritten 
Novelle zum Atomgesetz einem erhöhten Sicher-
heitsbedürfnis bei der Nutzung der Kernenergie 
Rechnung getragen. Gemäß § 7 haben sich die Ha-
nauer Betriebe einem Genehmigungsverfahren, an 
dem die Öffentlichkeit beteiligt ist, zu unterziehen. 

Es ist aus unserer Sicht ein unmöglicher Zustand, 
daß nach elf Jahren noch kein einziges Genehmi-
gungsverfahren der betroffenen Firmen abge-
schlossen werden konnte. Es muß jedem Abgeord-
neten dieses Parlaments zu denken geben, wie hier 
mit beschlossenen Gesetzen verfahren wird. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sagen Sie das 
der Hessischen Landesregierung!) 

Unsere Schlußfolgerung kann daher nur lauten, 
in zukünftig zu verabschiedenden vergleichbaren 
Gesetzen realisierbare Übergangsfristen vorzu-
schreiben. Denjenigen, die eine sofortige Stillegung 
der Hanauer Betriebe fordern, kann ich nur entge-
genhalten: Man kann nicht mit Hilfe von Tricks und 
juristischen Spitzfindigkeiten aus der Kernenergie 
aussteigen; das ist vielmehr nur auf Grund von poli-
tisch verantwortbaren realistischen Konzepten 
möglich. 

(Dr. Hauff [SPD]: Sehr wahr!) 

Hierbei ist auch eine breite Zustimmung der Bevöl-
kerung notwendig. 

Wir Sozialdemokraten werben für den Ausstieg 
aus der Kernenergie in einem überschaubaren Zeit-
raum. Wir lehnen jedoch einen utopischen, nicht 
realisierbaren sofortigen Ausstieg ab. 

Zu dieser naiven Utopie zählt auch die sofortige 
Stillegung der Hanauer Nuklearbetriebe. Die 
Hauptverantwortung für die noch nicht abgeschlos-
senen Genehmigungsverfahren tragen nach unse-
rer Auffassung die Manager, die ihre Aufgaben nur 
unzulänglich erfüllt haben. Herr Kollege Laufs, 
nicht die Parteitagsbeschlüsse der SPD von Nürn-
berg und Offenburg gefährden Arbeitsplätze in Ha-
nau, sondern dieses Fehlverhalten. Sozialdemokra-
ten werden nicht zulassen, daß diese Diskussionen 
und eventuelle Maßnahmen auf dem Rücken der 
Arbeitnehmer ausgetragen werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eine sofortige Stillegung müßten die Arbeitnehmer 
mit Arbeitslosigkeit bezahlen, während die Anteils-
eigner sich nach geeigneten Produktionsstätten im 
Ausland umsähen und die Manager vielleicht noch 
mit Abfindungen nach Hause gingen. 
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Reuter 
Die Bevölkerung der Region Hanau ist wegen 

morgen in Sorge. Das Demonstrationsrecht ist die 
Pressefreiheit des kleinen Mannes. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

Aber dieses Recht darf nicht von gewalttätigen 
Gruppen mißbraucht werden, deren Ziel es ist, un-
ser demokratisches Staatswesen zu demontieren. 

(Rusche [GRÜNE]: Das könnte von uns 
sein!) 

Ich begrüße ausdrücklich, daß es unter den GRÜ-
NEN besonnene Kräfte gibt, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

die sich von der geplanten Großdemonstration in 
Hanau distanzieren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

An alle, die zu dieser Demonstration aufgerufen ha-
ben, appelliere ich sehr eindringlich, einen eindeuti-
gen Trennungsstrich zur Gewalt zu ziehen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das tun wir im-
mer!) 

— Dann warte ich auf Ihr Wort, mit dem Sie heute 
morgen eindeutig und klar sagen, daß Sie sich von 
Gewalt distanzieren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich stelle abschließend fest, daß eine sofortige 
Stillegung der Hanauer Nuklearbetriebe aus atom-
rechtlichen Gründen nicht möglich ist und sicher 
der falsche Weg wäre, aus der Kernenergienutzung 
auszusteigen. 

Sozialdemokraten handeln nach Recht und Ge-
setz, auch der hessische Minister für Wirtschaft und 
Technik, Steger. Ein Ausstieg ist nur auf politi-
schem Weg möglich, und hierfür werden wir uns 
allerdings nachhaltig einsetzen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Was heißt 
das?) 

— Das heißt im Klartext, daß wir uns um Mehrhei-
ten in diesem Haus bemühen, um Gesetze ändern 
zu können, und daß wir nicht spektakuläre Auftritte 
in der Öffentlichkeit und Maßnahmen wählen, wie 
sie von Ihnen befürwortet werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — 
Zuruf des Abg. Werner [Westerland] 

[GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Professor Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es hat schon etwas 
Gespenstisches an sich, wenn hier am Vorabend 
einer Demonstration das Parlament für Reklame-
zwecke für eine solche Demonstration sozusagen 
mißbraucht wird. Ich finde, daß dies mit verantwort-
licher Politik nichts zu tun hat. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Frau Kollegin Hönes, ich muß Ihnen sagen: Es wäre 
fair und richtig, die Fakten korrekt darzustellen. 
Ich habe nicht den Eindruck, daß Sie gewillt und 

bereit sind, solche Fakten korrekt darzustellen. Sie 
malen hier das Schreckgespenst des hochgiftigen 
Plutoniums an die Wand. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Richtig!) 

Das können Sie in einem Atemzug mit Blei nennen, 
denn dieses ist auch nicht wesentlich ungiftiger. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Das nächste, was ich Ihnen sagen will: Sie reden 
von den Hanauer Nuklearbetrieben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Blei?) 

— Wie alle Schwerstmetalle. 

(Catenhusen [SPD]: Unglaublich!) 

— Wir haben hier zwischen der Giftigkeit und der 
Radioaktivität zu unterscheiden. Das sind zwei ver-
schiedene Paar Schuhe. 

Das zweite, was ich sagen will: Sie reden von den 
Hanauer Nuklearbetrieben und unterstellen, diese 
seien das Zentrum der atomaren Macht im Land. 
Sind Sie sich eigentlich darüber im klaren, daß es 
hier sehr unterschiedliche Betriebe mit sehr unter-
schiedlichen Produktionsstrukturen gibt? Sind Sie 
sich eigentlich darüber im klaren, daß, von diesen 
Betrieben ausgehend, die Versorgung von For-
schungs- und Materialtestreaktoren erfolgt, und 
zwar nicht nur in unserem Land, sondern auch mit 
Lieferungen ins Ausland? 

Wenn Sie hier den Vorwurf erheben, daß hier 
Uran aus Namibia verarbeitet wird, sind Sie sich 
dann im klaren darüber, daß die Uranlieferungen 
aus Namibia erst einmal zur Trennarbeit, nämlich 
zur Anreicherung, in die Sowjetunion verbracht 
werden 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Schlimm genug!) 

und daß dann im Rahmen des Euratom-Vertrags 
dieses Uran hier nur zu Brennelementen verarbei-
tet wird? Sie malen — zwar nicht heute, aber in 
anderem Zusammenhang — das Schreckgespenst 
an die Wand, hier solle der Grundstock dafür gelegt 
werden, daß die Bundesrepublik zur Atomwaffen-
macht wird. Wir stehen nach wie vor zum Nichtwei-
terverbreitungsvertrag. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Erzählen Sie, 
wann er ausläuft!) 

Wir unterwerfen uns nach wie vor der strikten Kon-
trolle durch Euratom und die Internationale Atom-
energiebehörde. 

(Zuruf des Abg. Vogel [München] 
[GRÜNE]) 

— Daran ändert auch Ihre Schreierei nichts. 
Schreien war noch nie ein Argument. Ich versuche, 
Ihnen hier einige sachliche Argumente klarzuma-
chen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Aber das scheint vergebliche Liebesmüh zu 
sein. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wir versu

-

chen, Sie zum Nachdenken zu bringen!) 
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 Sie stellen sich hier hin und tun so — das hat schon 
der Kollege Laufs gesagt —, als ob Sie sich zum 
Gralshüter des Rechts in unserem Land aufwer-
fen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist nötig!) 

Gleichzeitig billigen und bejubeln Sie Rechtsbre-
chung in Ihrem Umfeld. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wer bejubelt 
denn hier Herrn Warrikoff?) 

Sie fordern j a geradezu dazu auf, Rechtsbrechung 
zu betreiben. Ich glaube Sie sind überhaupt nicht 
berechtigt, in diesem Sinne hier Rechtspositionen 
zu vertreten, wenn Sie auf der anderen Seite der 
Gewalt das Wort reden. 

(Bueb [GRÜNE]: Der Gewalt reden Sie mit 
Plutonium das Wort!) 

Ich will Ihnen sagen, wie einer Ihrer Minister, näm-
lich der hessische Umweltminister, die Dinge sieht. 
Er bedauert, daß man erst bei der Anklage ange-
kommen sei, nun müsse der Prozeß eröffnet wer-
den. Das wird — so wörtlich — „eine unglaublich 
lange und zähe Auseinandersetzung, für die man 
Geduld und Schlitzohrigkeit braucht." Können Sie 
mir verraten, wo man noch das Einstehen und das 
Eintreten für Rechtstaatlichkeit findet, wenn man 
mit solchen Äußerungen an die Dinge herangeht? 

Was ist denn eigentlich geschehen? Auch wir be-
klagen und bedauern, daß die Überleitungsbestim-
mungen schon seit elf Jahren in Kraft sind und die 

I
)  Genehmigungen bisher nur zum Teil erteilt worden 

s ind. Die Frage ist aber an die zuständige Genehmi-
gungsbehörde, an die hessische Landesregierung zu 
richten, warum und wieso die Genehmigungen bis-
her nicht erteilt worden sind. Es kann doch nicht 
angehen, Herr Minister Steger, daß Sie einerseits 
vor zwei Jahren sagen: Das Genehmigungsverfah-
ren ist korrekt, die Unterlagen sind korrekt, das 
Management ist in Ordnung. Dann wird festgestellt: 
Der TÜV Bayern hat Einwände erhoben. Er hat 
gesagt: Die Unterlagen sind überhaupt nicht geneh-
migungsfähig. Bisher haben Sie diese Einwände 
und die Stellungnahme offensichtlich dem jetzt zu-
ständigen Bundesminister für Umwelt nicht vorge-
legt. Dann bedauern Sie die Unfähigkeit des Mana-
gements und drohen mit der Stillegung. Sie ziehen 
die Stillegungsverfügung wieder zurück. Nun ist 
wieder das Management schuld. Ich weiß nicht, was 
das eine mit dem anderen zu tun hat. Wenn in 
irgendeinem Unternehmen ein Manager versagt, 
dann ist es eine unternehmerische Entscheidung, 
wie zu verfahren ist. Es wird aber kein Mensch auf 
die Idee kommen, dies Unternehmen zu schließen, 
schon gar nicht, wenn 3 000 Arbeitsplätze, 3 000 
Menschen direkt betroffen sind, wenn kein Anlaß 
besteht, auch nach den Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft, aus Sicherheitsgründen eine Schließung 
vorzunehmen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Es geht hier 
um Plutonium! Sie haben das noch nicht 

gemerkt!) 

Hier geht es nur um die Verfolgung formaler Delik-
te. Das möchten wir auch einmal deutlich festge-

stellt wissen. Es ist kein Zweifel daran erhoben 
worden, daß — siehe die Stellungnahme der RSK, 
siehe die Stellungnahme der hessichen Landesre-
gierung — die Sicherheit dieser Anlage beeinträch-
tigt sein könnte, die Sicherheit für die Arbeiter in 
den Anlagen und für die Menschen, die in der Um-
gebung wohnen. Es gibt keine Beeinträchtigung in 
Fragen der Sicherheit. Hier geht es nur um formale 
Delikte. Es ist unverantwortbar, das Schicksal von 
3 000 Menschen zur Disposition zu stellen. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit die-
ser Aktuellen Stunde — die Frau Kollegin Hönes 
hat es vorher ja deutlich gemacht — setzen die 
GRÜNEN ihre Strategie fort, die ihren Ausgangs-
punkt am 7. Oktober 1984 bei einer Landesmitglie-
derversammlung in Mainhausen hatte. Der Be-
schluß der GRÜNEN vom 7. Oktober 1984 lautet — 
ich zitiere —: „Die Hanauer Nuklearbetriebe müs-
sen stillgelegt werden." Die Begründung: „Die Plu-
toniumfabrik Alkem arbeitet ohne Genehmigung 
und illegal." 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Am 20. November 1984 kündigen die GRÜNEN ihr 
Konfliktbündnis mit der SPD auf. Begründung: Die 
SPD lasse zu, daß der Ausbau der Plutoniumwirt-
schaft nicht verhindert werde. Ein Papier des SPD

-

Atomexperten Klaus Traube vom März 1985 sorgte 
dafür — 

(Vogel  [München] [GRÜNE]: Ist das wirk

-

lich ein Experte?) 

— hören Sie doch einmal zu; diese ewige Schwätze-
rei; um was geht es Ihnen eigentlich? —, daß es wie-
der zu einer Annäherung zwischen SPD und GRÜ-
NEN kam; denn in diesem Papier wurde u. a. gegen 
den Betrieb der Firma Alkem Stellung bezogen. Mi-
nisterpräsident Börner hielt nach einem Zeitungs-
bericht dieses Papier zwar für tollpatschig und ver-
früht, wohl unter dem Aspekt, daß in Nordrhein-
Westfalen ein Wahltermin anstand. Im Mai kommt 
eine rot-grüne Arbeitsgruppe, der sogenannte Dop-
pelvierer, zusammen, um Empfehlungen für die 
Strategie des rot-grünen Bündnisses in Hessen be-
züglich der Atomenergiepolitik auszuarbeiten. In 
einem Punkt wird dieser Doppelvierer sehr deut-
lich. Es heißt dort — ich darf zitieren —: „Unabhän-
gig von der Genehmigungsfähigkeit des Antrags 
sind alle zur Verfügung stehenden politischen Maß-
nahmen zu ergreifen, um eine Durchsetzung der 
Plutoniumwirtschaft zu verhindern." Genau diese 
Doppelstrategie wird jetzt weitergefahren. Dies ist 
— und das wird auch heute durch eine solche Aktu-
elle Stunde deutlich — das gemeinsame strategi-
sche Ziel dieses Konfliktbündnisses. Damit ist die 
SPD im übrigen voll auf den Kurs der GRÜNEN 
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Schmidbauer 
eingeschwenkt. Es geht hier nicht um Rechtsfragen, 
es geht nicht um die Fragen der Sicherheit, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Leider noch 
nicht!) 

es geht ihnen um die Stillegung. Joschka Fischer 
hat ja in einem Interview am 3. Februar noch ein-
mal erklärt — ich darf zitieren —: „Wir sind für die 
Stillegung von Alkem." Dazu ist Ihnen in der Tat 
jede Polemik recht. Es werden alle Möglichkeiten 
genutzt: Es gibt Koordination zwischen den Initiato-
ren in Hanau, zwischen einzelnen Presseorganen — 
Kollege Reuter hat ja neulich im Ausschuß sehr 
deutlich darauf hingewiesen —, und nun gibt es den 
Aufruf zur Großdemonstration, es gibt parallel dazu 
Ihre Polit-Show, Frau Hönes. In diesem Aufruf wird 
übrigens wider besseres Wissen behauptet — Sie 
haben das vorhin auch gesagt —, bei Alkem werde 
waffenfähiges Plutonium verarbeitet 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Ja, das ist richtig!) 

und angemessene, internationale Kontrollen zur 
Vermeidung eines militärischen Mißbrauchs wür-
den bis heute verhindert. 

Ich möchte feststellen: Erstens. Von den Hanauer 
Betrieben gehen keine Gefahren für die Mitarbei-
ter und die Umwelt aus, die nicht zu verantworten 
wären. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Eingehende Prüfungen und Untersuchungen der 
Experten gaben zu keinem Zeitpunkt Anlaß zum 
Einschreiten. Sie brauchen nur einmal die Berichte 
der Reaktorsicherheitskommission und der Strah-
lenschutzkommission nachzulesen, die dies ja seit 
Jahren wiederholt bestätigt haben. 

Zweitens. Seit Jahren hat die Bundesregierung 
auf eine rasche Abwicklung der Genehmigungsver-
fahren in Hanau, insbesondere bei Alkem, ge-
drängt. 

Drittens. Wir wollen, daß diese Verfahren in strik-
ter Sachlichkeit und sorgfältig durchgeführt wer-
den. — Ich habe das Protokoll noch einmal nachge-
lesen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie haben sich 
aber viel Mühe gemacht!) 

Herr Steger, Sie werden nachher ja wohl dazu Stel-
lung nehmen. Es lohnt sich, das, was Sie am 20. Fe-
bruar gesagt haben, aus der Sicht dieser Debatte 
heute noch einmal nachzulesen und zu überprü-
fen. — 

Viertens. Wir fordern die rot-grüne Koaliton in 
Hessen auf, ihre Hausaufgaben endlich zu machen 
und nun nicht auch noch die Bundesregierung in 
ihren hessischen Eiertanz mit einzubeziehen. 

Fünftens. Wir fordern den Ministerpräsidenten 
des Landes Hessen auf, nicht nur, wie er dies am 
Mittwoch in seiner Regierungserklärung getan hat, 
zu sagen, daß er den Betrieb für legal hält, sondern 
auch endlich dafür zu sorgen, daß diese Betriebe 
auf Dauer weiterarbeiten können. 

Sechstens. Wir fordern den Ministerpräsidenten 
des Landes Hessen auf, den Arbeitern und Ange-

stellten der Hanauer Betriebe durch solche verba-
len Beteuerungen nicht Sand in die Augen zu streu-
en, sondern dem Treiben der GRÜNEN endlich Ein-
halt zu gebieten und damit auch die Arbeitsplätze 
in diesem Betrieb zu sichern. Zur Not könnte er ja 
einmal seine Dachlatte nehmen, um für Ordnung zu 
sorgen 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist Anleitung zur 
Gewalt! — Lachen und weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

und nicht zum Helfer der Neinsager und Aussteiger 
zu werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lenzer. 

(Reuter [SPD]: Das geht doch nicht! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Er ist mir soeben gemeldet worden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist schon 
der dritte! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN und der SPD) 

Aber Sie müssen schon selbst wissen, Herr Abge-
ordneter, ob Sie jetzt reden wollen oder nicht. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der will im

-

mer reden, das ist das Problem! — Weitere 
Zurufe von der SPD — Lenzer [CDU/CSU]: 
Herr Präsident, wenn Sie mich so char

-

mant bitten, kann ich ja nicht nein sagen! 
Vielen Dank!) 

— Sie haben das Wort. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte mich mit einigen we-
nigen Vorwürfen auseinandersetzen, die hier erho-
ben worden sind, und zwar zunächst einmal mit 
dem Vorwurf der mangelnden Kontrolle. Meine Da-
men und Herren, ich bitte Sie, endlich zur Kenntnis 
zu nehmen, daß die Kernenergie in der Bundesre-
publik Deutschland bewußt ausschließlich friedlich 
genutzt wird. Es ist ein ungeheuerlicher Vorwurf, 
der übrigens auch von Teilen der SPD, meine Her-
ren von der SPD, erhoben wird, daß friedliche und 
militärische Nutzung der Kernenergie hier bei uns 
nicht säuberlich getrennt würden. Bitte unterlassen 
Sie das, und rufen Sie bitte auch Ihren Ministerprä-
sidenten Lafontaine zur Ordnung. Er spielt eben-
falls mit diesem Gedanken. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das haben Sie 
nicht kapiert! — Catenhusen [SPD]:  Strauß 
hat auch damit gespielt! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Die Unterscheidung zwischen friedlicher und mi-
litärischer Kernenergienutzung ist über Ost-West-
Grenzen hinweg eine wesentliche Errungenschaft 
der internationalen Staatengemeinschaft. Mehr als 
120 Staaten haben den Kernwaffen-Nichtverbrei-
tungsvertrag unterschrieben, sind also Mitglied-
staaten dieser Vereinbarung. Sie haben sich ver-
pflichtet, auf Herstellung und Besitz von Kernwaf- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 244. Sitzung. Bonn, Freitag, den 7. November 1986 	18881 

Lenzer 
fen zu verzichten und Kernenergie nur für friedli-
che Zwecke zu nutzen. Zu diesen Mitgliedstaaten 
gehört auch die Bundesrepublik Deutschland. Aller-
dings sagt dieser Vertrag auch ganz eindeutig aus, 
daß keinerlei Diskriminierung — Herr Hauff, Sie 
erinnern sich daran; Sie waren damals Mitglied der 
Bundesregierung und haben das ebenfalls unter-
stützt — irgendeines Staates erfolgen dürfe. 

(Dr. Hauff [SPD]: Super-Versailles habt ihr 
den Vertrag genannt!) 

— Bleiben Sie zunächst einmal bei dem, was Sie 
selbst gesagt haben, und machen Sie sich Gedan-
ken über Ihre eigenen Äußerungen. — 

(Dr.  Hauff [SPD]: Dagegen wart ihr, jetzt 
beruft ihr euch darauf! — Weitere Zurufe 
von der SPD: Ihr habt dagegen gestimmt!) 

Ziel in der Bundesrepublik Deutschland — ohne 
Diskriminierung, wie es in Art. 3 und 4 dieses Nicht-
verbreitungsvertrages steht — ist der friedliche Zu-
gang zur Kernenergienutzung ausschließlich zum 
Zwecke der Energieerzeugung und sonst überhaupt 
nichts. 

Dann wird der Vorwurf der mangelnden Kon-
trolle erhoben. Ich verstehe das überhaupt nicht. 
Sind Sie denn nicht endlich einmal bereit, die Fak-
ten zur Kenntnis zu nehmen? Die Kernenergieanla-
gen in der Bundesrepublik Deutschland sind quasi 
gläserne Anlagen. Sie unterstehen der Kontrolle 
der IAEO, sie unterstehen der Verifikationskontrol-
le, auch der direkten Kontrolle durch Euratom. Üb-
rigens wirken bei diesen Kontrollen jederzeit, wie 
das bei der IAEO normal ist, auch Inspektoren aus 
Ostblockstaaten mit. Sie glauben doch nicht im 
Ernst, daß man sich, wenn der geringste Verdacht 
nachweisbar wäre oder bestünde, daß hier Waffen-
plutonium hergestellt würde, diesen Propaganda-
knüller seitens des Ostblocks entgehen lassen wür-
de. Das glaubt doch wohl keiner, der die Hose mit 
der Beißzange anzieht. 

Die Technik der Plutoniumverarbeitung ist über-
haupt nicht für Waffenplutonium geeignet. Es han-
delt sich dort um oxidisches Material und nicht um 
Schwermetall; so müßte es nämlich sein, um über-
haupt Waffen herzustellen. Aber ich glaube, es ist 
müßig — es geht Ihnen j a auch nicht um die Sach-
diskussion —, in irgendeiner Weise detailliert nach-
zuweisen, was dort wirklich passiert. 

Eines kann ich Ihnen sagen und weise in dem 
Zusammenhang auf langjährige Forschungen und 
sehr sorgfältige Studien der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik hin. Es ist ganz deutlich ge-
worden — das trifft für alle Länder der Erde zu, wo 
leider solch eine Kernwaffe entwickelt worden 
ist —: Niemand ist in diesem Falle den Weg über die 
friedliche Nutzung, über einen Leistungsreaktor ge-
gangen. Man ist immer über Spezialanlagen gegan-
gen, 

(Catenhusen [SPD]: Tschernobyl noch 
nicht!) 

über Schwerwasserreaktoren mit einer besonderen 
kritischen Anordnung. Nehmen Sie das bitte zur 
Kenntnis. Auch die Sowjetunion ist nicht in erster 

Linie den Weg über Leistungsreaktoren gegangen, 
obwohl beispielsweise Tschernobyl eine solche 
kombinierte Anlage gewesen ist. 

(Dr. Hauff [SPD]: Frankreich! — Zuruf von 
der SPD: Aha! — Weitere Zurufe von der 

SPD und den GRÜNEN) 

Dies aber mit der Bundesrepublik Deutschland, 
insbesondere mit der Firma Alkem zu vergleichen 
ist eine geradezu absurde Unkenntnis der Fakten 
und offenbart eine Böswilligkeit, die hinter all die-
sen Anwürfen steckt. 

(Bueb [GRÜNE]: Ihr seid die Engel!) 

Sie wollen einen strategisch wichtigen Punkt der 
deutschen friedlichen Nutzung der Kernenergie 
treffen, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Ja!) 

nämlich das Entsorgungskonzept. Sie wissen, daß 
hier die Rücknahmeverpflichtung für abgebrannte 
und wiederaufgearbeitete Brennelemente von der 
Cogema, aus Cap la Hague und später aus Wackers-
dorf besteht. Ihnen geht es überhaupt nicht um die 
Besorgnisse einiger Menschen, Ihnen — und leider 
auch Teilen der SPD — geht es darum, an diesem 
Punkt die friedliche Nutzung der Kernenergie in 
unserem Lande zu blockieren und ein für allemal 
zunichte zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogel  [München] [GRÜNE]: Exakt analy

-

siert! — Senfft [GRÜNE]: Das ist die Mehr

-

heit in der Bevölkerung!) 

Lassen Sie mich zum Abschluß sagen: 500 hoch

-

qualifizierte Arbeitskräfte arbeiten bei Alkem. Das 
ist für Sie alles nichts. Es ist einfach bedrückend 
für jeden anständigen Kerl, mit welcher Kalt-
schnäuzigkeit, mit welch ungeheurem Zynismus Sie 
über die Not und Existenzängste dieser Menschen 
und ihrer Familien hinweggehen. Darüber sollten 
Sie sich Gedanken machen. 

(Rusche [GRÜNE]: Scheinheiligkeit!) 

Lassen Sie mich als letztes noch sagen: Wenn 
man sich diese feine Demonstrationsgesellschaft — 
von  den Autonomen in Hanau über den Kommuni-
stischen Bund bis zum Info-Büro „Freies Wacker-
land", bis zu den Südafrika-Freunden und weiß der 
Kuckuck was — betrachtet, weiß man, was hier 
läuft. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Alles Menschen, 
die sich Sorgen machen!) 

Es ist die gleiche feine Gesellschaft, die überall, wo 
mit der Eisenstange, wo mit der Maske und mit 
dem Schutzhelm demonstriert wird, zu finden ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogel  [München] [GRÜNE]: Reden Sie von 

der Polizei?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Catenhusen. 
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Catenhusen (SPD): Herr Lenzer, anstatt Kroko-
dilstränen über die 500 Arbeitsplätze in Hanau zu 
vergießen, sollten Sie sich vielleicht einmal Gedan-
ken machen, wieso Sie die Politik einer Bundesre-
gierung unterstützen, die Massenarbeitslosigkeit —
2 Millionen Arbeitslose in unserem Lande — in ih-
rer Politik bewußt in Kauf nimmt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Seiters [CDU/CSU]: Die 2 Millionen haben 

wir doch vorgefunden!) 

Ich möchte auch noch ein zweites Argument an-
führen, Herr Lenzer. Ich denke, daß Sie das Mär-
chen, daß die militärische und zivile Nutzung der 
Kernenergie technisch trennbar sei, natürlich noch 
jahrelang weitererzählen können. Allein die Tatsa-
che, daß wir bisher den Atomwaffensperrvertrag 
unterschrieben haben und ihn zumindest bis 1995 
einhalten müssen, obwohl j a Teile Ihrer Fraktion 
damals eine andere Meinung hatten, 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das hatte aber da-
mals andere Gründe! Es ging um die Nicht-

diskriminierung!) 

kann uns davor bewahren, daß die technischen 
Möglichkeiten, die in Hanau geschaffen werden, 
auch zu militärischen Zwecken genutzt werden. 

Es wäre schön, wenn vielleicht Herr Wallmann in 
der heutigen Debatte einmal begründet, warum er 
heute — im Unterschied zu früher — von der Not-
wendigkeit dieses Atomwaffensperrvertrages über-
zeugt ist. 

Die Brisanz der heutigen Diskussion liegt natür-
lich darin, daß in Hanau die nukleare Infrastruktur 
entwickelt und bereitgehalten wird, um die Vision 
des Plutoniumstaates auch in der Bundesrepublik 
Deutschland Wirklichkeit werden zu lassen, denn 
die Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf und 
der Schnelle Brüter in Kalkar sind Teile des Pluto-
niumbrennstoffkreislaufs, der künftig von Hanau 
seinen Ausgang nehmen soll. Hier wird schon heute 
auf Vorrat Plutonium in Tonnenmengen gelagert. 
Es ist lächerlich, Herr Lenzer, gerade wenn Sie der 
Meinung sind, daß in der Bundesrepublik alles glä-
sern sei, daß der Plutoniumbunker der Physika-
lisch-Technischen Bundesanstalt zum Staatsge-
heimnis erklärt wird, daß die Öffentlichkeit nicht 
erfahren darf, in welchem Umfang dort schon heute 
Plutonium gelagert wird. Warum wird denn hier 
eine Geheimhaltungspolitik betrieben, wie wir sie 
sonst in dieser Hinsicht nur von einem Atomwaf-
fenstaat erwarten können? Hier soll ja auch das 
Plutonium gelagert werden, das in der Wiederauf-
arbeitungsanlage in La Hague und künftig in 
Wackersdorf aus Brennelementen deutscher 
Leichtwasserreaktoren abgetrennt werden soll. 
Hier werden die Brennelemente für den Schnellen 
Brüter gefertigt, und hier bemüht man sich seit lan-
gem, das gleiche Plutoniummischoxid für den Ein-
satz in Leichtwasserreaktoren in sogenannten 
MOX-Brennelementen zu erproben, um notfalls 
auch die Plutoniumwirtschaft ohne Schnelle Brüter 
betreiben zu können. 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
wenden uns gegen den Marsch in die Plutonium-

wirtschaft. Plutonium ist der giftigste Stoff, den der 
Mensch bisher in das Ökosystem eingebracht hat. 

(Rusche [GRÜNE]: Und nicht mit Blei ver

-

gleichbar!) 

Plutonium ist ebenso, wie das in Hanau verwandte 
hochangereicherte Uran grundsätzlich für militär-
ische Zwecke verwendbar. Herr Lenzer, Sie sollten 
vielleicht zur Kenntnis nehmen, daß Präsident Car-
ter einen Versuch hat durchführen lassen, um her-
auszufinden, ob aus Leichtwasserreaktoren abge-
branntes Plutonium grundsätzlich für militärische 
Zwecke, für eine Bombe, nutzbar wäre; und diese 
Bombe ist tatsächlich explodiert. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Mit welchem Auf

-
wand?) 

— Ja, mit großem Aufwand. Aber der Diebstahl sol-
chen Plutoniums wäre ein großes Sicherheitsrisiko. 
Etwa 5 Kilogramm Plutonium aus dem Brutmantel 
eines Schnellen Brüters in Kalkar wären für den 
Bau einer Atombombe allerdings genau geeignet. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Da kommen Sie leich

-

ter an einen halben Zentner Zyankali!) 

Vor diesem Hintergrund geben natürlich die Vor-
gänge um dieses Genehmigungsverfahren in Ha-
nau und die in der Presse wiederholt berichteten 
Schlampereien der Firmen im Umgang mit diesem 
Material einen gewissen Eindruck davon, wie sorg-
los man diesen Weg in den Plutoniumstaat be-
schreitet. 

In der Energiepolitik der SPD macht mittel- und 
langfristig die Weiterführung dieser nuklearen Ak-
tivitäten der Hanauer Firmengruppe keinen Sinn. 
Die Hanauer Firmengruppe wäre aber ohne mas-
sive staatliche Förderung und Subventionierung 
auch nie entstanden. Es sind insgesamt eine halbe 
Milliarde DM öffentlicher Mittel zum Aufbau dieser 
Gruppe bereitgestellt worden. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Die haben wir doch 
gemeinsam bewilligt!) 

Wenn wir diese Firmengruppe umstrukturieren 
wollen, müssen wir davon ausgehen, daß der Staat 
eine Mitverantwortung dafür trägt, daß dieser Fir-
mengruppe mittel- und langfristig neue Ziele ge-
setzt werden. In dem Sinne, Herr Lenzer, gehen uns 
schon die Sorgen der Beschäftigten verdammt et-
was an. Nur wollen wir gemeinsam einen Ausweg 
aus dieser Situation suchen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß ein offenes Wort 
an Frau Hönes sagen. Frau Hönes, hier zu einer 
Demonstration aufzurufen, so ohne Wenn und Aber, 
wo im Aufruf ausdrücklich enthalten ist: „Wir las-
sen uns nicht spalten", d. h. die Autonomen und die 
Militanten dürfen gleichberechtigt, ohne daß man 
seitens der Demonstrationsleitung Vorkehrungen 
trifft, an dieser Demonstration teilnehmen, wird 
dazu führen, daß all die Gruppen, die nicht in Has-
selbach bei der Friedensbewegung waren, nach Ha-
nau gehen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: „Phantasievolle Aktio

-

nen" heißt das dann!) 
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Catenhusen 
Sie wissen, daß z. B. der Kollege Bastian aus Ihrer 
Fraktion im Sommer einen offenen Brief an die 
Anti-AKW-Bewegung gerichtet hat, in dem er sie 
vor der Gewalt gewarnt hat. Sie stellen heute von 
seiten der GRÜNEN einen Persilschein aus, ohne 
gleichzeitig Autonomen und Militanten deutlich zu 
sagen: Dort ist kein Platz für euch! 

(Frau Hönes [GRÜNE] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete Hönes, 
Zwischenfragen sind in der Aktuellen Stunde nicht 
möglich. 

Catenhusen (SPD): Meine Damen und Herren, ich 
finde das als Sozialdemokrat, der seit langer Zeit 
gegen Kernenergie ist, schlimm. 

(Beifall bei der SPD — Frau Hönes [GRÜ-
NE]: Haben Sie den Aufruf gelesen?) 

Daß Sie hier keinen Satz darüber verlieren, daß Sie 
Arm in Arm mit den Autonomen und Militanten 
dort auftreten wollen, finde ich schlimm. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine 
kurze Bemerkung zu dem, was eben unter dem 
Stichwort Plutoniumwirtschaft vorgetragen wurde. 
Das ist ja merkwürdig, Herr Abgeordneter, daß al-
les, was früher gegolten hat, heute unverändert den 
Einstieg in den Plutoniumstaat bedeutet, aber frü-
her natürlich nicht. Sie müssen sich schon die 
Frage gefallen lassen, wie Sie eigentlich im Zusam-
menhang mit Kalkar einen derartigen — Verzei-
hung — Unsinn reden, denn dort gibt es bis zur 
Stunde und in absehbarer Zeit, wenn ans Netz ge-
gangen wird, natürlich keine Brut-, sondern ledig-
lich Konversionsraten. Vielleicht haben Sie sich da-
mit auseinandergesetzt: Wäre Kalkar so wie projek-
tiert jetzt ans Netz gegangen, würde es 600 Jahre 
dauern, bis so viel spaltbares Material erbrütet wor-
den ist, daß ein gleichgroßes Kernkraftwerk betrie-
ben werden könnte. 
Was Wackersdorf angeht, so wissen Sie doch ge-

nauso gut wie ich, daß es das Ergebnis des Entsor-
gungskonzepts ist, das im September 1979 von Bun-
deskanzler Helmut Schmidt und allen Regierungs-
chefs der Länder verabschiedet worden ist. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Einschließlich 
Börner und Rau!) 

Das ist doch die Wahrheit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP — Dr. Hauff [SPD]: Das ist falsch!) 

Nun zur Sache, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Vorweg will ich feststellen: für die Bundes-
regierung besteht kein Zweifel, daß der bisherige 
Betrieb der Hanauer Brennelementfabriken recht-
mäßig war und ist. Aber ich füge hinzu: Die elfjäh-

rige Dauer der Genehmigungsverfahren für die Ha-
nauer Brennelementfabriken — Verfahren, die ja 
immer noch nicht abgeschlossen sind — kann nicht 
akzeptiert werden. Wer die Verantwortung oder die 
wesentliche Verantwortung dafür zu tragen hat, 
mag dahingestellt bleiben; entscheidend ist, daß 
nach rund elfjähriger Verfahrensdauer — seit der 
Novelle zum Atomgesetz 1975 — die Genehmi-
gungsverfahren immer noch nicht zum Abschluß 
gekommen sind. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Hessen vorn! 
— Reuter [SPD]: Unter FDP-Verantwor

-

tung!) 

— Herr Abgeordneter, Sie sollten solche Bemerkun-
gen nicht machen. Ich habe sehr begrüßt, was vor-
gestern der Abgeordnete und frühere sozialdemo-
kratische Staatsminister Reitz im Hessischen 
Landtag zu diesem Thema gesagt hat. Dies nenne 
ich Haltung und Klarheit. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich über 
die Entwicklung in der Vergangenheit gründlich in-
formieren lassen. Leitende Beamte meines Hauses 
und ich selbst haben Gespräche mit den Verant-
wortlichen der hessischen Landesregierung und 
mit ihren leitenden Beamten geführt. Ich dränge 
auf eine zügige Abwicklung der gewiß komplizier-
ten Genehmigungsverfahren. Wir drängen auf 
schnelle Entscheidungen. In einem besonders wich-
tigen Gespräch vor rund zwei Monaten habe ich 
erklärt, daß die anstehenden Entscheidungen zum 
frühestmöglichen, sachlich vertretbaren Zeitpunkt 
getroffen werden müssen. 

Im übrigen bin ich der Auffassung, daß es sach-
lich falsch war, im Jahre 1975 für die erforderlichen 
Genehmigungen keine Fristen zu setzen. Ich halte 
das für falsch. Für mich ist deswegen auch von 
Interesse gewesen, daß die in dem Schreiben des 
hessischen Wirtschaftsministers, Herrn Dr. Steger, 
genannten Fristen, die für das laufende Genehmi-
gungsverfahren in diesem Jahr vorgesehen sind, 
nicht etwa vom Wirtschaftsministerium in Wiesba-
den einseitig festgelegt worden sind, sondern auf 
Vorschlag der Betreiberfirma festgesetzt wurden. 

Schließlich will ich noch anmerken, daß über das 
weitere Vorgehen wegen des Alkem-Genehmi-
gungsverfahrens weiterhin intensive Abstimmun-
gen zwischen dem hessischen Wirtschaftsministe-
rium und dem Bundesumweltministerium stattfin-
den. 

Bei dieser von der Fraktion der GRÜNEN bean-
tragten Aktuellen Stunde geht es den GRÜNEN im 
übrigen natürlich nicht um eine sachgerechte und 
zügige Entscheidung in der Sache, also bei diesen 
Genehmigungsverfahren. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Doch! — Vogel 
[München] [GRÜNE]: Um eine schnelle 

Ablehnung!) 

Meine Damen und Herren, hier werden im Deut-
schen Bundestag Profilierungsbemühungen fortge-
setzt, und der vordergründige Krach zwischen 
GRÜNEN und SPD in der hessischen Landespolitik 
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soll hier noch einmal aufgeführt werden. Das ist die 
Wahrheit. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die GRÜNEN lassen auf Staatskosten Gutachten 
anfertigen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sie doch 
auch!) 

Sie verhöhnen die SPD, ihren Koalitionspartner, öf-
fentlich. Sie machen den Koalitionspartner lächer-
lich. Es ist Sache der Sozialdemokraten, es ist eine 
Frage ihrer Selbstachtung und ihrer Würde, wie sie 
darauf reagieren. 

Hier ist ein Zitat vorgetragen worden, das ich 
gern wiederholen möchte, Herr Präsident. Ein Mit-
glied des Kabinetts Börner erklärte vor kurzem in 
der „taz": 

Wir sind erst bei der Anklage angelangt. Der 
nächste Punkt ist die Frage, ob das Gericht den 
Prozeß eröffnet. Das wird eine unglaublich 
lange und zähe Auseinandersetzung, für die 
man Geduld und Schlitzohrigkeit braucht. 

Der hessische Ministerpräsident schweigt zu dieser 
Aussage, zur Aussage eines Mitglieds des Kabi-
netts, also der Landesregierung Hessens. Er 
schweigt, obwohl ein Mitglied seines Kabinetts er-
klärtermaßen ein unabhängiges Gericht in eine, wie 
es da heißt, politische Auseinandersetzung — ich 
betone: Auseinandersetzung — hineinziehen will. 

Meine Damen und Herren, es stellen sich schon 
Fragen, z. B. die Frage: Was herrscht da für eine 
Politik und was für ein Rechtsverständnis? Was die 
Sache angeht, so ist es doch ganz offensichtlich die 
Strategie der GRÜNEN, einen zügigen Abschluß 
des Genehmigungsverfahrens mit Tricks und — ich 
zitiere noch einmal — mit „Schlitzohrigkeit" zu ver-
hindern. Sachgerechte Arbeit soll auf diese Weise 
blockiert werden. 

(Senfft [GRÜNE]: Wo soll er das gesagt ha-
ben?) 

Die SPD ist offenkundig hilflos. 

Auch deswegen ist die Bundesregierung und hier 
insbesondere der Bundesumweltminister verpflich-
tet, dafür zu sorgen, daß die Genehmigungsverfah-
ren sachlich und ohne jeden politischen Druck zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu einem Abschluß ge-
bracht werden können. Ich habe darauf hingewie-
sen, daß ich nicht die Absicht habe, heute darüber 
zu diskutieren, wer die Verantwortung für die unge-
wöhnlich lange Dauer der Genehmigungsverfahren 
trägt. 

Aber eines will ich feststellen: In den vergange-
nen Jahren, in denen die Genehmigungsverfahren 
nicht zu Ende geführt worden sind, lag die Regie-
rungsverantwortung in Hessen bei den Sozialdemo-
kraten. In all diesen Jahren hat die SPD nicht ein 
einziges Mal Anlaß gesehen, auf einen schnelleren 
Abschluß dieses Verfahrens hinzuwirken. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr merkwür-
dig! — Hört! Hört!) 

Sie, meine Damen und Herren von der SPD, sollten 
sich nicht nur zu dieser Tatsache bekennen, Sie 
sollten vor allem der grünen Strategie des Druck-
ausübens und der Schlitzohrigkeit 

(Senfft [GRÜNE]: Sehr gut!) 

eine Strategie der Sachlichkeit und der Ehrlichkeit 
und Entschlossenheit entgegensetzen. 

Meine Damen und Herren, die hessische Landes-
regierung hat allen Anlaß, im Rahmen ihrer Verant-
wortung für das weitere Genehmigungsverfahren 
Klarheit zu schaffen. Die Bundesregierung wird 
sich an dem parteipolitischen Schauspiel nicht be-
teiligen. Sie wird darauf dringen und dafür sorgen, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Sie stehen 
über den Parteien, was?) 

daß Entscheidungen ausschließlich aus sachlichen 
Gründen und im Rahmen des geltenden Rechts ge-
troffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem hessi-
schen Staatsminister für Wirtschaft und Technik, 
Herrn Dr. Steger, das Wort. 

Staatsminister Dr. Steger (Hessen): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ge-
statten Sie mir zunächst einige Anmerkungen zu 
Feststellungen, die hier im Laufe der Debatte ge-
troffen worden sind. 

Erstens. Die hessische Landesregierung gewähr-
leistet als die zuständige Aufsichts- und Genehmi-
gungsbehörde die strikte Einhaltung aller Sicher-
heitsbestimmungen, die hier materiell bei der Auf-
sicht der Hanauer Betriebe anzuwenden sind, so 
daß die geltenden Schutzziele des Atomgesetzes 
voll erfüllt werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ich denke, da ist An

-

klage erhoben worden!) 

Zweitens. Die Genehmigungsverfahren haben ei-
nen Stand erreicht, daß für alle Betriebe, Frau Ab-
geordnete Hönes, eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
stattgefunden hat und die Unterlagen, die im atom-
rechtlichen Genehmigungsverfahren vorgesehen 
sind, ausgelegt wurden, so daß sich die Bürger dar-
über ein Bild haben machen können, um welche 
Anlagen es sich handelt und welche Maßnahmen in 
den laufenden Genehmigungsverfahren vorgesehen 
sind, um die Sicherheit dieser Anlagen hochzuzo-
nen. Denn das ist ja der Zweck der laufenden Ge-
nehmigungsverfahren, 

(Frau Dann [GRÜNE]: Aber leider zu 
spät!) 

was leider in der öffentlichen Debatte oft verkannt 
wird. Auch ich bedauere es, daß diese Genehmi-
gungsverfahren so lange gedauert haben. Denn es 
hat zehn Jahre gedauert, bis wir einen Stand er-
reicht haben, daß eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
und die Auslegung der Unterlagen möglich war. 

Ich will jetzt nicht nachkarten, Herr Bundesmini-
ster Wallmann, wer wie lange wofür als zuständiger 
Ressortminister in Bonn und in Wiesbaden Verant-
wortung getragen hat. Ich teile Ihre Ansicht, daß es 
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ein Fehler war, in dieses Gesetz keine Fristen oder 
sonstige Instrumentarien aufzunehmen, die es der 
Genehmigungsbehörde gestattet hätten, einen stär-
keren Druck auf die Betreiber auszuüben, die Un-
terlagen, die im atomrechtlichen Genehmigungs-
verfahren erforderlich sind, tatsächlich fristgerecht 
und auch vollständig einzureichen. 

Drittens. Der Ministerpräsident des Landes Hes-
sen hat in einer Regierungserklärung vor dem Hes-
sischen Landtag vorgestern ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß es ein untauglicher Versuch wäre, 
den Ausstieg aus der Kernenergie über Tricks in 
den Genehmigungs- oder Aufsichtsverfahren zu er-
reichen. Dies verbietet allein der Respekt vor dem 
Bundesverfassungsgericht, das in seinem Kalkar-
Urteil festgestellt hat, daß es eine normative Ent-
scheidung des Gesetzgebers war, die besonderen 
Risiken der Kernenergie für akzeptabel zu halten 
und gesetzlich zu normieren. Aber es ist wohl un-
strittig, daß es auch eine Entscheidung des Gesetz-
gebers sein kann und darf, diese politische Wertent-
scheidung über eine andere Mehrheit im Gesetzge-
bungsverfahren zu ändern. Und darum bemühen 
wir uns; daraus will ich gar kein Hehl machen. 
Aber, ich glaube, man kann uns das Differenzie-
rungsvermögen zutrauen, sich um andere politische 
Mehrheiten zu bemühen, aber auf der anderen 
Seite auch die bestehenden Gesetze exakt und kor-
rekt auszuführen. 

Viertens. Herr Abgeordneter Laufs, wenn Sie hier 
feststellen, wir entfernten uns vom Atomgesetz, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Vom Auftrag!) 

ist das ein Bumerang, 

(Dr. Hauff [SPD]: So ist es, exakt!) 

der natürlich Ihren Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit trifft; 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Überhaupt nicht!) 

denn er verfügt im Rahmen des Art. 85 über alle 
rechtlichen Instrumente, um sicherzustellen, daß 
die zuständigen Landesbehörden, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Er hat sie ja auch 
schon anweisen müssen!) 

die in Bundesauftragsverwaltung, nicht als eigene 
Angelegenheiten der Länder, hier für den Bund 
handeln, rechtstreu und gesetzestreu handeln. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie wissen doch ge-
nau, daß er das Genehmigungsverfahren in 
der Sache nicht an sich ziehen kann!) 

Sie wissen, daß aus diesem Grunde auch ein in-
tensiver Meinungsaustausch zwischen dem hier zu-
ständigen Ressortminister der hessischen Landes-
regierung und dem Bundesumweltminister stattge-
funden hat. Der Bundesumweltminister ist über al-
les informiert, was in Hanau vorgeht und welche 
Schritte wir dort unternommen haben. 

Deswegen kann ich ausdrücklich dementieren, 
daß das Genehmigungsverfahren in Alkem ir-
gendwo verschleppt wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Warum entscheiden 
Sie dann nicht seit einem Jahr?) 

Die Debatte im hessischen Landtag hat ja gezeigt, 
daß wir unter Bedingungen vollkommener Transpa-
renz arbeiten. Alle Akten sind dort zitiert worden, 
und ich habe dort bekräftigt, was ich hier bekräftigt 
habe: Es gibt keine Weisung von mir, dieses Verfah-
ren zu verzögern, im Gegenteil; 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wann entscheiden 
Sie endlich?) 

aber es gibt noch nicht einmal einen Referentenent-
wurf, weil es in der Tat — ich nenne nur das Pro-
blem Handschuhkastentechnik und daraus abgelei-
tete Fragen der Arbeitssicherheit — von der RSK 
noch Aufträge gibt, die abzuarbeiten sind. 

Man kann uns vieles unterstellen, Herr Abgeord-
neter Laufs, aber gerade im Hinblick auf die staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen kann es nicht das 
Interesse irgendeines Beteiligten sein, auch nicht 
des Hessischen Ministers für Wirtschaft und Tech-
nik, hier Verzögerungen einzubauen, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Die Wahrheit ist, 
daß Sie sich über den Wahltermin hinüber

-

retten wollen!) 

sondern unser Interesse ist es, schnell und zügig zu 
entscheiden. Immerhin haben wir die Verfahren auf 
einen Stand gebracht, den es bisher noch nicht 
gab. 

Fünftens. Ich darf darauf verweisen, Herr Abge-
ordneter Laermann, daß wir beim Fall „Raum 13 
der RBU" schon damals Anlaß zu erheblicher Kritik 
am Verhalten des Managements hatten und daß wir 
hier rechtlich eine andere Beurteilung hatten als 
der damalige Bundesinnenminister. Es ist also 
nicht so, daß wir nicht gehandelt hätten, wo wir es 
für geboten hielten, sondern wir haben unseren 
Teil, um die Genehmigungsverfahren zu beschleu-
nigen, getan. Deswegen mußten wir den Firmen 
auch Fristen setzen, wobei ich Sie, Herr Bundesmi-
nister Wallmann, in einem Punkt etwas korrigieren 
muß. Ich bitte um Entschuldigung, aber nur ein Teil 
der Fristen, die wir in unserem Brief gesetzt haben, 
sind von der Firma vorgeschlagen, was z. B. den 
Endpunkt der Verfahren angeht. Dies war nicht von 
den Firmen. Ich muß hier deutlich darauf hinwei-
sen, daß wir die geringen Möglichkeiten, die wir als 
atomrechtliche Genehmigungsbehörde hatten, um 
das Verfahren zu beschleunigen, voll genutzt haben. 
Aber sie stehen immer vor der Situation, daß Sie 
außer der Stillegung praktisch kein Instrument ha-
ben, um die Betreiber zu zwingen, die Unterlagen 
vollständig und fristgerecht einzusetzen. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir 
noch zwei politische Anmerkungen. Frau Abgeord-
nete Hönes, ich kann Sie nicht hindern, von diesem 
Plenum aus Angriffe gegen den realpolitischen Flü-
gel Ihrer eigenen Partei zu starten, 

(Werner [Westerland] [GRÜNE]: Das ist 
doch Quatsch! — Catenhusen [SPD]: Natür

-

lich stimmt das!) 
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nur muß ich meinen Kabinettskollegen Fischer aus-
drücklich gegen Ihre Angriffe in Schutz nehmen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Frau Hönes [GRÜNE]: Das 

ist süß!) 

Es sollte Ihnen zu denken geben, daß die hessi-
schen GRÜNEN den von Ihnen zitierten Demon-
strationsaufruf nicht mit unterschrieben haben. 

Meine Damen und Herren, ich muß auch den 
Herrn Bundesminister Wallmann korrigieren. Herr 
Börner hat nicht geschwiegen. Er hat Herrn Fischer 
ausdrücklich und abschließend mitgeteilt, daß er 
die von seinem Gutachter gezogenen rechtlichen 
Schlußfolgerungen für falsch hält, daß die hessische 
Landesregierung daher die Hanauer Betriebe nicht 
stillegen wird, weil sie dafür keinen Anlaß sieht. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD — Lenzer [CDU/CSU]: 
Das ist schon eine tolle Regierung, das 
muß ich sagen! — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Diese Genossen machen einen Eier-

tanz! Das ist schlimm!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Michels. 

Michels (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Minister Dr. Steger, es ist 
festzustellen, daß die Brennelementefabrik Alkem 
seit 1975 auf der Grundlage einer Übergangsrege-
lung betrieben worden ist. Um so anstößiger aber 
muß das heutige Gezerre empfunden werden, das 
es um Alkem gibt. Die hessische Landesregierung 
ist sowohl für die Genehmigung als auch für die 
Überwachung der Betriebe, insbesondere für Al

-

kern, zuständig. 

Den GRÜNEN, meine Damen und Herren, geht 
es, wie hier schon mehrfach festgestellt worden ist, 
nur darum, diese Aktuelle Stunde im Parlament 
dazu nutzen, zur Demonstration aufzurufen. Sie 
sollten mal darüber nachdenken, was sie dabei ins-
gesamt anrichten. 

Meine Damen und Herren, das wirkliche Pro-
blem, um das es hier geht, hat seine Ursache in der 
Handlungsunfähigkeit der hessischen Landesregie-
rung. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist doch wirklich die 
Höhe!) 

Ihr Handeln wird immer stärker durch die politi-
schen Zielsetzungen der GRÜNEN bestimmt. 

Die GRÜNEN haben zumindest drei Ziele: 

(Ströbele [GRÜNE]: Was denn?) 

Erstens. Sie wollen die hessische Energiepolitik 
zum Hebel ihrer politischen Absichten machen. 

Zweitens. Sie wollen sich dabei der SPD, in die-
sem Fall der hessischen Landesregierung, als 
Handlanger bedienen. Dies geht so weit, daß sie die 
SPD zwingen, sich, wenn sie, wie wir in Hessen 
erleben, an der Macht bleiben will, selbst aufzuge-
ben. 

Drittens. Die GRÜNEN wollen die Handlungsfä-
higkeit des Staates mehr als nur in Frage stellen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Des Atomstaats!) 

Wie weit diese Selbstverleugnung der SPD mitt-
lerweile gediehen ist, mögen Sie an der Entwick-
lung der Aussagen der SPD zur Kernenergienut-
zung selbst erkennen. 

1956 hieß es auf dem SPD-Parteitag in München: 

Die Atomenergie kann zu einem ungeahnten 
Wohlstand führen. Atomenergie kann zum Se-
gen für Hunderte von Millionen Menschen wer-
den, die noch im Schatten leben müssen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Naive Tech
- nikgläubigkeit war das noch!) 

1973 wurde in der ersten Fortschreibung des 
Energieprogramms die Forderung nach einem be-
schleunigten Ausbau der Atomenergie erhoben. 

1979 hieß es auf dem SPD-Parteitag in Berlin: 

Es ist keineswegs sicher, ob langfristig der zu-
sätzliche Strombedarf allein durch Kohlekraft 
gedeckt werden kann. 

Insoweit könne daher nicht nur auf die weitere 
Nutzung der Kernenergie, sondern auch auf den 
Zubau von Kernkraftwerken prinzipiell nicht ver-
zichtet werden. 

Von diesem Zeitpunkt an aber geriet die SPD 
immer stärker in die Abhängigkeit von einer Partei, 
die unsere Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 
im Grunde ablehnt. Wer die Politik der SPD von 
morgen richtig einschätzen will — wenn die SPD 
dabei bleibt —, der geht am besten gleich zum näch-
sten Parteitag der GRÜNEN; 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr vernünftig!) 

denn die Mehrheit der SPD kann gar nicht mehr 
schnell genug die Politik der GRÜNEN zu ihrer 
eigenen Leitlinie machen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Heute bestimmt in Hessen ein Joschka Fischer, was 
die Landesregierung darf und was sie nicht darf. 
Ministerpräsident Börner ist in Wahrheit Hand-
lungsbeauftragter von Herrn Fischer geworden. 

(Lachen bei der SPD — Sehr gut! bei der 
CDU/CSU — Catenhusen [SPD]: Da lachen 
j a selbst Ihre Hühner auf Ihrem Bauern

-

hof!) 

Deshalb sind auch nicht zur richtigen Zeit die rich-
tigen Entscheidungen getroffen worden, so, wie 
man sie hätte treffen können und müssen. Deshalb 
gibt es so viel Unsicherheit mit dem Ergebnis, daß 
sich heute die Staatsanwaltschaft mit dem Fehlver-
halten einer handlungsunfähigen Regierung be-
schäftigen muß. 

Meine Damen und Herren, dies alles müssen wir 
zu einer Zeit hinnehmen, wo sich die SPD immer 
mehr in eine solche geschilderte Abhängigkeit hin-
einbegibt. Ob das Wort „Hessen vorn" in Zukunft 
noch Gültigkeit behält, wird abzuwarten sein. 
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Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das Thema dieser Aktu-
ellen Stunde lautet: „Möglicher illegaler Betrieb der 
Plutoniumfrabrik Alkem und die politische Verant-
wortung der Bundesregierung." Ich denke, wir soll-
ten zum Thema zurückkehren und uns darüber un-
terhalten. Wir sollten aber vielleicht auch — nicht 
jetzt, aber nach der Wahl — der Frage nachgehen, 
was der Sinn von Aktuellen Stunden ist und ob dies 
eigentlich immer so sein muß, wie es zur Zeit prak-
tiziert wird. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das habe 
ich schon vor zwei Jahren gesagt! — Caten-

husen [SPD]: Die Demo ist das!) 

— Es ist die Demonstration und sonst nichts, 
warum wir eine Aktuelle Stunde haben. 

Die Staatsanwaltschaft hat im Hinblick auf die 
Illegalität erklärt, es handle sich bei den Personen, 
gegen die sie ermittelt, nicht um Bankräuber, die 
man auf frischer Tat ertappt hat, sondern um Per-
sonen, „die durch Gesetzesänderungen in eine 
schwierige Situation gekommen sind". 

Durch die Gesetzesänderungen ist eine Situation 
entstanden, zu der es erheblich unterschiedliche 
Rechtsauffassungen gibt, oder — wie der Minister-
präsident des Landes Hessen am Mittwoch formu-
liert hat —: „Es ist eine rechtlich schwer durch-
schaubare Lage entstanden." Ich denke, man muß 
auch zwischen den verschiedenen Anlagen differen-
zieren, um die es in Hanau geht. Festgelegt sind 
Übergangsfristen. Richtig ist, daß die Übergangsfri-
sten in unerträglicher Weise in die Länge gezogen 
wurden, daß das nicht hinnehmbar ist, daß das so 
ähnlich ist, wie wenn jemand ein Auto ohne Zulas-
sung fährt. Der Vorsitzende der IG Chemie in Hes-
sen hat nach einem Gespräch gesagt — à propos 
Kaltschnäuzigkeit, Herr Kollege Lenzer —, er habe 
Dinge gehört, „die mein Mißtrauen gegenüber der 
Geschäftsleitung bestärkt haben". Er sei enttäuscht 
und erschüttert. Er habe den Eindruck, daß die Ar-
beitnehmer bei RBU in ihrem Streben nach Ar-
beitssicherung und Arbeitsplatzsicherheit miß-
braucht worden seien. Er sprach von einer „Schlam-
perei der Geschäftsleitung, die ich nicht für möglich 
gehalten habe". Er fühle sich auch persönlich hin-
ters Licht geführt. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Wenn er das nicht be-
legt, ist das unanständig! — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: 1985 ganz gegenteilige Ansicht 

der Landesregierung!) 

Der Betriebsratsvorsitzende sagte nach der 
„Neuen Presse", mehrmals wiederholt, nie dementi-
ert, er wisse nach dem Gespräch jetzt präziser, wel-
che Vorwürfe die Aufsichtsbehörde der Geschäfts-

leitung mache. Das Firmenmanagement habe den 
Betriebsrat nicht ausreichend informiert. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Nach einem Besuch 
in Wiesbaden! Vorher hat er ganz was an

-

deres gesagt!) 

So ist es gewesen. 

Die Hessische Landesregierung hat daraufhin da-
für gesorgt, daß der Betreiber endlich seinen Pflich-
ten nachkommt. Die Übergangsfristen waren defi-
niert. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Die Schutzziele 
sind nicht festgelegt worden!) 

Aber das über elf Jahre hinzuziehen ist nicht mehr 
hinnehmbar. Mit aller Entschiedenheit hat darauf-
hin die Hessische Landesregierung gegenüber dem 
Betreiber gesagt: Das kann so nicht fortgesetzt wer-
den. Sie hat auch gesagt: Notfalls werden dann die 
Instrumente eingesetzt, die wir als Genehmigungs-
behörde haben. Sie hat damit deutlich gemacht, daß 
es nicht nur gutes Zureden ist, sondern daß jetzt ein 
Punkt gekommen ist, wo man sagt: Wenn die Unter-
lagen nicht vorgelegt werden, dann wird das Gesetz 
mit seinen Möglichkeiten und seiner Schärfe auch 
angewandt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Jetzt bringen Sie 
die verschiedenen Unternehmen total 
durcheinander! — Lenzer [CDU/CSU]: 
Wenn sie das täte, wüßte man, woran man 

wäre!) 

Ich halte es für eine rechtlich saubere, eindeutige 
und klare Position, die die Hessische Landesregie-
rung eingenommen hat. 

Der zuständige Bundesminister verfügt natürlich 
über alle Instrumente — etwa Artikel 85 des Grund-
gesetzes —, um sicherzustellen, daß das Bundesge-
setz eingehalten wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: In der Sache kann 
er dieses Verfahren nicht an sich ziehen!) 

Aber statt die Hessische Landesregierung in dieser 
politischen Auseinandersetzung zu unterstützen, 
haben Sie, Herr Wallmann, die Betriebsräte einge-
laden und ihnen gesagt, daß sie keinerlei Furcht zu 
haben brauchen, daß alles so weitergeht und daß 
mit Sanktionen auf keinen Fall zu rechnen ist. Das 
heißt, Sie sind der Hessischen Landesregierung in 
den Rücken gefallen, die das Bestreben hatte, nun 
endlich für Klarheit zu sorgen. Es wäre aus staats-
politischer Verantwortung und in Erfüllung des 
Art. 85 des Grundgesetzes besser gewesen, die Hes-
sische Landesregierung in ihrem Bemühen zu un-
terstützen, statt hier in kleinkarierte Opportunität 
zu verfallen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/

-

CSU]: Das ist ja unglaublich, was Sie hier 
bringen!) 

Wir Sozialdemokraten sind für einen geordneten 
Ausstieg aus der Kernenergie. Aber wir werden auf 
gar keinen Fall den Trick unterstützen, das Pro-
blem über die Genehmigungspraxis aushebeln zu 
wollen. So geht es nicht. Das ist naiv, das ist nach 
meiner Auffassung sogar politisch schädlich. Das 
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geht nur, wenn man dafür Mehrheiten hat. Man 
sollte nicht meinen, über die Genehmigungspraxis 
etwas erreichen zu wollen, wenn man im Augen-
blick noch keine Mehrheit hat, um Gesetze zu än-
dern. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/-
CSU]: Diese Mehrheit kriegen Sie auch 

nicht!) 

Präsident Dr, Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Blens. 

Dr. Biens (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich gegen Schluß der 
Debatte einige Feststellungen treffen. 

Erstens. Es wurde schon gesagt: Das ist die Auf-
taktveranstaltung für die Demonstration morgen in 
Hanau, von der es in der „tageszeitung" hieß, im 
Vorbereitungsplenum verfügten die zur Militanz 
neigenden Autonomen über mehr Stimmen als zah-
lenmäßig weitaus stärkere Organisationen. In dem 
Flugblatt heißt es u. a., daß die Polizei ein Schläger-
trupp von Uniformierten sei. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Wie kommt 
man nur zu diesem Eindruck? Überlegen 

Sie sich das mal!) 

Was da morgen zu erwarten ist, ist klar. Ich stelle 
fest: Von den GRÜNEN hat es heute zwar einen 
Aufruf zur Demonstration, aber keine Distanzie-
rung von Gewalt gegeben, die morgen dort zu er-
warten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich sage Ihnen hier: Schreibtischtäter gab es 
nicht nur zwischen 1933 und 1945, die gibt es auch 
heute. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Passen Sie mal 
ganz schwer auf, was Sie da sagen! Das 
fällt auf Sie zurück! — Weitere Zurufe von 

den GRÜNEN) 

Zweite Feststellung: Für die GRÜNEN sind die 
Hanauer Brennelementefabriken der Punkt, von 
dem aus sie der gesamten Atomwirtschaft der Bun-
desrepublik den Boden entziehen wollen. Weil sie 
für ihr Konzept keine Mehrheit erhalten, versuchen 
sie es mit fragwürdigen juristischen Sabotageak-
ten. 

Gleichzeitig wollen sie der Öffentlichkeit vorfüh-
ren, wie ernst es ihrem Partner, der SPD, mit dem 
Einstieg in den Ausstieg aus der Kernenergie ist. 

Ich muß nach dieser Debatte sagen: Diese SPD 
macht bei dem ganzen Spiel, Herr Hauff, keine gute 
Figur. Zu diesem Ergebnis komme ich, wenn ich 
mir ansehe, was Herr Reuter auf der einen Seite 
und Herr Catenhusen auf der anderen Seite hier 
gesagt haben. Herr Catenhusen ist eine Art personi-
fiziertes rot-grünes Bündnis, das hier durch den 
Bundestag wandelt. 

Meine Damen und Herren, wir stimmen mit dem 
hessischen Ministerpräsidenten in zwei Punkten 
überein. Er hat vorgestern vor dem Hessischen 
Landtag gesagt: Die Nuklearbetriebe in Hanau ar-

beiten auf legaler Grundlage. Das findet unsere Zu-
stimmung. Wir wissen, daß diese Meinung von nam-
haften, seriösen Rechtswissenschaftlern bestätigt 
werden wird. 
Wir stimmen mit Herrn Börner auch überein, 

wenn er sagt, es könne niemanden zufriedenstellen, 
daß die Brennelementefabriken nunmehr im elften 
Jahr lediglich mit einer Übergangsgenehmigung ar-
beiteten. Aber wir fordern den Ministerpräsidenten 
des Landes Hessen auch auf, daraus nun endlich 
die Konsequenzen zu ziehen und das Genehmi-
gungsverfahren voranzutreiben. Das heißt vor allen 
Dingen, die Schuldigen nicht an der falschen Stelle 
zu suchen, nämlich bei den Verantwortlichen der 
Fabriken. Diese haben ihrerseits nur das vorgelegt, 
was die Hessische Landesregierung gefordert hat. 

Ich will aber auch hier noch einmal darauf hin-
weisen, daß die Hessische Landesregierung sowohl 
1980 als auch 1982 neue Sicherheitsanforderungen 
gestellt hat, die zunächst einmal von den Verant-
wortlichen dieser Fabriken erfüllt werden mußten. 
Daß das nicht von heute auf morgen möglich war, 
sieht jeder ein, der etwas davon versteht. 

Wir fordern den hessischen Ministerpräsidenten 
auf, die Anträge nach Gesetz und Recht zu beschei-
den; denn darauf hat jedermann bei uns ein Recht 
und einen Anspruch. 

(Reuter [SPD]: Er ist dafür nicht zustän

-

dig!) 

Allerdings muß Herr Börner auch dafür sorgen, daß 
die Voraussetzungen geschaffen werden, um das 
tun zu können. Er muß zunächst einmal Beamte fin-
den, die noch bereit sind, diese Dingen zu bearbei-
ten. 

Das setzt voraus, daß in der Hessischen Landes-
regierung über die Rechtslage Einigkeit herbeige-
führt wird. Da erklärt der Ministerpräsident: Die 
Fabriken arbeiten legal. Sein Umweltminister sagt: 
Sie arbeiten illegal. Die Staatsanwaltschaft, die sei-
nem Justizminister untersteht, erhebt Anklage ge-
gen Beamte des Wirtschaftsministers des Herrn 
Börner, weil die ganze Sache illegal sei. Sie müssen 
sich Beamte suchen, die noch bereit sind, in dieser 
Unsicherheit weiter an diesen Verfahren zu arbei-
ten. 

Ein letztes Wort. Wie man bei dieser Rechtsunsi-
cherheit den Verantwortlichen der Brennelemente-
fabriken den Vorwurf machen kann, vorsätzlich il-
legal zu handeln ist für mich als Jurist ein Geheim-
nis. Ich halte das, was die Staatsanwaltschaft in 
Hanau betreibt, für juristisch abenteuerlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Reuter [SPD]: Das sind doch auch Juristen 

bei der Staatsanwaltschaft!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man sich 
die Entwicklung der letzten zehn Jahre im Zusam-
menhang mit der dritten Novelle zum Atomgesetz 
anguckt, ist festzustellen: Wir haben heute morgen 
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in mehrfacher Hinsicht ein Lehrbeispiel erlebt. Den 
älteren Kollegen rufe ich in Erinnerung: 31. Januar 
1975 gegen 21.45 Uhr, nachts, eine Debatte zur No-
vellierung des Atomgesetzes; Redner Kollege Gruhl 
— damals noch CDU; der dann ausgetreten ist, weil 
er für Umweltschutz war — , Kollege Hirsch, der 
Parlamentarische Staatssekretär Schmude und ich. 
Wir haben damals — eine kleine Handvoll Abgeord-
nete, koalitionsfraktionenübergreifend — die Be-
stimmung in das Atomgesetz aufgenommen, daß 
der Betrieb von Brennelementfabriken — das, was 
in Hanau steht und betrieben wird — den gleichen 
strengen Sicherheitsvorschriften unterworfen wird, 
die auch sonst gelten: nach Stand von Wissenschaft 
und Technik und unter Beteiligung der Bevölke-
rung, bei voller Öffentlichkeit, bei voller Transpa-
renz. 

Wir haben das getan, weil wir alle überzeugt wa-
ren bzw. uns haben überzeugen lassen, daß das Ge-
fahrenpotential der Brennelementfabriken minde-
stens dem kerntechnischer Anlagen vergleichbar 
ist, wenn nicht sogar größer. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Ist es aber nicht!) 

Kein Mensch kann heute so tun — egal, wie er zur 
Kernenergie steht —, als ob die Anlagen in Hanau 
kein unwahrscheinlich großes Gefährdungspoten-
tial darstellten. Plutonium ist mit das Giftigste, was 
es überhaupt gibt. Dort wird mit Plutonium han-
tiert. Bruchteile eines Gramms Plutonium — das 
wissen Sie alle — reichen, wenn sie denn in die 
Blutkreislaufbahn oder in die Lunge kommen, aus, 
um Leukämie zu verursachen. Das wissen wir alle. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Nur wenn das Plu-
tonium inhaliert wird!) 

Lehrbeispiel, sage ich: Wir haben damals darauf 
verzichtet, Herr Kollege Hirsch, Herr Kollege 
Baum, eine Frist in das Gesetz hineinzuschreiben. 
Heute stellen wir fest: Zehn Jahre lang ist der Wille 
des Bundesgesetzgebers unterlaufen worden. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Warum haben wir keine Frist in das Gesetz aufge-
nommen? Weil wir im Wege einer Vereinbarung ge-
sagt haben: Zumal ein Gesetzesauftrag vorliegt, 
werden die dem Willen des Gesetzgebers in ange-
messener Frist entsprechen. Das war der Grund, 
weswegen wir auf die Frist verzichtet haben. 

Wir müssen also auch bezüglich anderer Umwelt-
bereiche, Kollege Schmidbauer, in denen ein hohes 
Gefährdungspotential vorhanden ist, Fristen setzen, 
verbindliche Werte, auch Zeitwerte, und sie ins Ge-
setz hineinschreiben. 

Letzte Woche haben wir im Umweltausschuß 
über neue Chemiepolitik diskutiert. Über alle Frak-
tionen hinweg waren wir uns einig, daß die annä-
hernd 100 000 Altstoffe, von denen nur 1 200 auf ihre 
Umweltgefährlichkeit und Giftigkeit hin untersucht 
worden sind, auf ihre Gesundheitsgefährlichkeit 
hin untersucht werden. Da waren wir einer Mei-
nung. Wir haben gesagt, Herr Lippold, innerhalb 
von sechs Jahren — das ist eine Frist — muß diese 
Bewertung erfolgen. Wir haben darauf hingewiesen,  

daß uns die chemische Industrie erklärt habe, das 
sei innerhalb von sechs Jahren machbar. 

Dann kommen die CDU/CSU, die FDP und die 
Bundesregierung und sagen: Keine Frist, 

(Dr. Hauff [SPD]: Bürokratie!) 

freiwillige Vereinbarungen. 

(Zuruf von der SPD: Das tut weh!) 

Heute stellen sich dieselben hin und beklagen, daß 
wir 1975 keine Frist in das Gesetz aufgenommen 
hätten. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Und jetzt besteht für Sie das Mittel der Umweltpoli-
tik darin, in allen Bereichen freiwillige Vereinba-
rungen zu erzielen! 

Wenn wir aus Alkem, Nukem eine Schlußfolge-
rung — über den Alltag hinaus — ziehen wollen, 
dann die: — — 

(Baum  [FDP]: Wir sitzen alle in einem 
Boot!) 

— Lieber Kollege Baum, provozieren Sie mich jetzt 
bitte nicht; sonst werde ich noch etwas zur Praxis 
sagen und dazu, wer in Wiesbaden und Bonn tat-
sächlich über Jahre hinweg für die Genehmigungs-
praxis verantwortlich war. Es ist nicht so, daß man 
sagen kann, die Sozialdemokraten sind es gewe-
sen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Baum [FDP]) 

— Herr Baum, tun Sie mir den Gefallen und provo-
zieren Sie mich jetzt nicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Dann muß ich jetzt doch einmal ganz deutlich 
reden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt geht es 
los!) 

Fragen Sie einmal Herrn Hoffie; 

(Baum [FDP]: Fragen Sie mal Herrn von 
Bülow!) 

er ist Genehmigungsbehörde vor Ort gewesen. Wis-
sen Sie, was funktioniert hat? — Da nehme ich nie-
mand aus, auch Sie nicht. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Jetzt kommt es 
raus!) 

Funktioniert hat im Vollzug bzw. Nichtvollzug der 
Atomgesetznovelle die nukleare community, die 
verschworene Gemeinschaft von Verwaltung, Poli-
tik und Industrie. Das war einer der Gründe, warum 
wir heute — zehn Jahre nach Erlaß der Novelle 
zum Atomgesetz — diese Debatte noch führen müs-
sen. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich von 
Ihnen, Herr Kollege Baum, jetzt ein bißchen ablen-
ken lassen, und zwar einfach deswegen, weil ich es 
eigentlich nicht mag, wenn man die gemeinsame 
Verantwortung, die wir in der, wie ich finde, erfolg-
reichen sozialliberalen Regierungskoalition getra-
gen haben, aufsplittet, indem man sich die Erfolge 
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an den Hut heftet und dem ehemaligen Koalitions-
partner die weniger guten Bilanzen wie ein Bonbon 
an den Rock zu kleben versucht. 

Nur deswegen, Herr Kollege Baum, will ich ab-
schließend darauf hinweisen, daß im Land der hes-
sische Wirtschaftsminister — lange Zeit von der 
FDP — für die Durchführung der atomgesetzlichen 
Genehmigungsbestimmungen zuständig ist und 
daß im Bund der Bundesinnenminister zuständig 
ist, der bis zur Koalition des Kanzlers Kohl von der 
FDP gestellt wurde. Deswegen sollte man dies auch 
bei der heutigen Debatte nicht zu verdrängen ver-
suchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit das Wort. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
mich noch einmal gemeldet, weil einige Dinge, die 
hier gesagt worden sind, nicht unwidersprochen 
bleiben dürfen. 

Ich will zunächst einmal feststellen, daß ich kurz 
nach Übernahme meines Amtes gerade in dieser 
Frage tätig geworden bin. Ich habe dies für nötig 
gehalten, weil ich der Auffassung war und bin, daß 
eine Dauer des Genehmigungsverfahrens von elf 
Jahren nicht hingenommen werden kann. Deswe-
gen haben der Staatssekretär in meinem Hause 
und der zuständige Staatssekretär des HMWT zu-
nächst gründliche Gespräche mit leitenden Mitar-
beitern geführt. 

Ich selber habe mich in dieser Angelegenheit 
durch Aktenstudium sachkundig gemacht; ich habe 
mir nicht nur vortragen lassen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr erstaunlich!) 

Ich habe daraus entnommen, daß die Gutachter 
schwere Vorwürfe, schwerste Vorwürfe gegenüber 
dem hessischen Wirtschaftsministerium erhoben 
haben. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ich hätte das nicht gesagt, wenn der Kollege Hauff 
hier nicht --- wie so häufig — unbedacht über Dinge 
geredet hätte. Das provoziert dann natürlich eine 
Antwort. — Es ist also so gewesen, daß hier schwer-
ste Vorwürfe erhoben worden sind. In dieser Situa-
tion mußte ich mich noch einmal auch ganz persön-
lich mit dem hessischen Wirtschaftsminister in Ver-
bindung setzen. Ich habe das brieflich getan. Es hat 
ein Gespräch gegeben. Dieses Gespräch ist gründ-
lich geführt worden, und, Herr Kollege Dr. Steger, 
es hat in der Zielvorstellung Übereinstimmung ge-
geben, nämlich daß wir zum frühestmöglichen, 
sachlich gerechtfertigten Zeitpunkt — so war un-
sere Formulierung; deswegen habe ich das vorhin 
auch eingeführt — hier zu einer Entscheidung kom-
men müssen. 

Zwischendurch hatte es ein Schreiben des hessi-
schen Wirtschaftsministeriums an die Betreiber

-

firma gegeben, von dem ich im Radio erfuhr. Ich 
habe mir dieses Schreiben, das an einem Samstag 
zu mir gebracht wurde, dann durchgelesen. Wenn 
ich es richtig in Erinnerung habe — ich habe es 
nicht bei mir —, ist das Schreiben zwölf Seiten 
stark. Dabei wird auf das Management abgestellt. 
Die Sicherheitsfrage wird an keiner Stelle ange-
sprochen. Dies ist für mich von Bedeutung gewe-
sen. 

Ich habe mich dann in diesem Gespräch mit dem 
Wirtschaftsminister eingehend über all diese Fra-
gen unterhalten. Außerdem haben wir, und zwar 
der Wirtschaftsminister des Landes Hessen, sein 
Staatssekretär, der Staatssekretär in meinem Mini-
sterium, ich selbst und zwei Vorstandsmitglieder 
der KWU ein Gespräch geführt. 

Bei dieser Gelegenheit habe ich, Herr Kollege Dr. 
Steger, zum erstenmal erfahren — das ist von Ih-
nen nicht bestritten worden —, daß die Fristen, von 
denen Sie in Ihrem Briefe geschrieben haben, nicht 
von Ihnen gesetzt worden sind, sondern daß sie 
Ihnen von der Betreiberfirma vorgeschlagen wor-
den sind. Dann wurde uns von den KWU-Vertretern 
erklärt: Diese Fristen können auch ohne weiteres 
eingehalten werden; wir werden innerhalb dieser 
Fristen all die erforderlichen Sachaufklärungen, 
Unterlagen entscheidungsreif vortragen können. So 
ist das gewesen. 

Sie, Herr Hauff, stellen sich nun hin und werfen 
mir ausgerechnet vor, daß ich in dieser Frage natür-
lich auch mit den Betriebsräten gesprochen habe. 
Die Betriebsräte sind in Angst und müssen ihren 
Kolleginnen und Kollegen Rede und Antwort ste-
hen. In diesem Gespräch wie auch bei anderer Gele-
genheit habe ich die Hessische Landesregierung 
nicht ein einziges Mal in eine schwierige Lage ge-
bracht. Im Gegenteil! Aus eben jener staatspoliti-
schen Verantwortung, von der Sie gesprochen ha-
ben, habe ich immer gewußt: Wir haben alles zu tun, 
um das Ziel zu erreichen. Deswegen habe ich wohl-
bedacht vorhin formuliert, daß es irgendwelche po-
litischen oder parteipolitischen Gründe bei der Ent-
scheidung nicht geben darf, sondern ausschließlich 
sachliche Erwägungen geben muß und daß die Ent-
scheidungen aus der Situation heraus sachlich zu 
treffen sind. Ich habe mich aus einer ganzen Reihe 
von Gründen bewußt nicht zu dem Anklageverfah-
ren geäußert. 

Ich bitte Sie nur, im Interesse der Menschen, um 
die es geht und im Interesse der Sache uns nicht 
ausgerechnet noch durch eine Aktuelle Stunde, be-
antragt von den GRÜNEN, in eine Situation zu brin-
gen, bei der die Konsequenzen möglicherweise 
nicht absehbar sind. Deswegen fordere ich Sie auf: 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Unterlassen Sie es, hier den Versuch zu unterneh-
men, hieraus parteipolitisches Kapital zu schlagen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Hier geht es darum, in der Sache eine in jeder 
Beziehung zu rechtfertigende Antwort zu finden. 
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Das ist die Aufgabe, die von uns erfüllt werden 
muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Minister für Wirtschaft und Technik des Landes 
Hessen. 

Staatsminister Dr. Steger (Hessen): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bitte um Entschuldigung, daß auch ich mich noch 
mal zu Wort melden muß. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das haben wir er-
wartet!) 

Aber, Herr Bundesminister Wallmann, ich kenne 
keine schwersten Vorwürfe von Gutachtern, die ge-
gen die hessische Genehmigungsbehörde erhoben 
worden sind. Wenn Sie die kennen oder wenn Sie 
andere Unterlagen haben, dann bitte ich Sie, 

(Dr. Hauff [SPD]: Auf den Tisch!) 

sie umgehend zu detaillieren und mir mitzuteilen, 
ob Sie diese Vorwürfe als Bundesaufsichtsbehörde 
teilen und welche Konsequenzen Sie daraus zie-
hen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es hat aber — das kennen Sie aus den Akten  — 
von  dem Gutachter, dem TÜV Bayern, der ja nicht 
gerade im Verdacht steht, eine den GRÜNEN nahe-
stehende Institution zu sein, ein vernichtendes Ur-
teil über die vom RBU-Management eingereichten 
Unterlagen gegeben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Hört! Hört!) 

Ich habe in einem anderen Zusammenhang einmal 
von den 22 dicken Bolzen gesprochen. Daraufhin 
haben wir gehandelt, und zwar — wenn ich das so 
interpretieren darf — mit Ihrer Billigung. 

Jetzt sage ich in einem zweiten Punkt etwas zu 
den Fristen. Wir haben der Firma in der Tat eine 
Nachfrist für die Einreichung genehmigungsfähi-
ger Unterlagen gesetzt. Diese Frist war in der Tat 
so bemessen, wie das von der Firma vorgeschlagen 
worden ist, weil wir uns nicht dem Vorwurf ausset-
zen wollten, hier schikanös zu handeln. 

Aber es gibt in diesem 13seitigen Schreiben an-
dere Fristen, Herr Bundesminister. Beispielsweise 
geht es um die Frage: Wann endet denn eigentlich 
die Übergangsfrist nach der dritten Novelle? Wann 
ist hier sozusagen endgültig Ende der Fahnenstan-
ge? Wir haben, da die Bundesaufsichtsbehörden 
sich hierzu nicht äußern wollten, in den Akten 
nachgeschaut und festgestellt, daß die längste Frist, 
die in dieser Diskussion je genannt worden ist, 15 
Jahre war. Das heißt, daß 1990 die Unterlagen für 
die Betriebsgenehmigung für diese Anlagen einge-
reicht sein müssen. Sie wissen, daß der Betreiber 
bzw. der Eigentümer gegen diese Frist erhebliche 
Bedenken hatte. 

Drittens sage ich nur für die Klarheit des Proto-
kolls: Der Herr Abgeordnete Hauff hat, wenn ich 
ihn richtig verstanden habe — und ich habe sorgfäl-
tig zugehört —, hier nicht den Vorwurf gemacht,  

daß Sie mit Betriebsräten geredet haben. Das habe 
auch ich getan. Das hat auch er getan. Es ist, glaube 
ich, unsere Pflicht, das zu tun. Sein Punkt war viel-
mehr — und dies ist in der Tat durch die Presse 
gegangen —, Sie hätten den Betriebsräten gesagt, 
es gäbe keine Sanktionen. Dies hat unwiderspro-
chen so in der Presse gestanden. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist exakt der 
Punkt!) 

Ich muß Ihnen deutlich sagen, daß ich diese Aussa-
ge, wenn sie denn so gemacht worden ist — ich 
kann das nicht prüfen, ich habe nur dieselben Be-
richte gelesen —, in der Tat anders sehe. Wenn die 
RBU die von uns jetzt gesetzten Fristen nicht ein-
hält, sind wir nach meiner Ansicht auf Grund der 
geltenden Lage eindeutig gezwungen, auch Sanktio-
nen, die bis zur Stillegung reichen können, zu ver-
hängen, wenn — ich sage das noch einmal — das 
neue RBU-Management die gesetzten und verein-
barten Fristen nicht einhält. Ich wäre ganz dank-
bar, wenn es hier noch zu einer Sachaufklärung 
kommen könnte — das muß nicht heute sein —, ob 
Sie die Rechtslage auch so sehen. Ich jedenfalls für 
meine Person bin entschlossen, die notwendigen, 
meines Erachtens gesetzlich zwingend gebotenen 
Konsequenzen zu ziehen. 

Wenn ich Ihnen, Herr Abgeordneter, noch einen 
letzten Punkt sagen darf: Ihr Appell an den Mini-
sterpräsidenten geht fehl! Die Hessische Landesre-
gierung handelt durch den hessischen Minister für 
Wirtschaft und Technik als die zuständige atom-
rechtliche Aufsichts- und Genehmigungsbehörde 
als oberste Landesbehörde. Dies sind Fragen der 
Bundesauftragsverwaltung, in der die Richtlinien-
kompetenz des Ministerpräsidenten nicht gilt. Das 
hält mich nicht davon ab, mich mit ihm in Überein-
stimmung zu befinden. Ihr Appell aber kann aus-
schließlich an den in erster Linie für die Einhaltung 
des Atomgesetzes zuständigen Bundesminister für 
Umwelt gehen und in zweiter Linie an die oberste 
Landesbehörde, die in Bundesauftragsverwaltung 
handelt. Ich wollte Ihnen das nur sagen, weil Sie ja 
offensichtlich stolz darauf sind, Jurist zu sein. 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Damit 
auch hier kein Rest übrigbleibt: Ich wundere mich, 
Herr Staatsminister Dr. Steger, was Sie hier vorge-
tragen haben. Wie Sie wissen, habe ich an Sie einen 
Brief geschrieben. Auf Grund dieses Briefes haben 
wir uns im August getroffen. In diesem Brief teilte 
ich Ihnen den Anlaß für dieses Schreiben mit. Wenn 
ich mich recht erinnere, nahm ich Bezug auf eine 
gutachtliche Stellungnahme — ich will sie nicht nä-
her bezeichnen — auf Seite 54. 

(Ströbele [GRÜNE]: Warum denn nicht? 
Raus damit!) 
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Bundesminister Dr. Wallmann 
In dieser Zusammenfassung werden schwerwie-
gende Vorwürfe erhoben. Dieses war der Anlaß, das 
Gespräch mit Ihnen zu suchen. Dieses war auch 
Anlaß, im Gespräch mit Ihnen darüber im einzel-
nen Überlegungen auszutauschen. Das heißt mit 
anderen Worten: Tun Sie, Herr Staatsminister Dr. 
Steger, bitte schön nicht so, als würden Sie hier bei 
dieser Gelegenheit zum erstenmal in meiner Replik 
von dieser Tatsache erfahren. Sie wissen ganz ge-
nau, warum wir zusammengekommen sind, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr geheimnis-
voll!) 

eben aus diesem Grunde, weil es derartige schwer-
wiegende Vorhaltungen gegen Sie gibt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was waren 
das für Gutachten? — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Unterhalten Sie sich doch mit Ihren politischen 
Freunden. 

(Reuter [SPD]: Sie erheben doch die Vor-
würfe! — Weitere lebhafte Zurufe von der 

SPD) 

— Ich habe vorhin gesagt, meine Damen und Her-
ren, daß ich mich bewußt zu dem ganzen Komplex 
des Anklageverfahrens nicht äußere. 

(Catenhusen [SPD]: Nebelwerfer Wall-
mann! — Schäfer [Offenburg] [SPD]: Und 

Sie beklagen Schlitzohrigkeit!) 

Der Herr Kollege Dr. Steger weiß, wovon ich rede. 

(Reuter [SPD]: Sie sind ein Quadratschlitz-
ohr!) 

— Sie können sich ruhig schlecht benehmen; Sie 
sprechen in diesem Augenblick über sich. Ich sage 
Ihnen noch einmal in aller Deutlichkeit, daß wir, 
der Herr Kollege Steger und ich, nicht nur ein allge-
meines Gespräch geführt haben, sondern daß wir 
dieses Gespräch aus einem konkreten Anlaß ge-
führt haben. Dieser Anlaß waren die schweren Vor-
würfe und Vorhaltungen gegen das hessische Wirt-
schaftsministerium im Zusammenhang mit den Ge-
nehmigungsverfahren. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie reden in Rätseln! Sie 
sind ein Rätselminister!) 

Letzte Bemerkung, meine Damen und Herren: Im 
Gespräch mit den Betriebsräten ist das mitgeteilt 
worden, was ich hier auch gesagt habe. Dies ist 
nicht nur ein gutes Recht des Bundesministers, son-
dern war auf Grund des Verhaltens nicht nur von 
den GRÜNEN, sondern insbesondere auch von So-
zialdemokraten dringend geboten, damit die Mit-
glieder dieses Kollegiums wußten, daß es eine sach-
gerechte Entscheidung bei uns in jedem Falle ge-
ben wird und keine politisch irgendwie gearteten 
opportunistischen Erwägungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Staatsminister für Wirtschaft und Technik 
des Landes Hessen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Elf Jahre hat

-

ten die Zeit! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU und den GRÜNEN) 

Staatsminister Dr. Steger (Hessen): Verehrte Frau 
Abgeordnete Hönes, ich bitte sehr um Entschuldi-
gung, aber Sie sind es gewesen, die diese Diskus-
sion provoziert haben. Deswegen glaube ich nicht, 
daß Sie ein Recht haben, sich zu beschweren, daß 
ich hier noch einmal das Wort ergreife. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
den GRÜNEN) 

Herr Bundesminister Wallmann, ich bin in der 
Tat etwas überrascht. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das ist ja 
nichts Neues! — Ströbele [GRÜNE]: Aha!) 

Wir hatten, wie ich glaube, sehr konstruktive Ge-
spräche, die sich um einen einzigen Tatbestand 
drehten, nämlich darum, daß das Management der 
RBU die Genehmigungsverfahren in einer Weise 
behandelt hat, daß eine schwierige Situation ent-
standen war, die — ich zitiere Ihren Staatssekretär 
— „einen Handlungsbedarf unabweisbar machte". 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Hört! Hört!) 

Das war der Gegenstand unserer Gespräche, nichts 
anderes. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr Wall

-

mann, Herr Wallmann!) 

Ich wiederhole meine Bitte: Wenn Sie Vorwürfe 
aus Gutachten gegen die hessische Genehmigungs-
behörde haben — ich kenne sie nicht —, dann bitte 
ich Sie, sie zu detaillieren und mir mitzuteilen, ob 
Sie sich diese Vorwürfe zu eigen machen und wel-
che Konsequenzen Sie daraus zu ziehen gedenken. 
Das braucht nicht heute zu geschehen — dafür gibt 
es ja die Post —, aber ich sehe Ihren Briefen mit 
Interesse entgegen. 

Ich kann jedenfalls nur sagen: Seitdem wir die 
Genehmigungsverfahren in Gang gebracht haben, 
seitdem wir ein Stadium erreicht haben, daß durch 
die Öffentlichkeitsbeteiligung alles auf den Tisch 
gelegt worden ist, setzen wir alles daran, um diese 
Genehmigungsverfahren auch zügig zu einem Ab-
schluß zu führen. Gerade im Hinblick auf die staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen wissen wir, daß 
wir uns keinen Fehler leisten können, dürfen und 
ihn auch nicht machen werden. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie reden wie ein mittle

-

rer Verwaltungsbeamter!) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Die nunmehr von der 
Bundesregierung und vom Bundesrat in Anspruch 
genommene Redezeit beträgt mehr als 30 Minuten. 
Damit verlängert sich nach den Richtlinien die 
Dauer der Aussprache ebenfalls um 30 Minuten. 
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Präsident Dr. Jenninger 
Wir fahren deshalb in der Aussprache fort. Das 

Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich habe nach dem Ver-
lauf dieser Fragestunde 

(Zuruf von der SPD: Der Aktuellen Stun-
de!) 

— der Aktuellen Stunde — 

(Catenhusen [SPD]: Es sind viele Fragen 
offengeblieben, das ist richtig!) 

den Eindruck, daß wir zwar nicht am Ende der 
Erörterung des Sachverhalts, aber doch an den 
Grenzen einer Aktuellen Stunde angekommen sind. 
Es ist ja wirklich ohne Beispiel, daß wir hier einen 
Dialog der Exekutive untereinander mit sehr viel 
interessanten Einzelheiten haben hören können. 

(Tatge [GRÜNE]: Irgendwo müssen die ja 
einmal miteinander reden!) 

Man könnte das fortsetzen. Manches von dem, was 
Sie sagen, Herr Minister Steger, führt einen zu der 
Frage, ob Sie die Unterlagen kennen, ob Sie das 
Gutachten des TÜV Hessen kennen, in dem j a Ihre 
Fragen, die Sie hier stellen, und das, was Herr Mini-
ster Wallmann gesagt hat, im einzelnen ausdrück-
lich dargestellt sind. Aber es ist nicht meine Aufga-
be, das hier zu wiederholen oder darzustellen. 

Herr Kollege Schäfer, Sie haben mit Recht daran 
erinnert, daß wir uns vor mehr als zehn Jahren ent-
schlossen haben, die Wiederaufarbeitungsanlagen 
unter das Atomgesetz zu bringen, und die Entschei-
dung war richtig. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Die Brennele-
mentfabrik!) 

— Die Brennelementfabrik. — Niemand hat sich 
damals vorstellen können, daß die Genehmigungen, 
die wir haben wollten — mit der entsprechenden 
Öffentlichkeit des Verfahrens —, eine derart lange 
Zeit auf sich warten lassen. 

Man kann sehr lange darüber reden, wie es zu 
dieser Entwicklung gekommen ist. Auch die For-
schungsminister der früheren Regierungen waren 
ja entscheidend daran beteiligt; Herr von Bülow, 
der nicht hier ist, und andere. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch andere, 
ja!) 

Sie haben auf die Probleme der Wiederaufarbei-
tung, der Endlagerung, des Brennstoffkreislaufs 
sehr intensiv hingewiesen und haben es nicht leich-
ter gemacht, in diesem Genehmigungsverfahren 
weiterzukommen. Aber in der Tat: Es ist der Offent-
lichkeit inzwischen kaum zu erklären. Ich denke, 
daß es notwendig ist — das sage ich auch der hessi-
schen Landesregierung —, hier nicht eine Art 
Dienst nach Vorschrift zu machen, die Fragen der 
Genehmigung nicht unter koalitionspolitische Ge-
sichtspunkte zu schieben, sondern zu entscheiden. 
Es muß entschieden werden! 

Nun ist für die Öffentlichkeit schwer darstellbar, 
daß dort produziert wird, daß die Staatsanwalt-
schaft wegen des angeblich illegalen Betreibens 

Anklage erhoben hat, daß ein Kabinettsmitglied die 
sofortige Schließung verlangt und der Ministerprä-
sident von unterschiedlichen Rechtsauffassungen 
spricht. Die Sachlage ist nicht so kompliziert: Die 
Staatsanwaltschaft hat nach § 327 StGB Anklage 
erhoben. Das setzt voraus, daß ohne Genehmigung 
gearbeitet wird. Aber Staatsanwaltschaft, Wirt-
schaftsminister und der zuständige Bundesminister 
sind der Meinung, und zwar zutreffend, daß die 
Nuklearbetriebe nach Art. 2 der dritten Novelle zum 
Atomgesetz weiter betrieben werden können, und 
zwar bis zum rechtskräftigen Abschluß des anhän-
gigen Genehmigungsverfahrens, über das wir die 
ganze Zeit sprechen. 

Ein Unterschied besteht lediglich darin, daß die 
Staatsanwaltschaft der Auffassung ist, daß sechs 
betriebliche Änderungen, die seit 1975 vorgenom-
men wurden, von dieser Übergangsvorschrift und 
den sogenannten Vorabzustimmungen nicht erfaßt 
werden. Diese Meinung ist außerordentlich streitig. 
Sie wird, soweit ich sehe, außerhalb der Staatsan-
waltschaft kaum von überzeugenden Vertretern der 
Rechtswissenschaft geteilt. 

Der politische Streit über die Zukunft der Kern-
energie ist eine Tatsache, die niemand leugnen 
kann. Je nachdem, wie dieser Streit entschieden 
wird, werden betriebliche und planungsrechtliche 
Entscheidungen in der Vergangenheit, in der Ge-
genwart und in der Zukunft geändert und unter 
Umständen auch aufgegeben werden müssen. 

Was nicht angängig ist, auch nicht im Rahmen 
einer Aktuellen Stunde, ist die Vorstellung, daß 
man diese außerordentlich wesentliche politische, 
vielleicht auch gesetzgeberische Entscheidung im 
Zusammenhang mit dem Streit um die Hanauer 
Nuklearbetriebe und im Zusammenhang mit Ge-
nehmigungsverfahren lösen könnte. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Richtig! — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Einverstan

-

den!) 

Das wird politisch und rechtlich nicht gehen. Aber 
die Frage der Zukunft der Kernenergie ist in die-
sem Lande nicht definitiv entschieden, und sie wird 
uns weiter beschäftigen müssen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Hönes. 

Frau Hönes (GRÜNE): Herr Präsident!  Meine Da-
men und Herren! Die Situation heute morgen im 
Plenum des Deutschen Bundestages ist wirklich 
grotesk. Anstatt wirklich auf die Problematik Ha-
nau einzugehen, haben sich die Redner bemüßigt 
gefühlt, Gewalt herbeizureden, haben sich bemü-
ßigt gefühlt, die Argumente, die von uns gekommen 
sind, mit wirklich fadenscheinigen formalen Ausre-
den abzubügeln. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: So ein Ge

-

schwätz!) 

Wir haben ein Privatscharmützel zwischen Minister 
Steger und Herrn Minister Wallmann erlebt, das 
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Frau Hönes 
uns deutlich gezeigt hat, daß beide in diesem Pluto-
niumsumpf stecken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich muß sagen: Es ist wirklich an der Zeit, daß in 
dieser Republik darüber nachgedacht wird, daß 
auch in Sachen Hanau ein Untersuchungsausschuß 
längst überfällig ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lenzer [CDU/
-CSU]: Aber nicht hier, sondern in Wiesba-

den! — Catenhusen [SPD]: Da müssen Sie 
aber erst einmal die Zustimmung von 

Herrn Fischer haben!) 

Hier wurde über den illegalen Betrieb von Hanau 
geredet, als wenn es sich um eine kleine Schwarz-
brennerei handeln würde. Dabei geht es hier um 
Betriebe, die Plutonium verarbeiten. Plutonium 
wird hier mit Blei verglichen. So etwas ist mir über-
haupt noch nicht vorgekommen. Das ist eine gro-
teske Situation. Jeder und jede im Bundestag wis-
sen ganz genau, womit wir es beim Plutonium zu 
tun haben. Wer hier das Gewissen hat, alles so her-
unterzubügeln und Plutonium mit Blei zu ver-
gleichen, muß sich erst einmal vor der Bevölkerung 
verantworten. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Was die Chemie an-
geht, ist das richtig!) 

Ich will aber noch einmal die Gelegenheit nutzen, 
etwas dazu zu sagen, daß einmütig von SPD und 
CDU Gewalt herbeigeredet wird. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
keinen Unsinn, nutzen Sie doch die Zeit 

nicht so schamlos aus!) 

Ich muß mich doch wirklich fragen, wie viele be-
zahlte Provokateure morgen Dienst haben. Man 
kann ja wirklich den Eindruck haben, daß Sie das 
wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: Unglaublich! So ein 
Geschwätz — Schmidbauer [CDU/CSU]: So 

etwas Dümmliches!) 

Ich will noch einmal eindeutig für meine Partei 
erklären: Gewaltfreiheit ist eine der wichtigsten 
Säulen unserer Partei. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Reden Sie sich 
nicht heraus! Das ist doch dümmlich!) 

— Hier geht es gar nicht darum, daß man sich her-
ausredet. Ich habe klar Stellung zu beziehen. Wenn 
Parteifreunde von Ihnen, Herr Schmidbauer, uns 
mit Schreibtischtätern vergleichen — Schreibtisch-
täter haben im Dritten Reich eine wahnsinnige 
Rolle gespielt —, verlange ich von Ihnen und Ihren 
Parteifreunden, daß Sie das auf der Stelle zurück-
nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich stelle für meine Partei fest: Wir brauchen uns 
nicht von Gewalttätigkeiten zu distanzieren, weil 
wir nie Gewalttätigkeiten begangen haben und nie 
dazu aufgerufen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU und der FDP — Dr. Kunz 

[Weiden] [CDU/CSU]: Sie machen doch 
überall mit! Sie decken sie doch!) 

Wir haben bei allen Zusammenkünften der Anti-
AKW-Bewegung mit den Autonomen gestritten. Wir 
haben versucht, sie in der Diskussion politisch zu 
isolieren. Das ist der Weg, nicht sich von ihnen nur 
zu distanzieren, sich die Hände reinzuwaschen und 
zu sehen, wie diese verblendeten Leute wirklich in 
der Ecke der Terroristen landen. Aber das wollen 
Sie mit Ihrer ganzen Strafgesetzgebung, mit Ihren 
Terrorgesetzen usw. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Vogel [Mün

-

chen] [GRÜNE]: Die wollen ja Terroristen 
züchten!) 

— Sie wollen wirklich Terroristen züchten, da hat 
mein Kollege Axel Vogel vollkommen recht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
erkläre ich die Aktuelle Stunde für beendet. 
Wie bereits zu Beginn der Sitzung mitgeteilt, hat 

die Fraktion der SPD beantragt, die heutige Tages-
ordnung um die Beratung des Antrags der Fraktion 
der SPD „Einheitliche Europäische Akte" auf 
Drucksache 10/6013 zu erweitern. 
Wird das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht? 

— Das Wort hat der Herr Abgeordnete Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben gehört, auch 
gestern im Ältestenrat, daß die Regierung vorhat, 
die Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundes-
rates zum Gesetzentwurf zur Einheitlichen Euro-
päischen Akte im Rahmen eines Umlaufverfahrens 
zu beschließen und damit die Zuleitung dieses Ge-
setzentwurfes zum Bundestag im Laufe der kom-
menden Tage in Gang zu setzen. Ich will mich ein-
mal darauf verlassen, obwohl es keine verbindliche 
Zusage war, Herr Präsident, und ziehe deswegen 
jetzt meinen Geschäftsordnungsantrag zurück. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Der Antrag ist zurückge-
zogen. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zu dem 

Geschäftsordnungsantrag des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages betr. Einschränkung des 
Zutrittsrechts zu den Sitzungen des 3. Untersu-
chungsausschusses. Dieser Antrag liegt auf dem 
Drucksachenwagen in der Eingangshalle vor. 
Wortmeldungen liegen dazu nicht vor. Wir kom-

men zur Abstimmung. Wer diesem Geschäftsord-
nungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Geschäftsordnungsantrag ist angenom-
men. 

Ich rufe nunmehr Punkt 19 der Tagesordnung 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
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Präsident Dr. Jenninger 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
naturschutzgesetzes 

— Drucksache 10/5064 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6341 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Blunck 
Wittmann (Tännesberg) 
Baum 
Schulte (Menden) 

bb) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 10/6342 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmitz (Baesweiler) 
Frau Zutt 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 201. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Frau Blunck, Antretter, Bach-
maier, Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dauberts-
häuser, Duve, Dr. Emmerlich, Frau Dr. Har-
tenstein, Dr. Hauchler, Dr. Hauff, Immer (Al-
tenkirchen), Jansen, Kiehm, Kißlinger, Dr. 
Klejdzinski, Dr. Kübler, Lennartz, Müller 
(Düsseldorf), Müller (Schweinfurt), Müntefe-
ring, Oostergetelo, Schäfer (Offenburg), Frau 
Schmidt (Nürnberg), Dr. Schmude, Stahl 
(Kempen), Stiegler, Frau Weyel, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Bundesnaturschutzgesetzes 

— Drucksache 10/2653 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (21. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6341 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Blunck 
Wittmann (Tännesberg) 
Baum 
Schulte (Menden) 

(Erste Beratung 123. Sitzung) 

c) Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesna-
turschutzgesetzes 

— Drucksache 10/1794 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (21. Ausschuß) 

— Drucksache 10/6341 —  

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Blunck 
Wittmann (Tännesberg) 
Baum 
Schulte (Menden) 

(Erste Beratung 123. Sitzung) 

d) Zweite 'und dritte Beratung des von der Frak-
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz) 

— Drucksache 10/3628 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6341 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Blunck 
Wittmann (Tännesberg) 
Baum 
Schulte (Menden) 

bb) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 10/6342 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmitz (Baesweiler) 
Frau Zutt 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 201. Sitzung) 

e) Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundes-
jagdgesetzes 

— Drucksache 10/1306 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2764 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Freiherr von Schorlemer 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Dr. 
Bard und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Ergänzungsbedürftigkeit rahmenrechtlicher 
Vorschriften des Bundesjagdgesetzes zum 
Schutz der Waldfunktionen vor Schäden 
durch Schalenwild 

— Drucksachen 10/1054, 10/2749 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Stockhausen 

Zu Punkt 19 a liegen ein Änderungsantrag der 
'raktion der SPD auf Drucksache 10/6343 sowie ein 
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Präsident Dr. Jenninger 
Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/6344 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für eine gemeinsame Be-
ratung der Punkte 19 a bis 19 f 60 Minuten vorgese-
hen. — Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Wittmann (Tännesberg). 

Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die heute vorlie-
gende Novelle zum Bundesnaturschutzgesetz ist 
das Ergebnis intensiver Beratungen in den einzel-
nen Ausschüssen. Die Beratungen im Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, die Bera-
tungen im Umweltausschuß und zwei Anhörungen 
bieten die Gewähr dafür, daß wir hier ein Gesetzes-
werk vorlegen, das die materiellen Grundlagen für 
einen wirksamen Arten- und Biotopschutz schafft. 
Eine Verabschiedung dieses Gesetzes noch in die-
ser Legislaturperiode war dringend erforderlich, 
um die Anwendung des Washingtoner Artenschutz-
übereinkommens und die Durchführung der ent-
sprechenden EG-Richtlinie auch über den 31. De-
zember 1986 hinaus zu gewährleisten. 

Es ist in diesem Zusammenhang schon etwas 
seltsam, daß die SPD-Fraktion jetzt für eine Ver-
schiebung dieser Artenschutznovelle eingetreten 
ist, obwohl sie damals beim Gesetz zur Anwendung 
des Washingtoner Artenschutzübereinkommens 
und der EG-Richtlinie gegen eine Befristung war, 
die so weit in das Jahr 1986 hineinreicht; die SPD 
wollte eine Befristung ja nur bis September 1986 
und wollte dann die Artenschutznovelle durchset-
zen. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Wir hatten ja 
auch gehofft, daß ihr etwas Gescheites 

macht!) 

— Herr Müller, angesichts des beschleunigten Ar-
tenschwundes und der zunehmenden Biotopzerstö-
rungen hielten die Koalitionsfraktionen eine Verta-
gung dieses Gesetzes für unverantwortbar. Wir ha-
ben gerade in den Ausschußberatungen noch we-
sentliche Verbesserungen für den Biotopschutz ein-
arbeiten können 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Na, na!) 

und haben damit die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, daß die Lebensräume bedrohter Tier- und 
Pflanzenarten erhalten bleiben. Herr Müller, ich 
komme darauf nachher zurück. Wir haben z. B. 
auch die von Ihren Bundesländern gewünschte Bio-
topschutzregelung mit übernommen, und Sie haben 
dann im Ausschuß dagegen gestimmt. 

Bevor ich auf einige Einzelheiten des Gesetzent-
wurfes eingehe, möchte ich — auch vor dem Hinter-
grund der anderen Gesetzentwürfe — einige allge-
meine Bemerkungen machen. Ein besonderes Bei-
spiel für „naturschützerisches Interesse" haben die 
GRÜNEN geboten, und sie bieten es auch jetzt. 
Wenn es um die Vorbereitung einer Demonstration 
geht, ist man vollzählig; wenn es um echten Um-
welt- und Naturschutz geht, ist man nicht dabei. Bei  

der Beratung des Gesetzes im Umweltausschuß ha-
ben Sie durch Abwesenheit geglänzt und sich der 
Mitberatung enthalten. Sie haben damit wieder ein-
mal gezeigt, daß es Ihnen nicht um sachliche Dis-
kussion geht, sondern um die öffentliche Show. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Nehmen Sie 
bitte zur Kenntnis, daß unser Vertreter im 
Umweltausschuß im Krankenhaus liegt!) 

— Sie haben doch auch Stellvertreter! 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ein Zweites möchte ich bemerken: Es ist sicher 
die Aufgabe des Gesetzgebers, bei den Gesetzesbe-
ratungen den Sachverstand von Verbänden mit ein-
zubeziehen. Ich habe auch nichts dagegen, Frau 
Blunck, wenn sich die SPD dabei in erster Linie auf 
eine bestimmte Seite schlägt. Ich halte es aber für 
einen mehr als bedenklichen parlamentarischen 
Stil, wenn Fraktionen oder Abgeordnete während 
der Ausschußberatungen Verbände auffordern, 
durch gezielte Aktionen den Beratungsgang zu be-
einträchtigen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich ist das!) 

Ich denke an das, was der BUND an seine Mit-
gliedsverbände geschrieben hat. Er forderte seine 
Mitgliedsverbände auf Grund einer dringenden 
Bitte von Herrn Bartmann, Assistent von Frau 
Blunck, MdB, SPD, auf, eine Pressekampagne zu 
starten, um die Beratungen im Ausschuß zu beein-
flussen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist un

-

glaublich! — Frau Blunck [SPD]: Lesen Sie 
einmal den ganzen Brief vor, Herr Witt

-

mann!) 

Das ist nicht der parlamentarische Stil, den wir 
pflegen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich, aber bezeichnend!) 

Wir wollen eine sachliche Auseinandersetzung. 

Wir sind uns bewußt, daß mit der Regelung des 
Artenschutzrechts die Diskussion um eine weitere 
Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes in der 
nächsten Legislaturperiode nicht abgeschlossen ist. 
Der Deutsche Bundestag wird sich vor allem wegen 
der Umweltverträglichkeitsprüfung und der ent-
sprechenden EG-Richtlinie erneut mit diesem Ge-
setzeswerk auseinandersetzen müssen. 

(Frau Blunck [SPD]: Am Sankt-Nimmer

-

leins-Tag!) 

— Sie wollten j a den Sankt-Nimmerleins-Tag! — 
Dies  war aus Zeitgründen und wegen der Vordring-
lichkeit des Arten- und Biotopschutzes im Rahmen 
dieser Novelle nicht möglich. 

Ein wesentlicher Punkt der Diskussion waren die 
Landwirtschaftsklauseln. Aus diesem Grunde 
möchte ich hier noch einmal den Standpunkt der 
CDU/CSU in dieser Frage darlegen. Die CDU/CSU

-

Fraktion ist zutiefst der Überzeugung, daß Natur-
schutz nur mit der Landwirtschaft machbar ist und 
nicht gegen sie. Die Artenvielfalt in Mitteleuropa ist 
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im wesentlichen ein Ergebnis der jahrhundertelan-
gen Landbewirtschaftung. 

Wir wissen natürlich, daß die Intensivbewirt-
schaftung erhebliche Probleme mit sich bringt. 

(Frau Blunck [SPD]: Und wo schlägt sich 
das nieder?) 

Aber wer glaubt, diese Probleme mit einer Ände-
rung oder Streichung der Landwirtschaftsklauseln 
lösen zu können, irrt sich gewaltig. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Landwirtschaftsklauseln haben eher deklarati-
ven Charakter; mir ist kein Urteil bekannt, in dem 
sie eine wesentliche Rolle gespielt hätten. Die 
Landwirtschaftsklauseln im Bundesnaturschutzge-
setz bedeuten eben nicht, wie Sie immer behaupten, 
eine generelle Bevorzugung der Land- und Forst-
wirtschaft, sondern nehmen unsere Bauern in die 
Pflicht, durch eine ordnungsgemäße Landbewirt-
schaftung Rücksicht auf Natur und Umwelt zu neh-
men. 

Die Bundesregierung und vor allem unser Land-
wirtschaftsminister Kiechle werden gerade im Rah-
men der Maßnahmen zur Beseitigung der Überpro-
duktion durch Flächenstillegungsprogramme, 
durch Grünbrache, durch Förderung von Extensi-
vierung und durch Herausnahme von Flächen aus 
der Produktion für den Naturschutz mehr errei-
chen, als jede wie auch immer gestaltete Landwirt-
schaftsklausel dies bewirken könnte. Im übrigen 
möchte ich für unsere Fraktion hier nochmals fest-
stellen, daß wir es nicht zulassen werden, daß die 
Landwirtschaft pauschal zum Umweltsünder Nr. 1 
gestempelt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Ronneburger [FDP]) 

Auch die Verbandsklage ist nach Überzeugung 
der CDU/CSU kein Mittel, das mehr Natur- und 
Umweltschutz bringt. Verbands- und Naturschutz-
interessen sind im Rahmen der behördlichen Ver-
fahren zu berücksichtigen. Verbesserungen dazu 
sind in diesem Gesetz enthalten. Über weitere Ver-
besserungen können wir sicher zu gegebener Zeit 
reden. Ein über das individuelle Klagerecht bei per-
sönlicher Betroffenheit hinausgehendes Recht der 
Verbandsklage ist angesichts des nicht einheitlich 
geregelten innerverbandlichen Willensbildungspro-
zesses und der damit nicht immer unproblemati-
schen Legitimation von Verbandshandeln gesell-
schaftspolitisch nicht wünschenswert. 

Lassen Sie mich jetzt noch einige Anmerkungen 
zum Artenschutz machen. Die Voraussetzung für 
einen wirkungsvollen Artenschutz ist der Schutz 
der Lebensräume für Tiere und Pflanzen. Gerade 
deshalb haben wir den Biotopschutz gewaltig ver-
bessert. Wir haben erstmals Tabubiotoptypen ver-
bindlich für die ganze Bundesrepublik eingeführt. 
Wir haben ein Eingriffsverbot in das Gesetz aufge-
nommen. Letztlich kann man bloß noch aus den 
Gründen des allgemeinen Wohls eingreifen. Wir ha-
ben also wesentliche Voraussetzungen für einen Ar-
tenschutz geschaffen. Wir haben neue Vorschriften 
ermöglicht, die den Umgang und den Handel mit  

illegal der Natur entnommenen Tieren unterbinden 
und letztlich dafür sorgen, daß vor allem die illegale 
Naturentnahme künftig verhindert wird. 

Wir haben aber auch gesagt, daß die Haltung und 
Zucht besonders gefährdeter Arten nicht grundsätz-
lich im Widerspruch zu diesen Schutzzielen stehen. 
Aber wir wollen und haben auch die Voraussetzun-
gen geschaffen, daß entsprechend restriktive Vor-
schriften für die Haltung und die Zucht erlassen 
werden. Ich sage das auch hier, und ich sage das 
auch an unsere Bundesregierung: Wir erwarten, 
daß diese Vorschriften in der neuen Artenschutz-
verordnung sehr bald kommen, um also gerade die 
Haltung und die Zucht in bestimmten Bahnen zu 
ermöglichen. 

(Frau Blunck [SPD]: Die liegt nicht einmal 
vor! Damit ist das Gesetz nicht praktika

-

bel!) 

Wir haben durch das Gesetz die Voraussetzungen 
dafür geschaffen. 

Ich glaube, daß wir insgesamt gesehen ein gutes 
Gesetz gemacht haben, ein Gesetz, das den Erfor-
dernissen des Artenschutzes entspricht und das uns 
letztlich im Biotop- und Artenschutz ein Stück wei-
ter nach vorne bringt. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit — 
Frau Blunck, vor allem von Ihnen; im Ausschuß war 
das nicht immer so. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Tagtäglich werden wir mit der rapide 
wachsenden Zerstörung unserer natürlichen Le-
bensgrundlagen konfrontiert. Wir sehen, wie unsere 
Wälder sterben, wie unsere Gewässer verschmut-
zen, unsere Böden verunreinigt werden. Wir regi-
strieren auch, wie durch einen beispiellosen Raub-
bau an der Natur Tieren und Pflanzen der Lebens-
raum entzogen, wie ganze Tier- und Pflanzenarten 
brutal ausgerottet werden, wie die Welt, in der und 
von der wir leben, ständig ärmer wird. 

Wir alle kennen diese traurigen Tatsachen. Al-
lein, wir ziehen keine Konsequenzen daraus. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
richtig!) 

Wir Menschen halten uns für das Maß aller Dinge 
und übersehen bei dieser tragischen Selbstüber-
schätzung, daß wir schon längst begonnen haben, 
den Ast, auf dem wir sitzen, abzusägen. 

(Beifall des Abg. Werner [Dierstorf] [GRÜ

-

NE]) 

Welche menschliche Überheblichkeit, aber auch 
Blindheit läßt beispielsweise die im Ausschußbe-
richt getroffene Feststellung erkennen, man habe 
sich „mehrheitlich auf den Standpunkt gestellt, daß 
es in Deutschland nur eine menschlich gestaltete 
Natur gebe, so daß durch die von der Bundesregie-
rung vorgeschlagene Fassung ein Konflikt zwi- 
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schen den Lebensgrundlagen des Menschen und 
der Natur konstruiert werde"! 

Wer seine Wurzeln in der christlichen Lehre sieht 
— und das dürften Sie, meine Damen und Herren 
von der Christenunion ja wohl noch für sich in An-
spruch nehmen wollen — 

(Vogel  [München] [GRÜNE]: Wollen, aber 
nicht können!) 

der sollte doch eigentlich demütiger sein und die 
Winzigkeit des Menschen gerade auch bei der Ge-
staltung der Natur erkennen. Wenn sich aber Men-
schen als Schöpfer der Natur begreifen, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wo ist denn 
Ihre Demut?) 

dann wundert es einen auch überhaupt nicht mehr, 
wenn wir heute statt eines Naturschutzgesetzes ein 
dürftig kaschiertes Naturnutzrecht beschließen. 

Als wir mit den Beratungen der längst überfälli-
gen Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes 
begannen, glaubte ich, wir würden hier die Chance 
nutzen, endlich zu einer Neuorientierung in unserer 
Einstellung, in unserem Umgang mit der Natur zu 
kommen, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Bei Ihrer 
Einstellung hindert Sie doch niemand!) 

beispielsweise Rahmenbedingungen für einen bun-
deseinheitlichen Biotopschutz zu schaffen 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Genau das tun 
wir!) 

oder auf der Grundlage des Sachverständigengut-
achtens „Umweltprobleme der Landwirtschaft" 
auch Betreiberpflichten für die Landwirtschaft vor-
zuschreiben. Das hätte natürlich die Streichung 
oder zumindest die Änderung der Landwirtschafts-
klausel zur Folge gehabt. Aber diese Hoffnung ist 
schon nach der ersten Sitzung des Landwirtschafts-
ausschusses nach der Sachverständigenberatung in 
Berlin gestorben. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Auf 
Grund der Sachverständigenberatung! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich war so naiv, zu glauben, daß der Rat und der 
Sachverstand der Experten zur Klärung der eige-
nen Standpunkte dienen sollte und nicht nur als 
Alibi für die eigene Lernunfähigkeit herhalten 
muß. 

Meine zweite Hoffnung, nach der Schaffung des 
Umweltministeriums und der Installierung des 
heute federführenden Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit würden Sie sich zu 
klaren Verbotsregelungen und Beschränkungen 
der Ausnahmeregelung durchringen, zerplatzte 
ebenfalls wie eine Seifenblase. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
gemacht, Frau Blunck!) 

Nicht einmal die Mahnung des Bundespräsidenten, 
nur wenn wir die Natur um ihrer selbst willen zu 
schützen lernen, wird die Natur auf Dauer uns Men-
schen erlauben, weiter zu leben, hat Sie, meine Her-
ren von der Koalition, veranlaßt, darüber nachzu-

denken, ob wir heute überhaupt noch Naturschutz 
ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der Nütz-
lichkeit des Naturhaushaltes für den Menschen be-
treiben können. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist eine un

-

glaubliche Polemik, die Sie hier abliefern!) 

Umweltschutz, Naturschutz, Reaktorsicherheit — 
Sie tragen diese Worte wie ein Schild vor sich und 
glauben, er versperrt den Blick auf Ihre Uneinsich-
tigkeit und Unfähigkeit. Sie wollen gar keine Verän-
derung: Weiter so mit dem Artentod, weiter so mit 
der Naturzerstörung! 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Haben Sie denn das 
Gesetz nicht gelesen?) 

Sie haben nicht begriffen, daß bloßes Weiterwur-
steln in die Sackgasse führt, aus der es schon in 
naher Zukunft keinen Ausweg mehr gibt. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie wollen sogar eine 
Verschlechterung!) 

In meiner Sorge, Herr Wittmann, und in meiner 
Not darüber habe ich mich an die engagierten Men-
schen in den Naturschutzverbänden gewandt und 
sie gebeten, eine Aktion für die Natur und für den 
Menschen zu starten. Ich lasse mir von niemandem 
vorschreiben, ob — und wenn, in welchen Initiati-
ven und Verbänden — ich mitarbeite und wen ich 
um Unterstützung bitte. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Das ist auch gut so!) 

Ich möchte mich an dieser Stelle für die Hilfe und 
den Rat bedanken, die ich von vielen Einzelperso-
nen und Verbänden in den vergangenen Monaten 
bekommen habe, Menschen, die ihre Freiheit dafür 
opfern, ehrenamtlich und unentgeltlich arbeiten. 

Dieses Gesetz hat eine Odyssee hinter sich ge-
bracht, leider ohne glückliche Heimkehr. Der ur-
sprüngliche Referentenentwurf wurde wegen all-
zugroßer Radikalität einer lang andauernden Ab-
magerungskur im Ernährungsministerium unter-
worfen, kam in den Landwirtschaftsausschuß, 
speckte noch einmal ab und verließ den Umweltaus-
schuß nur noch als Schatten. 

Diese Tatsache und die Mißachtung der Sachver-
ständigenhinweise sowie die Ablehnung unseres 
Entgegenkommens, notfalls das Übergangsgesetz 
zur EWG-Verordnung noch ein weiteres Mal zu ver-
längern, lassen mich sehr daran zweifeln, daß Sie es 
mit einer grundlegenden Novellierung des Natur-
schutzgesetzes ernst meinen. Herr Wittmann, Sie 
haben es zwar immer wieder betont, aber all diese 
Vorgänge lassen darauf schließen, daß Sie das ei-
gentlich nur als Alibi brauchen, und es ist nur der 
Hinweis darauf, daß so was am Sankt-Nimmerleins-
Tag passieren wird. Die ständig wiederholten Er-
klärungen, aber der Artenschutz müsse dringend 
und sofort novelliert werden, damit wenigstens die 
Löcher des EWG-Übergangsgesetzes gestopft wür-
den, entlarvt der vorliegende Gesetzentwurf als 
Täuschung. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Verbreiten Sie doch 
nicht solche Unwahrheiten!) 
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Abgesehen davon, daß Sie in der Vergangenheit un-
sere Änderungswünsche für das EWG-Übergangs-
gesetz abgelehnt haben, weil nach Ihrer Ansicht 
keine Gesetzeslücken und Umgehungstatbestände 
vorhanden waren, haben Sie jetzt mit der Einfüh-
rung einer Generalamnestie für alle vor dem 31. Au-
gust 1980 eingeführten Tiere und Pflanzen — hier 
geht es um vom Aussterben bedrohte Tiere und 
Pflanzen — 

(Dr.  Laufs [CDU/CSU]: Das ist die glatte 
Unwahrheit! Das haben wir Ihnen im Aus-
schuß ja wirklich erklärt! Es ist unglaub-
lich, was Sie sich hier leisten! — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: Nur Emotionen!) 

sogar eine Verschlechterung gegenüber der beste-
henden Gesetzeslage in vielen Bundesländern in 
Kauf genommen. 

Meine Herren, schon in der Ausschußsitzung ist 
eigentlich ständig klargeworden, daß Sie dieses Ge-
setz nicht mal gelesen haben. Deswegen sagen Sie 
nicht, es ist die Unwahrheit. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Jetzt halten Sie 
sich mit Ihren Unverschämtheiten wirklich 
zurück! — Dr. Rumpf [FDP]: Wir gehen mal 

zusammen in den Wald!) 

Dieses, was ich hier gesagt habe, stimmt so. Die 
Händler, die Gewerbetreibenden, die Gesetze über-
treten haben, die illegal Tiere und Pflanzen und 
Teile daraus eingeführt haben, machen Gewinn, 
frei nach dem Motto: Leistung muß sich wieder loh-
nen! 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Mit dem fadenscheinigen Argument, Privatbesitzer 
dürften nicht kriminalisiert werden, werden in den 
Ländern bestehende schärfere Vorschriften wegge-
fegt, und für alle vor dem 1. Januar 1987 erworbe-
nen Tiere und Pflanzen, die dem persönlichen Ge-
brauch oder als Hausrat dienen, genügt an Stelle 
des Nachweises die Glaubhaftmachung. Die aber 
darf nur verlangt werden, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, daß eine Berechtigung nicht 
besteht. Sowohl die Bundesländer als auch die 
Praktiker vor Ort, die Zöllner, haben dringend gebe-
ten, den „persönlichen Gebrauch" und den „Haus-
rat" zu definieren. Ich frage Sie: Sind acht lebende 
Falken persönlicher Bedarf? Der Zoll war nicht die-
ser Meinung und beschlagnahmte die Tiere. Das 
angerufene Gericht aber hat sie dem Besitzer wie-
der zugesprochen. Und der macht damit Geld, viel 
Geld, bis zu 100 000 Dollar. Ab wie vielen Krokogür-
tein ist der persönliche Bedarf gedeckt? Wie viele 
Pelzmäntel brauche ich? Wie viele Muscheln sind 
Hausrat? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Wollen Sie das alles 
ins Gesetz schreiben?) 

Sie sind mit diesem Gesetz Ihrem eigenen An-
spruch für einen besseren Schutz der Natur zu sor-
gen und gleichzeitig ein lesbares und praktikables 
Gesetz zu schaffen, nicht gerecht geworden. Werden 
Sie nun in Zukunft extra Seminare für Zöllner an-
bieten, damit diese über die Ausnahme von der Aus-
nahme des Einfuhrverbotes informiert sind? Und  

wo, bitte, ist die Bundesartenschutzverordnung, 
ohne die dieses Gesetz überhaupt nichts wert ist? 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, sind 
Sie mit einer Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wittmann einverstanden? 

Frau Blunck (SPD): Wird das auf meine Redezeit 
angerechnet? 

Vizepräsident Westphal: Nein, ich kann das unter-
brechen. 

Frau Blunck (SPD): Ja, bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Witt-
mann. 

Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Frau Kolle-
gin Blunck, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh-
men, daß wir sogar entgegen dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung, entgegen der Meinung ver-
schiedener Juristen die Übergangsfristen für den 
gewerblichen Handel mit Tieren und Tierteilen be-
sonders geschützter Arten auf das gerade noch 
tragbare Maß verkürzt haben — um bloß ein Bei-
spiel dessen zu nennen, was wir an Verbesserungen 
in dieser Artenschutznovelle gebracht haben? 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das will 
sie nicht zur Kenntnis nehmen!) 

Frau Blunck (SPD): Herr Wittmann, ich muß das 
nicht zur Kenntnis nehmen, weil zweimal ein Über-
gangsgesetz beschlossen worden ist. Diese Händler 
haben gewußt, was auf sie zukommt. Und Sie sor-
gen dafür, daß die noch ein Jahr lang horrende 
Gewinne machen können. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Bitte erklären Sie mir, welche Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, daß eine Berechtigung zum 
Besitz von Tieren und Pflanzen für den persönli-
chen Bedarf nicht vorliegt, und sagen Sie mir doch 
gleich noch mit, wie die Behörde von so einer Tatsa-
che denn überhaupt Kenntnis erhält. Wie erklären 
Sie, daß ein Mann, eine Frau für das Abbrechen 
einer besonders geschützten Pflanze bestraft wer-
den kann, der Landwirt aber, der den gesamten 
Standort durch Umpflügen vernichtet, rechtmäßig 
handelt? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht so!) 

Wie rechtfertigen Sie, daß vom Aussterben be-
drohte Arten noch ein weiteres Jahr kommerziell 
und privat vermarktet werden können, mit all den 
schlimmen Folgen für die Menschen in der Dritten 
Welt? 

(Wittmann [Tännesberg] [CDU/CSU]: 
Warum bringen Sie denn die alten Kamel

-

len wieder? — Dr. Laufs [CDU/CSU]: 
Längst geändert!) 

Wie begründen Sie, daß die Haltung und die 
Zucht vom Aussterben bedrohter Arten nicht mehr, 
wie es vorgesehen war, verboten werden kann, ob-
wohl dies zur Verhinderung der fortlaufenden Na- 
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turentnahmen notwendig wäre? Vorgesehene Aus-
nahmeregelungen vom Zuchtverbot hätten berech-
tigte Züchterinteressen auch in Zukunft berück-
sichtigen können. Bitte gehen Sie in diesem Zusam-
menhang auch auf die schärferen Vorschriften des 
Jagdrechtes ein. Im Jagdrecht ist über die Vor-
schrift „Es dürfen nicht mehr als zwei Vögel von 
drei Arten gehalten werden" ein absolutes Zucht-
verbot erfolgt. 

So ließen sich noch eine Fülle von Ungereimthei-
ten anführen, die alle zu einem Ergebnis führen: 
Wir brauchen eine Änderung dieses Gesetzes. Ich 
kann Ihnen im Interesse der vom Aussterben be-
drohten Tier- und Pflanzenwelt nur empfehlen, den 
in unserem Entschließungsantrag geforderten Eck-
punkten für eine grundlegende Reform des Bundes-
naturschutzgesetzes zuzustimmen. 

Ich möchte, daß auch in Zukunft im Frühling die 
Bäume ausschlagen und die Vögel zwitschern. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Zuruf von der CDU/CSU: Dar-

auf können Sie sich verlassen!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weiter gebe, möchte ich Sie 
davon unterrichten, daß zu Punkt 19 a der Tagesord-
nung zwischenzeitlich ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/6377 
eingebracht worden ist. Sie finden diesen Antrag 
auf dem Drucksachenwagen in der Eingangshalle. 

Jetzt hat der Abgeordnete Hornung das Wort. 

Hornung (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Bundesjagdge-
setz als Rahmengesetz hat sich in unserem Lande 
hervorragend bewährt, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und wir werden auch daran festhalten. Es verlangt 
die Hege. Es verlangt die Erhaltung unserer Tierar-
ten. Es gibt Schutz für den Wald und für die Land-
wirtschaft. 

Die GRÜNEN haben hier einen Rest von An-
spruch zusammengekramt, wo sie meinen, dem 
Wald noch etwas entgegenkommen zu können. 
Dazu muß man sagen: Das war die Generation vor 
Ihnen, die schon wegrotiert ist. Sie heute haben — 
sehen wir uns Ihre Umweltpolitik oder Ihre Ener-
giepolitik an — überhaupt kein Interesse mehr an 
dieser Politik. 

(Tatge [GRÜNE]: Sie haben keine Ahnung 
von Energiepolitik!) 

Von Ihrem Anspruch ist nichts mehr übriggeblie-
ben. Wie so oft haben Sie noch nicht einmal an der 
Beratung Ihrer eigenen Anträge teilgenommen. 
Das ist die Wirklichkeit, mit der wir uns auseinan-
dersetzen. 

Sie verlangen neue Gesetze, und Sie halten sich 
nicht daran. Sie verlangen neue Behörden, neue In-
stitutionen. Zugleich sagen Sie, diese seien nicht 
unabhängig genug. Sie möchten Ihre Organisatio-
nen einsetzen. Die Wirklichkeit sieht anders aus. 

Ich darf aus dem Bundesjagdgesetz zitieren. Hier 
heißt es in § 1: 

Ziel [ist] die Erhaltung eines den landschaftli-
chen und landeskulturellen Verhältnissen an-
gepaßten artenreichen und gesunden Wildbe-
standes sowie die Pflege und Sicherung seiner 
Lebensgrundlagen; ... 

In § 21 — um Ihnen nur wenige Dinge zu sagen — 
heißt es: 

... die berechtigten Ansprüche der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft auf Schutz ge-
gen Wildschäden [müssen] voll gewahrt bleiben 
sowie die Belange von Naturschutz und Land-
schaftspflege berücksichtigt werden. 

Zu dem, was Sie in Ihrem Antrag moniert haben, 
heißt es: 

In den Ländern sind Jagdbeiräte zu bilden, de-
nen Vertreter der Landwirtschaft, der Forst-
wirtschaft, der Jagdgenossenschaften, der Jä-
ger und des Naturschutzes angehören müssen. 

Somit ist die Wirklichkeit wohl etwas anders. Eine 
Emnid-Umfrage zeigt: 74 % der Bevölkerung sind 
für die Jagd, Wald und Wild gehören zusammen, 
Jäger sind anerkannte Umweltschützer. 

Der Waldschadensbericht zeigt, daß die Ursachen 
der Schäden nicht vom Wild kommen, sondern daß 
anderes im Vordergrund steht. Die Gründe, daß 
dennoch überhöhte Wildbestände da sein können — 
das bestreiten wir nicht —, liegen in der Waldbe-
wirtschaftung, in der Vereinsamung der Holzarten, 
in der Verdrängung. Auch durch bestimmte Kultur-
sicherungen können solche Probleme entstehen. 
Wildäsungsflächen sind dennoch notwendig, weil 
sie die Vielfalt der Weichhölzer, der Kräuter und 
der Pflanzen schützen. Fütterung wird nur in der 
Not durchgeführt. Sie dient der Ablenkung z. B. von 
Schwarz- und Flugwild. 

Die Probleme sind in einem anderen Bereich viel 
größer, nämlich im Betretungsrecht. Wild wird zum 
Nachttier. Die Wiederkäuer haben keine Ruhezo-
nen mehr. Die absolute Freiheit des einzelnen, die 
Natur für sich allein zu erleben, mitten im Gebüsch 
morgens um 4 Uhr aufzutauchen, mit dem Auto 
durch den Wald zu fahren, als Wanderer mit Radio 
aufzukreuzen, stört viel mehr. Auch den Skisport 
möchte ich anführen, das Tourenfahren, ebenso den 
Fremdenverkehr. Wir haben bei einer Reise des 
Ausschusses in die Alpenregion erlebt, daß gerade 
durch diesen Sektor die Schäden am allergrößten 
sein können. 

Wir müssen die Probleme gemeinsam lösen. Es 
gibt im Europäischen Parlament eine interfraktio-
nelle Gruppe „Jagd und Umwelt". Ich meine, das ist 
eine gute Lösung. 

Ich meine, wir müssen auch die Rahmenbedin-
gungen für die Landwirtschaft verbessern, damit 
mehr Flächen für die Umwelt, für Wild und Wald 
zur Verfügung stehen, damit der Jäger wieder waid-
gerecht das regeln kann, was die Natur nicht allein 
schafft. 

Wir lehnen Ihre Anträge ab. 
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Ich grüße Sie in diesem Sinne mit: Waidmanns-

heil. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bachmaier [SPD]: Hubertusfeier ist erst 
heute abend! — Müller [Schweinfurt] 
[SPD], Freiherr von Schorlemer [CDU/-
CSU] und Dr. Rumpf [FDP]: Weidmanns-

dank!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Werner (Dierstorf). 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, zu-
nächst einen Vergleich zu machen, da wir über Na-
turschutz sprechen. Zur Zeit läuft den Rhein eine 
Giftwelle herunter, die von Basel ausgeht. Nach Be-
richten der Firma sind 10 bis 30 t Pflanzenschutz-
mittel in den Rhein gelangt. 10 bis 30 t verschmut-
zen den gesamten Rhein und bringen ein enormes 
Fischsterben. In der Landwirtschaft verwenden wir 
jedes Jahr 30 000 t. Ich möchte diesen Vergleich 
zwischen 10 t und 30 000 t anstellen. Natürlich be-
ziehen sich die 30 000 t auf die ganze Fläche, und 
der Boden kann relativ viel vertragen. Aber er be-
kommt jährlich 30 000 t ab. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Das kommt doch aus 
der Saar vom Jo Leinen! Der schwimmt 
auch als toter Fisch da rum! — Heiterkeit 

bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden heute die Verabschiedung des Regie-
rungsentwurfs zur Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes erleben. In § 1 soll es heißen: 

Natur und Landschaft sind im besiedelten und 
unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pfle-
gen und zu entwickeln, daß 

1. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, 
2. die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 
3. die Tier- und Pflanzenwelt sowie 
4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Na-

tur und Landschaft 

an sich sowie als Lebensgrundlagen des Men-
schen und als Voraussetzung für seine Erho-
lung in Natur und Landschaft nachhaltig gesi-
chert sind. 

Meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, solange Sie keine ernsthaften Anstrengun-
gen in der Luftreinhaltepolitik unternehmen, so-
lange Sie weiterhin 8 000 Kilometer Fernstraßen-
bau gutheißen und solange Sie eine Landwirtschaft, 
die artenreduzierend ist, als diesem Gesetz dienend 
bezeichnen, so lange ist der schöne § 1 nicht mehr 
wert als das Papier, auf dem er steht. 

Alle Naturschutzverbände und auch der Sachver-
ständigenrat in seinem Gutachten „Landwirtschaft 
und Umwelt" sehen es als widersinnig an, die Land-
wirtschaftsklausel beizubehalten. Wenn es hieße 
„Der biologische Landbau dient in der Regel den 

Zielen dieses Gesetzes", würden Sie die Zustim-
mung der Naturschutzverbände erhalten 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig! — Eigen 
[CDU/CSU]: Schon mal was von Input und 

Output gehört?) 

Alle diese Verbände sehen den Entwurf der GRÜ-
NEN gegenüber dem Regierungsentwurf als den 
besseren an, speziell auch bei § 8 Abs. 7, wo unser 
Entwurf landwirtschaftliche Maßnahmen benennt 
wie z. B. Entwässerung und Umwidmung von Flä-
chen, die außerhalb der üblichen Bodenbewirtschaf-
tung liegen und genehmigungs- oder ausgleichs-
pflichtig sind. Andererseits darf das Mähen einer 
Wiese oder das Ernten eines Zuckerrübenfeldes 
nicht als strafbarer Eingriff in die Natur gelten. 
Soviel meine ich auch als Landwirt sagen zu sol-
len. 

(Eigen [CDU/CSU]: Immerhin!) 

Trotz jahrelangen Kampfes der Verbände wird 
ihnen auch in der neuen Fassung des Bundesnatur-
schutzgesetzes ein Klagerecht nicht zuerkannt. Ge-
nauso wichtig wie die erforderliche Verbandsklage 
ist allerdings eine Erweiterung des Mitwirkungs-
rechts von Anbeginn aller Planungen. Je eher bei 
Maßnahmen, die den Naturschutz betreffen, die 
Verbände gehört werden, desto weniger werden sie 
Grund haben, später zu klagen. 

(Zustimmung des Abg. Mann [GRÜNE]) 

In fünf Bundesländern ist die Verbandsklage inzwi-
schen in unterschiedlicher Ausgestaltung einge-
führt, ohne daß die verwaltungsrechtliche Systema-
tik Schaden gelitten hätte oder die Gerichte mit 
Klagen überflutet worden wären. 

Das Schlagwort — wir haben es vorhin auch von 
Ihnen gehört, Herr Wittmann — „Naturschutz geht 
nur mit den Bauern" kann nur dann verwirklicht 
werden, wenn die Agrarpolitik den Wert einer 
Landwirtschaft erkennt, die im Einklang mit der 
Natur arbeitet, 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zustimmung 
der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

und die Bauern nicht finanziell gezwungen sind, 
immer intensiver zu wirtschaften. 

Die vorliegende Fassung der Artenschutznovelle 
verhindert nicht, daß künftig weiterhin mit ge-
schützten Arten gehandelt wird. Die Haltung aller 
vor 1980 illegal in den Besitz von Händlern und 
Hobbysammlern gelangten geschützten Tiere wird 
praktisch legalisiert, so daß in Zukunft nicht zwi-
schen vorhandenen und neu in den Verkehr ge-
brachten Exemplaren zu unterscheiden ist. 

Meine Damen und Herren, das Bundesnatur-
schutzgesetz besteht nicht nur aus Bestimmungen 
über die Verbandsklage und der Landwirtschafts-
klausel; unser Entwurf bietet in fast allen Paragra-
phen eine Verbesserung an. Wir können unmöglich 
Ihrem Entwurf zustimmen. 

Unser Antrag zum Schutz der Waldfunktion vor 
Schäden durch Schalenwild vom 24. Februar 1984 
hat in den seither vergangenen zweieinhalb Jahren 
nichts an Aktualität verloren. Wir haben gerade ge- 
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hört, daß das Jagdrecht bestens in Ordnung sei und 
nichts daran zu ändern sei. Aber solange Wildbe-
stände eine Naturverjüngung immer wieder zerstö-
ren, so lange ist das Bestehen des Jagdrechts in sei-
ner jetzigen Durchführung unzureichend. Negative 
Auswirkungen sind im besonders stark geschädig-
ten Hochwald der Alpenregion immer wieder fest-
zustellen. 

Das neue Ministerium für Umwelt und Natur-
schutz hat mit dieser Novellierung traurige Zu-
stände in der Naturschutzgesetzgebung wieder fest-
geschrieben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei den Grünen — Mann [GRÜNE]: 
Dieses Gesetz ist ein Etikettenschwindel!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich weise die pauschale Diffamierung, Frau 
Kollegin Blunck, die Sie gegen dieses Gesetz zum 
Ausdruck gebracht haben, entschieden zurück. Of-
fenbar haben Sie das Gesetz nicht zur Kenntnis 
genommen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie nehmen auch in den Anhörungen offenbar nur 
das zur Kenntnis, was Ihnen gefällt, und nicht das, 
was von durchaus ernst zu nehmenden Sachver-
ständigen in unserem Sinne gesagt worden ist. 

Das Gesetz ist eine wichtige Weiterentwicklung 
des Naturschutzes. Wir werden dabei nicht stehen-
bleiben. Das haben wir gesagt; das führe ich auch 
hier aus. Aber der Arten- und Biotopschutz wird 
deutlich verstärkt — das wissen Sie —, beispiels-
weise durch die Eingriffsverbote in § 20 b 1 . Es gibt 
auch keine Generalamnestie, wie Sie behauptet ha-
ben. 

(Frau Blunck [SPD]: Genauso ist es!) 

Sie haben also an der Wirklichkeit vorbei argumen-
tiert. So kommen wir in der Debatte nicht weiter. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir sind in der Tat auch für eine umfassende 
Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes. Aber 
Sie selber sagen ja, daß das in dieser Legislaturpe-
riode nicht zu leisten ist. Wir sind der Meinung, daß 
erstens die Verbandsklage und die Verbandsbeteili-
gung im Verwaltungsverfahren eingeführt werden 
sollten; daß wir uns zweitens die Änderung der 
Landwirtschaftsklausel vornehmen müssen; daß 
drittens eine weitere grundlegende Verbesserung 
des Biotopschutzes erforderlich ist; daß wir viertens 
die inhaltliche und verfahrensmäßige Ausgestal-
tung der Landschaftsplanung in Angriff nehmen 
müssen; daß wir fünftens eine weitere Konkretisie-
rung und Verschärfung der Eingriffsregelungen 
überlegen müssen; daß wir sechstens alle miteinan-
der die EWG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeit 
in die deutsche Gesetzgebung, also auch in dieses 
Gesetz aufnehmen müssen. 

Der Ausbau des Naturschutzes muß ein Schwer-
punkt der Umweltschutzpolitik der nächsten Jahre  

bleiben, und zwar nicht nur auf Bundesebene, son-
dern auch bei den Ländern. Die personelle Ausstat-
tung der zuständigen Behörden ist vielfach unzurei-
chend. Es fehlen Mittel, um Naturschutzprojekte zu 
realisieren. Um so erfreulicher ist es, daß der Haus-
haltsausschuß dieses Parlaments auf Antrag mei-
nes Kollegen Weng beschlossen hat, die Mittel des 
Bundes für Biotopschutz von 4 auf 10 Millionen DM 
zu erhöhen, also mehr als zu verdoppeln. 

Schon heute kennen wir eine Vielzahl herausra-
gender Projekte. Diese können nur gelingen, wenn 
sie durch Eigeninitiative der Bürger und ihrer Ver-
bände unterstützt werden. Wir wollen die Zusam-
menarbeit mit den Naturschützern und ihren Ver-
bänden. Aber wir bitten auch diese, unser Gesetz 
wirklich objektiv zu betrachten und nicht auf par-
teipolitische Parolen hereinzufallen, die Sie verbrei-
ten, Frau Kollegin Blunck. 

(Frau Blunck [SPD]: Die lesen das, die ken

-

nen das!) 

Wir können und wollen nur Starthilfe geben. 

Wir sind auch der Meinung, daß ein Programm 
zum Schutz und zur Wiederherstellung der Groß-
ökosysteme, also von Hochgebirge, Bergwäldern, 
von Flußauen und Wattenmeeren, notwendig ist. 

Die Arbeiten an der Fortsetzung der Verbesse-
rungen dieses Gesetzes sollten unmittelbar nach 
Beginn der nächsten Legislaturperiode einsetzen. 
Ich bekenne freimütig: Vielleicht sollten wir das Ge-
setz, Herr Kollege Wittmann, auch einmal solchen 
Leuten zu lesen geben, die mit Verwaltungsverein-
fachung zu tun haben. Es ist etwas arg kompli-
ziert. 

(Frau Blunck [SPD]: Aha!) 

Diese Teilnovellierung bringt wichtige Verbesse-
rungen im Arten- wie auch im Biotopschutz. Die 
Kritiker verkennen auch, daß der Bund nur eine 
Rahmenkompetenz hat. Die Kritiker verkennen, 
daß das Gesetz j a erst zu leben beginnt, wenn die 
Verordnungen da sind. Das Gesetz muß durch Ver-
ordnungen ausgefüllt werden. Mit dem Gesetz wird 
der Schutz gefährdeter Tiere und Arten verbessert. 
Es ist kein Rückfall gegenüber dem Länderrecht. 
Der Artenschutz, der zur Zeit weitgehend landes-
rechtlich geregelt ist, wird auf Bundesebene verein-
heitlicht. Die Rechtsanwendung wird vereinfacht. 

Die besonders geschützten Arten werden einem 
generellen Vermarktungsverbot unterworfen. Das 
gilt auch für Pflanzen. Für besonders geschützte 
Arten, die nicht im Washingtoner Abkommen ent-
halten sind, wird für Ein- und Ausfuhr eine Geneh-
migungspflicht eingeführt. Für Arten, die dem Wa-
shingtoner Abkommen unterliegen, können stren-
gere Einfuhr- und Ausfuhrregelungen getroffen 
werden. Hier wird der Bundesregierung also ein 
Spielraum eröffnet. Das wird den Naturschutz in 
unserem Lande verbessern. 

Haltung und Zucht durch die zoologischen Gärten 
werden durch die Novelle nicht verboten. Jedoch 
werden die Mindestvoraussetzungen für Haltung 
und Zucht exakt festgelegt, die jedoch in seriösen 
Zoobetrieben natürlich erfüllbar sind. Im Interesse 
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unserer bedrohten Arten wird also auch für die 
Zoos künftig der Erwerb von Exemplaren von Ar-
ten, die vom Aussterben bedroht sind, erschwert. 

Mit der Novelle werden erstmals Strafbestim-
mungen für besonders schwerwiegende Verstöße 
im Gesetz niedergelegt. Der Biotopschutz wird ent-
scheidend verstärkt durch § 20 b l . 

Meine Damen und Herren, das sind also Bestim-
mungen, die wir jetzt ruhig in Kraft treten lassen 
sollten. Sonst, Frau Kollegin Blunck, müssen wir 
nämlich mindestens bis 1988 warten. All die Dinge, 
die ich jetzt aufgeführt habe, würden sonst über-
haupt nicht Gesetz werden. 

Bei der von mir in Aussicht genommenen umfas-
senden Novellierung ist notwendig, daß die Zustän-
digkeiten in einem Bundesamt konzentriert wer-
den. 

Wir sind der Meinung — das habe ich schon an-
gesprochen —, daß die Landwirtschaftsklausel mo-
difiziert werden sollte. Aber es gilt für die Landwirt-
schaft schon jetzt das allgemeine Abwägungsverbot 
nach dem Naturschutzgesetz. Auch die Landwirt-
schaft wird also nicht von den Pflichten des Geset-
zes ausgenommen. Wir erkennen an, was die Land-
wirte für den Naturschutz in unserem Lande tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen, daß die Partnerschaft zwischen Land-
wirtschaft und Umweltschutz ausgebaut wird. Im 
Zuge der notwendigen Agrarstrukturreform zielen 
wir z. B. auf den Ankauf und die Anpachtung von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen für den Na-
tur- und Gewässerschutz. Statt sinnloser Über-
schußproduktion, die niemand braucht, sollte j eden-
falls  ein Teil der Landwirtschaft dafür eingesetzt 
werden, daß unsere Natur erhalten bleibt. 

Eine wichtige Forderung der FDP bei der umfas-
senden Novellierung ist auch die Einführung der 
Verbandsklage. Wir hätten es schon jetzt für not-
wendig und wünschenswert gehalten — das wäre 
auch zu machen gewesen —, eine Änderung des § 29 
im Sinne einer Mitwirkung der Naturschutzver-
bände im Verwaltungsverfahren durchzusetzen. 

Meine Damen und Herren, wir erklären uns mit 
dieser Teilnovellierung, mit diesem Schritt einver-
standen. Wir erleben j a leider gerade vor unserer 
Tür ein Stück Naturzerstörung durch die Schad-
stoffbelastung des Rheins. Es ist schade, daß wir in 
dieser Woche, da wir so viele Aktualitäten disku-
tiert haben, dieses Thema nicht diskutieren konn-
ten. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Nächste Wo-
che!) 

Das ist für die nächste Woche vorgesehen. Ich mei-
ne, daß wir hier eine Reihe von Konsequenzen im 
internationalen Miteinander am Rhein ziehen soll-
ten, auch was unsere eigenen Anforderungen an-
geht. Das ist dann auch praktischer Naturschutz. 
Auch hier werden wir uns stellen. 

Meine Damen und Herren, wir Liberalen stim-
men dieser Teilnovellierung zu, streben aber eine  

weitergehende Novellierung in der nächsten Legis-
laturperiode an. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bachmaier. 

Bachmaler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Baum, in einem Punkt möchte ich 
Ihnen ausdrücklich zustimmen: Wenn es einen Eh-
renpreis in diesem Land für das von der Gesetzes-
technik her wohl unverständlichste und vom Laien 
bestimmt nicht zu kapierende Gesetz geben sollte, 
dann, glaube ich, hätte in erster Linie die Bundesre-
gierung diesen Ehrenpreis verdient. 

(Susset [CDU/CSU]: Wofür?) 

— Herr Susset, wenn eine Regierung ständig durch 
die Lande zieht und erklärt, man müsse Gesetze 
und Verwaltungsverfahren vereinfachen, und dann 
von der Gesetzestechnik her ein solches Elabo-
rat produziert wie das, das hier vorgelegt worden 
ist — —

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Marschewski, ich weiß, daß Sie da betroffen 
sind. Herr Marschewski, das finde ich ja sehr nett: 
Sie haben ja im Sommer dieses Jahres, als wir das 
Bundesnaturschutzgesetz im Rechtsausschuß in ei-
nem ersten Durchgang beraten haben, mitge-
stimmt, als wir feststellten: Dieses Gesetz ist nicht 
anwendbar und nicht vollziehbar. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Deshalb wäre es wohl besser, wenn Sie sich an Ihre 
eigenen Erkenntnisse in nichtöffentlichen Aus-
schußsitzungen erinnerten, anstatt hier mit den 
Wölfen zu heulen. Das wäre in diesem Fall wohl 
angebrachter. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Susset, ich will Sie ja gar nicht fragen, ob 
Sie das gelesen haben. Die weitere Frage, die dann 
zu stellen wäre, will ich schon gar nicht anfügen. 

Auf jeden Fall ist das, was jetzt herausgekommen 
ist, von der Lesbarkeit her ein bißchen besser, aber 
das Gesetz ist beileibe noch in einem hohen Maße 
unlesbar und unverständlich. Es ist auch eine Art 
des Umgangs mit dem Bürger, die Gesetze so zu 
machen, daß die Bürger sie nicht verstehen, nicht 
anwenden können. So kann man ja auch mit dem 
Bürger umgehen, wenn man notgedrungen Dinge 
einfügt, die man eigentlich nicht darin haben will. 

Nächster Punkt. Mir kommen fast die Tränen, 
wenn ich hier von seiten der Regierungskoalition 
höre, man müsse über die Verbandsklage, über eine 
Landwirtschaftsklausel, über eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und all die Dinge, die von meiner 
Kollegin Frau Blunck hier angesprochen worden 
sind, noch reden; dies sei noch nicht genügend 
durchdacht, dies sei nicht genügend beraten wor-
den. Herr Baum, waren nicht Sie an der Regie-
rungserklärung des Jahres 1980 beteiligt, in der da-
mals angekündigt wurde, man wolle die Verbands-
klage einführen? Liegt Ihnen nicht seit zwei Jahren 
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unser Gesetzentwurf vor, der nach langen Diskus-
sionen in der Öffentlichkeit hier eingebracht wor-
den ist und in dem ein präziser Vorschlag gemacht 
wurde, wie man die Verbandsklage in das Bundes-
naturschutzgesetz implantieren könnte? Von man-
gelnder Zeit kann hier also nicht die Rede sein. 
Man will nicht. Man macht hier den üblichen Spa-
gat am Ende einer Wahlperiode. Man verabschie-
det, worum man nicht herumkommt und was einem 
genehm ist. Das andere verweist man in das Res-
sort Ankündigung mit einem hohen Maß an Unver-
bindlichkeit. Das ist der beste Weg, um alle Klien-
ten zu bedienen: Diejenigen, die weiter wollen, krie-
gen etwas für die Ankündigung. Und bei denen, die 
man beruhigen will, nimmt man das Minimum, das 
man hier im Gesetz umgesetzt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— So ist es doch. Herr Baum, es ist ja so: Immer 
dann, wenn es gilt, bei grundlegenden Fragen des 
Natur- und Umweltschutzes Farbe zu bekennen, 
kneift die Regierung 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Die FDP fällt 
um!) 

— oder kneifen, wie in diesem Fall, die Koalitions-
parteien, was man an einem Punkt noch erklären 
kann. 

(Beifall der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Mittlerweile z. B. ist fast unbestritten, daß die Be-
lange der Natur in materiellrechtlicher und verfah-
rensrechtlicher Hinsicht nachhaltig verbessert wer-
den müssen, daß es daher u. a. erforderlich ist, den 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen als 
Staatsziel im Grundgesetz zu verankern, den aner-
kannten Natur- und Landschaftsschutzverbänden 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— das hängt sehr wohl zusammen — ein Klage-
recht im Bereich des Natur- und Landschaftsschut-
zes in ihrer Funktion als Interessenwahrer der Na-
tur einzuräumen, und daß es auch erforderlich ist, 
besonders der belebten Natur als unserer Mitwelt 
oder, wenn Sie so wollen, als elementarem Bestand-
teil der Schöpfung das eigene Lebensrecht, ja, in-
zwischen muß man schon fast sagen: Überlebens-
recht, zu sichern, und die Landwirtschaftsklausel so 
zu konkretisieren, wie es in unserem Gesetzentwurf 
geschehen ist, und daß es endlich an der Zeit ist, die 
EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
in nationales Recht umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier hätten Sie Gelegenheit gehabt, in einigen 
ganz wichtigen Punkten Farbe zu bekennen. Sie 
wollten nicht. Dies ist der entscheidende Punkt. 
Nicht aber weiterer Beratungsbedarf, den Sie hier 
apostrophieren, ist hier vonnöten. Wann wollen Sie 
denn überhaupt zum Handeln kommen? 

Bei der Debatte und Entscheidung des Bundes-
tags über unseren Gesetzentwurf zur Verankerung 
des Umweltschutzes im Grundgesetz mußten wir 
schon zu Beginn dieses Jahres erfahren, wie die 
hehren Bekenntnisse zum Umweltschutz anläßlich 
von Fest- und Feiertagsreden in der harten Werk-

tagsarbeit dann, wenn es ernst zu machen gilt, von 
Ihnen buchstabiert werden. Weil man in den Rei-
hen der Koalition erkannt hat, daß eine Veranke-
rung des Umweltschutzes im Grundgesetz dazu bei-
trägt, die existenzsichernden Belange des Umwelt-
schutzes bei staatlichen und gesellschaftlichen Ab-
wägungsprozessen stärker als bisher zur Geltung 
zu bringen, wurde unser Antrag abgelehnt. Die 
gleichen Motive stehen wohl heute Pate, wenn Sie 
unsere ergänzenden Anträge zurückweisen. 

Unsere Anträge, den Verbänden, die sich unab-
hängig von Eigentümerpositionen der Natur- und 
Landschaftspflege verschrieben haben, ein eigenes 
Verbandsklagerecht einzuräumen, wenn Eingriffe 
in die Natur und in die geschützten Landschaftsbe-
reiche drohen — das ist j a nur ein kleiner Aus-
schnitt —, werden auf die lange Bank geschoben. 

(Mann [GRÜNE]: Auch die Anträge der 
GRÜNEN, Herr Kollege Bachmaier!) 

— Ich danke für den Hinweis. Aber dies werden Sie 
sicher nachher einer geneigten Öffentlichkeit noch 
hinreichend zu Gemüte führen. 

Über das Institut der Verbandsklage wurde lange 
und nachhaltig diskutiert. Frankreich, die USA, die 
Schweiz und drei Bundesländer, nämlich Bremen, 
Hamburg und Hessen, haben mit diesem schon vor 
Jahren eingeführten Institut gute, ja sehr gute Er-
fahrungen gemacht. 

(Hornung [CDU/CSU]: Und den Müll in die 
DDR gebracht!) 

— Lenken Sie doch nicht ab! Hören Sie hier zu! — 
Nach den uns vorliegenden Informationen hat es 
weder im Ausland noch in den genannten Bundes-
ländern die von Ihnen immer wieder gegen die Ver-
bandsklage ins Feld geführte befürchtete Prozeß

-

flut gegeben. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Im Gegenteil, dieses Institut führt zu einer Bünde-
lung der Verfahren, deren Anliegen es ist, aus-
schließlich die Belange des Natur- und Landschafts-
schutzes unabhängig von der jeweiligen Eigentü-
merposition — das muß man immer wieder betonen 
— ins Feld zu führen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Völliger Blödsinn!) 

— Ich habe ja gehört, wer es gesagt hat. 

Es geht einfach auf Dauer nicht an, daß wir ein 
breit aufgebautes Rechtsschutzsystem für die Be-
lange des Eigentums haben, während gerade die 
Belange des Natur- und Umweltschutzes, allerdings 
auch die Belange der künftigen Generationen, in 
unserem Rechtssystem bislang keine hinreichende 
Berücksichtigung finden. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Geradezu grotesk — jetzt hören Sie einmal genau 
zu — stellt sich die Situation bei der Novellierung 
des § 1 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes dar. 
Hier hat die Regierung noch in ihrem Entwurf ei-
nen löblichen und durchaus richtigen Schritt in die 
richtige Richtung unternommen, als sie der Natur 
— und so steht es wörtlich drin — „ein eigenes 
Lebensrecht" zuzubilligen bereit war. Heute, nach- 
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dem wir sogar ein eigenes Umweltschutzministe-
rium und einen eigenen Minister haben, der eigent-
lich die Belange des Natur- und Umweltschutzes 
nachdrücklicher vertreten sollte — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber ein guter 
Minister! Ein sehr guter Minister!) 

schreckt — ich glaube, daß das Ihnen so gefällt — 
die  Regierungskoalition sogar vor ihrer eigenen 
Courage zurück und nimmt es hin, daß diese Vor-
schrift durch den federführenden Ausschuß, näm-
lich dem Umweltausschuß, wieder gestrichen wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Herr Bachmaier, 
man merkt, daß Sie bei den Beratungen im 
federführenden Ausschuß nicht da waren!) 

— Herr Laufs, ich habe im Rechtsausschuß mitbe-
raten, und ich weiß, warum Sie diese Vorschrift aus 
dem Verkehr gezogen haben. Es ist auch bemer-
kenswert, daß keiner Ihrer Redner heute dazu et-
was gesagt hat. Geben Sie, meine Damen und Her-
ren von der Regierungskoalition, Ihrem Herzen ei-
nen Stoß, und stimmen Sie unserem Änderungsan-
trag zu. Sie leisten damit Ihrer eigenen Glaubwür-
digkeit einen nachhaltigen Dienst. 

Lassen Sie — lassen Sie mich dieses zum Ab-
schluß sagen — den Herrn Bundespräsidenten 
nicht im sauren Regen stehen, der unlängst gefor-
dert hat, daß nur dann, wenn wir die Natur um ihrer 
selbst willen zu schützen lernen, nur dann wird die 
Natur auf Dauer uns Menschen erlauben weiterzu-
leben. Den Gedanken hatten Sie ursprünglich ein-
mal, vor dem Vollzug sind Sie bis dato zurückge-
schreckt. Sie haben heute noch eine Chance. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Mann [GRÜNE]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit. 

Dr. Wallmann, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Mit 
dem ersten Gesetz zur Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes, der sogenannten Artenschutznovel-
le, erfüllt die Bundesregierung einen Auftrag, den 
ihr der Deutsche Bundestag bereits im Herbst 1983 
einhellig erteilt hat. Ich zitiere aus der Entschlie-
ßung des Deutschen Bundestages, mit Ihrer Geneh-
migung, Herr Präsident, eine Entschließung, die auf 
Antrag der SPD-Fraktion gefaßt wurde. Es heißt 
dort: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 
30. September 1984 ein Gesetz zur Änderung 
des Bundesnaturschutzgesetzes mit dem Ziel 
einer Gesamtnovellierung des Artenschutzes 
vorzulegen, um einen wirksamen Artenschutz 
in der Bundesrepublik Deutschland zu gewähr-
leisten. 

Ich denke, genau dieser Auftrag und der des Bun-
desrates vom Dezember 1983 wird mit der vorlie-
genden Novelle erfüllt. 

Die Rechtsmaterie ist so geordnet und so verein-
facht und vereinheitlicht worden, wie dies geboten 
war. Wer das bestreitet, dem empfehle ich einen 
Vergleich des künftigen Rechtszustandes mit der 
gegenwärtigen Rechtslage: elf Ländergesetze, zwei 
Bundesgesetze. 

(Zuruf von der SPD: Generalamnestie!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
wollen ja gerne einräumen: Dieser Text ist in der 
Tat schwer lesbar, ist nicht leicht. Sie wissen aber, 
welche Mühe sich gerade die Damen und Herren 
Abgeordneten bei dieser Beratung gegeben haben, 
wie eng die Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern 
gewesen ist. Bitte bedenken Sie: Hier war EG-Recht 
umzusetzen, ferner waren eine besondere Rege-
lungsdichte, EG-Verordnungen — ich sagte schon 
— Landesrecht und auch Bundesrecht zu berück-
sichtigen. Es sind hier j a auch mehrere Rechts-
kreise zusammengetroffen: Naturschutzrecht, Jagd-
recht, EG-Recht. Darüber ist hier im einzelnen ge-
sprochen worden. 

Die Artenschutznovelle befriedigt einen beson-
ders dringenden Regelungsbedarf, der, so denke 
ich, auch von der Opposition nicht ernsthaft bestrit-
ten wird. Nachdem wir das Vordringliche getan ha-
ben, können wir uns in der kommenden Wahlpe-
riode weiteren Fragen mit der gebotenen Gründ-
lichkeit widmen. Ich darf aufnehmen, was Sie, Herr 
Abgeordneter Baum hier in diesem Zusammenhang 
gesagt haben. Ich erkläre auch heute, daß ich mit 
der Verabschiedung den Novellierungsbedarf des 
Bundesnaturschutzgesetzes keineswegs für erledigt 
halte. Sie, Herr Abgeordneter Wittmann, haben dies 
ebenfalls deutlich zum Ausdruck gebracht. 

Das Bundesnaturschutzgesetz ist ja erst zehn 
Jahre alt, und wir dürfen auch sagen: Insgesamt hat 
es sich gewiß bewährt. Ich erinnere daran, daß es 
1976 von der SPD-Fraktion als starker Impuls für 
mehr Naturschutz und Landschaftspflege im Rah-
men moderner Erfordernisse begrüßt wurde. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Die haben 
aber nichts getan!) 

In den seither vergangenen zehn Jahren konnten 
Erfahrungen gesammelt werden, haben sich neue 
Einsichten ergeben, 

(Frau Blunck [SPD]: Die sind aber nicht 
umgesetzt worden, Herr Wallmann!) 

sind — sagen wir doch auch dies in aller Offenheit 
— Probleme deutlich, Lösungswege sichtbar gewor-
den, die zu einer Weiterentwicklung des Bundesna-
turschutzgesetzes auch außerhalb des Artenschutz-
bereichs führen müssen. Ich nenne nur Beispiele, 
über die wir uns miteinander zu unterhalten, mit 
denen wir uns gewiß zu beschäftigen haben: Land-
schaftsplanung, Eingriffsregelung, auch in Verbin-
dung mit der Umweltverträglichkeitsprüfung. 

(Frau Blunck [SPD]: Aha!) 

Das immer wieder diskutierte Thema Verhältnis 
von Landwirtschaft und Naturschutz wird uns be-
schäftigen. Ob uns das gefällt oder nicht, es wird so 
sein. Es wird auch um die Frage gehen, ob es für 
Bürger und Verbände bessere Mitwirkungsmöglich- 
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keiten gibt. Und es wird natürlich vor allem um den 
Biotopschutz zu gehen haben. 

(Frau Blunck [SPD]: Aha!) 

Das sind wichtige, aber, so sage ich, gewiß auch 
häufig schwierige Fragen, die wir nicht leicht beant-
worten können. Ich habe z. B über das Verhältnis 
von Landwirtschaft und Naturschutz bei vielen Ge-
legenheiten gesagt: Wir werden das entweder ge-
meinsam miteinander lösen, oder wir werden es 
überhaupt nicht lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Blunck [SPD]: Das letztere ist beson-

ders schlimm!) 

— Warum, verehrte gnädige Frau, warum? Ich glau-
be, es geht gar nicht anders. Wenn wir einer Gruppe 
von vornherein kein Vertrauen entgegenbringen, ei-
ner Gruppe von vornherein unterstellen, daß sie 
nicht bereit sei, für die Natur, für unsere Umwelt 
mit uns gemeinsam engagiert zu arbeiten, dann bin 
ich der festen Überzeugung, daß all unsere Bemü-
hungen keinen Zweck haben. Es geht nicht nur dar-
um, Gesetze zu erlassen, Ge- und Verbote zu erlas-
sen, sondern es geht auch darum, daß die Menschen 
von uns überzeugt werden und begreifen, daß es 
hier nicht um Parteipolitiken geht, sondern um eine 
Sache, die es wert ist, daß man sich dafür enga-
giert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
darf doch daran erinnern: Schon 1983 stand außer 
Zweifel, daß all dies in einer Legislaturperiode nicht 
geleistet werden könne. Daher auch das Einverneh-
men, in dieser Legislaturperiode das zu tun, was 
vordringlich ist, nämlich die Gesamtnovellierung 
des Artenschutzrechts. 

Diese Novellierung steht heute vor ihrem Ab-
schluß. Sie bringt deutliche Fortschritte. 

(Frau Blunck [SPD]: Welche?) 

Nur wenige Beispiele: Erstens. Regelungslücken 
werden geschlossen. So können jetzt z. B. nationale 
Ein- und Ausfuhrregelungen erlassen und durch die 
Übertragung der Zuständigkeiten auf Bundesbehör-
den auch tatsächlich vollzogen werden. 

Zweitens. Das Artenschutzrecht wurde durchsetz-
bar gemacht und übrigens auch mit fühlbaren 
Sanktionen bewehrt. So können Geldbußen bis zu 
100 000 DM verhängt werden. Es sind sogar Frei-
heitsstrafen mit einem Strafrahmen von bis zu fünf 
Jahren vorgesehen. Also, das ist doch alles völlig 
deutlich. Die Plünderung von Fauna und Flora ist 
jedenfalls kein Kavaliersdelikt mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Hier hat der Gesetzgeber eindeutige Formulierun-
gen gewählt. Auf diese Weise und auch dank der 
bundesweiten Einführung des objektiven Einzie-
hungsverfahrens ist es nunmehr möglich, wir-
kungsvoll in die Grauzone des Besitzes und der Ver-
marktung geschützter Tier- und Pflanzenarten ein-
zudringen. 

(Frau Blunck [SPD]: Eben nicht!) 

Drittens. Die Artenschutznovelle schafft auch die 
Voraussetzung für einen Einstieg in bundesrechtli-
che Regelungen zum Biotopschutz. Die bundesein-
heitliche Festlegung von hochgefährdeten Biotopty-
pen ist ein großer Fortschritt und ein Signal. Wir 
müssen auf diesem Wege weiter voranschreiten. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Und die 
Bauern helfen Ihnen, Herr Minister!) 

— Ja, ich weiß es. — Damit sind ca. 2 bis 3 % der 
Fläche der Bundesrepublik Deutschland kraft Ge-
setzes vor ökologisch nachteiligen Veränderungen 
künftig besonders geschützt. 

Abschließend möchte ich einen sehr persönlichen 
Dank all denen aussprechen, die im Bundesrat und 
Bundestag an der Artenschutznovelle so engagiert 
mitgewirkt haben. Bitte, genehmigen Sie mir, daß 
ich zwei Persönlichkeiten stellvertretend danke. 

An erster Stelle danke ich dem Herrn Abgeordne-
ten Dr. Schmidt (Gellersen) von der SPD-Fraktion, 
dem Vorsitzenden des bis zur Sommerpause feder-
führenden Ernährungsausschusses. Herr Kollege 
Dr. Schmidt (Gellersen) hat j a die Beratungen des 
Bundesnaturschutzgesetzes bereits vor zehn Jah-
ren mit großem Engagement zu einem guten Ende 
geführt. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Der 
kommt leider nicht wieder! — Freiherr von 
Schorlemer [CDU/CSU]: Den haben die Ge

-

nossen abgeschossen! Das war der Schrö

-

der aus Niedersachsen!) 

Ich glaube, es ist selbstverständlich, daß wir uns 
dafür bei dieser Gelegenheit bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Und dann möchte ich auch Herrn Dr. Göhner, 
dem ersten Vorsitzenden des neuen Bundestags-
ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit, stellvertretend danken. Unter seiner Lei-
tung hat der Umweltausschuß die im Ernährungs-
ausschuß begonnene Arbeit an der Artenschutzno-
velle zu einem erfolgreichen Abschluß gebracht. Ich 
möchte mich dafür ausdrücklich bei dieser Gelegen-
heit bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen, meine Da-
men und Herren: Der Naturschutz ist eine viel zu 
ernste und wichtige Sache, als daß er zum parteipo-
litischen Zankapfel gemacht werden sollte. Ich sehe 
im Naturschutz einen Kernbereich des Umwelt-
schutzes. Naturschutz und Landschaftspflege müs-
sen im Zentrum jeder ökologisch orientierten Um-
weltpolitik stehen. Dafür bitte ich auch in Zukunft 
um Ihre Zustimmung und Unterstützung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Wir werden Sie an Ihren 
Taten messen, falls Sie dazu noch Gelegen

-

heit haben!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 
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Vizepräsident Westphal 
Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-

mung über Tagesordnungspunkt 19a, und zwar den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 10/5064 in der Ausschußfassung. 

Ich rufe Art. 1 auf. Hierzu liegen Änderungsan-
träge der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6343 
und der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 10/6377 vor. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/6343? — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Der Änderungsantrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/6377? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ände-
rungsantrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 in der Ausschußfassung? — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Art. 1 ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Art. 2 bis 4, Einleitung und Überschrift in 
der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften 
sind mit Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/6344 
ab. Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dieser Ent-
schließungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über Tagesordnungspunkt 19 b, und zwar 
den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/2653. Der Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 10/6341 unter Nr. II, diesen Gesetzent-
wurf abzulehnen. 

Ich rufe Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ge-
setzentwurf ist bei einer Reihe von Enthaltungen 
mit Mehrheit in der zweiten Beratung abgelehnt. 
Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Ge-
schäftsordnung jede weitere Beratung. 

Wir kommen nunmehr zu der Einzelberatung und 
Abstimmung über Tagesordnungspunkt 19 c, näm-
lich den Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/1794. Der Ausschuß empfiehlt, 
diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich rufe die  Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-

chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dieser Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit 
großer Mehrheit abgelehnt. Damit unterbleibt nach 
§ 83 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung jede weitere 
Beratung. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über Tagesordnungspunkt 19 d, und zwar den 
Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/3628. Der Ausschuß empfiehlt, die-
sen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich rufe Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Dieser 
Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Damit unterbleibt nach § 83 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung die weitere Bera-
tung. 

Wir stimmen jetzt über den Tagesordnungspunkt 
19e ab, den Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/1306. Der Ausschuß emp-
fiehlt in seiner Beschlußempfehlung auf Druck-
sache 10/2764, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ge-
setzentwurf ist in zweiter Beratung mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Damit unterbleibt nach § 83 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung die weitere Bera-
tung. 

Wir stimmen jetzt über Tagesordnungspunkt 19f 
ab, und zwar über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten auf Drucksache 10/2749. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf der Drucksache 10/1054 abzulehnen. Wer dieser 
Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung 
ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Tagesordnungspunkte 26 a 
und 26b auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. de With, Frau Blunck, Bach-
maier, Catenhusen, Frau Dr. Däubler-Gmelin, 
Dr. Diederich (Berlin), Egert, Dr. Emmerlich, 
Fischer (Osthofen), Frau Fuchs (Köln), Frau 
Fuchs (Verl), Frau Dr. Hartenstein, Frau Hu-
ber, Immer (Altenkirchen), Klein (Dieburg), 
Dr. Kübler, Kuhlwein, Lambinus, Frau Luuk, 
Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau Matthäus

-

Maier, Müller (Düsseldorf), Frau Odendahl, 
Peter (Kassel), Frau Renger, Frau Schmedt 
(Lengerich), Frau Schmidt (Nürnberg), 
Schmidt (München), Dr. Schöfberger, Schrö-
der (Hannover), Dr. Schwenk (Stade), Frau 
Simonis, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, 
Frau Steinhauer, Stiegler, Frau Terborg, 
Frau Dr. Timm, Frau Traupe, Frau Weyel, 
Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
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Strafprozeß (Opferschutzgesetz) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6124 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Marschewski 
Dr. de With 

(Erste Beratung 172. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Verbesserung der Stel-
lung des Verletzten im Strafverfahren 
— Drucksache 10/5305 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 
— Drucksache 10/6124 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Marschewski 
Dr. de With 

(Erste Beratung 213. Sitzung) 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/6334 bzw. 10/6346 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 26a und 26b 60 Minuten vorgesehen. — Ich 
höre dazu keinen Widerspruch; dann ist das so be-
schlossen. 

Zuerst hat der Berichterstatter, Herr Marschews-
ki, wegen einer Korrektur ums Wort gebeten. — Sie 
haben das Wort. 

Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich beantrage, die Beschluß-
empfehlung des Rechtsausschusses auf Drucksache 
10/6124 in einem Punkt zu ändern. Es handelt sich 
um Art. 1 Nr. 10, § 397a Abs. 1 Satz 3, StPO, der wie 
folgt lauten muß: 

§ 114 Satz 1 

— nicht „Abs. 1" — 

zweiter Halbsatz und § 121 Abs. 1 bis 3 der Zivil-
prozeßordnung sind nicht anzuwenden. 

Zur Begründung verweise ich darauf, daß § 114 
ZPO nur einen Absatz hat. Es handelt sich also um 
eine redaktionelle Berichtigung. 

Vizepräsident Westphal: Das ist also im Namen 
des gesamten Ausschusses korrigiert worden?  — 
Gut,  dann fügen wir das hier ein. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Am 8. November 
1985, also fast auf den Tag genau vor einem Jahr, 
hat die erste Lesung des Entwurfs der SPD für ein 
Gesetz zur Stärkung der Rechte des Verletzten im 

Strafprozeß stattgefunden. Dem war am 24. April 
1986 die erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Besserung der Stellung des Verletzten im 
Strafverfahren gefolgt. Seitdem hat es ein umfäng-
liches Anhörungsverfahren, viele Gespräche neben 
den zahlreichen offiziellen Beratungen und letzt-
endlich die Einigung zwischen Regierungsfraktio-
nen und SPD auf den Text gegeben, der heute zur 
zweiten und dritten Lesung ansteht. Die GRÜNEN 
haben sich bisher der Stimme enthalten. Ich frage: 
Warum eigentlich? 

Die Verabschiedung des Opferschutzgesetzes in 
zweiter und dritter Lesung stellt einen Meilenstein 
in der Geschichte unserer nunmehr 109 Jahre alten 
Strafprozeßordnung dar. Die StPO, wie sie als Ab-
kürzung schon in den allgemeinen Sprachgebrauch 
eingegangen ist, hat sich, was wir nicht vergessen 
sollten, als Kind des freiheitlichen Denkens der 
Vor-Paulskirchenzeit bis heute im Grunde bewährt. 
Unser vom reformierten Strafprozeß herrührendes 
Strafverfahren hatte Gericht, Staatsanwaltschaft 
und Angeklagten eine dominierende Stellung gege-
ben. Staatsanwalt und Gericht steht der Beschul-
digte bzw. Angeklagte gegenüber. Der Angeklagte 
war deshalb von vornherein mit starken Angriffs-
und Verteidigungsmöglichkeiten ausgestattet wor-
den; das war und ist gut so. Das Opfer kam dagegen 
als solches nicht vor, allenfalls in Gestalt des von 
der Staatsanwaltschaft oder dem Angeklagten be-
nannten Zeugen. 

Geht der angelsächsische Strafprozeß im Grunde 
wie der Zivilprozeß von den Parteien aus — in der 
Hoffnung, daß das Gegeneinander von Opfer und 
Angeklagten das wahre Geschehen schon ans Licht 
bringen werde —, sieht unser Strafverfahren die 
Strafrechtspflege als Sache des Staates an: Staats-
anwaltschaft und Gericht haben, von geringen Aus-
nahmen abgesehen, ohne Ansehen der Person je-
dem Anfangsverdacht von Amts wegen nachzuge-
hen. Das ist als „Legalitätsprinzip" bekannt. Sie 
sind nicht auf eine Anzeige angewiesen. Allein der 
Staatsanwalt klagt an; in ihm ruht das sogenannte 
Anklagemonopol. Von Amts wegen ist gegen und 
für den Beschuldigten oder Angeklagten zu ermit-
teln; bei diesem Amtsermittlungsgrundsatz sind die 
Strafverfolgungsbehörden nicht auf den Anstoß 
durch Dritte angewiesen, wenn dies auch er-
wünscht sein kann. 

Das Opfer hat — wie man im Fachjargon sagt — 
eine reine Objektstellung. Es kann nicht selbstän-
dig agieren, es sei denn, es ist als Nebenkläger 
zugelassen. Gegenüber unbotmäßigen Angriffen ha-
ben Staatsanwaltschaft und Gericht fürsorglich für 
das Opfer tätig zu werden. Eberhard Schmidt, einer 
der großen Kommentatoren unserer Strafprozeß-
ordnung, sagt dazu — und das ist bezeichnend —: 

So ist es wohl richtiger, den Verletzten von den 
Prozeßsubjekten abzusondern. 

Diese Regelung führte von vornherein zu vier 
gravierenden Nachteilen, die freilich als solche erst 
in neuerer Zeit deutlich ins Bewußtsein traten: 
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Erstens. Das Opfer, insbesondere die von einem 

Sexualtäter verletzte Frau, kann — muß nicht, aber 
kann — schon bei der ersten Anzeige gegenüber 
der Polizei allzu leicht in die Rolle des übereifrigen 
Anzeigers oder gar Provokateurs gedrängt werden. 
Man denke an die vergewaltigte Frau, die nachts 
auf der Wache Anzeige erstatten will und nach ei-
nem Blick auf ihre Kleidung zunächst gefragt wird, 
ob sie denn getrunken habe. Im Verfahren vor der 
Polizei ist das Opfer nach der Strafprozeßordnung 
auf sich allein gestellt; die Rechtsprechung freilich 
hat hier einige Abstriche gemacht. 

Zweitens. Der Gang des Verfahrens und die ver-
schiedenen Lagen des Prozesses gehen in den mei-
sten Fällen am Opfer vorbei; dieses wird nicht un-
terrichtet. Damit kann nicht nur der eine oder an-
dere Anstoß zur Wahrheitsfindung verlorengehen; 
der in Unwissenheit belassene Verletzte muß sich 
auch als mündiger Bürger in vielen Fällen als ein 
Stück des hin- und hergeschobenenen Beweismate-
rials begreifen, weshalb er sich nicht nur unver-
standen, sondern manchmal sogar regelrecht ver-
höhnt fühlt. 

Drittens. Der Schutz des Verbrechensopfers al-
lein durch Staatsanwaltschaft und Gericht kann be-
wirken, daß es allzu leicht zum Medienopfer werden 
kann, insbesondere bei Verstößen gegen die sexu-
elle Selbstbestimmung. Kennen nicht wir alle genü-
gend Fälle, in denen die Frau als Zeuge und Opfer 
durch Klatschspalten der Zeitungen und Zeitschrif-
ten zum zweitenmal zum Opfer wurde? 

(Rusche [GRÜNE]: Nennen Sie die Zeitung 
doch einmal beim Namen!) 

Die Furcht vor der Überschrift „Welch pikantes 
Vorleben der Frau!" hat schon manche Zeugin, die 
eigentlich Opfer war, eingeschüchtert. In engem Zu-
sammenhang damit stehen freilich Fragen der Öf-
fentlichkeit des Strafverfahrens, wenn es um intime 
Dinge geht. 

Viertens. Die fast totale Sicht vom staatlichen 
Strafanspruch her übersieht, daß auch der Strafpro-
zeß kein Selbstzweck ist und für das Opfer und die 
Öffentlichkeit über das Urteil hinauswirkt. Es kön-
nen dadurch Maßnahmen zu kurz kommen, die zu 
einer angemessenen Wiedergutmachung für das 
Opfer und damit zum Rechtsfrieden zwischen Täter 
und Opfer führen könnten. 

Um dem abzuhelfen, wird die Strafprozeßord-
nung in Zukunft zum besseren Schutz des Opfers 
vor Verbrechen um folgende Einrichtungen berei-
chert: 

Erstens. Schon beim ersten Zugriff durch die Po-
lizei muß — ich betone: muß — diese das Opfer über 
seine Rechte belehren. Das Opfer kann sich sofort 
eines Beistandes in Gestalt eines Rechtsanwaltes 
bedienen. 

(Zustimmung des Abg. Rusche [GRÜNE]) 

Dieser Beistand kann auf Verlangen sofort und vor-
läufig beigeordnet werden, wenn sich das Opfer ei-
nen eigenen Anwalt nicht leisten kann, die Aussicht 
auf Gewährung von Prozeßkostenhilfe besteht und 
die sonstigen Voraussetzungen vorliegen. 

Zweitens. Das Opfer wird über alle wesentlichen 
Schritte des Verfahrensgangs informiert. Es hat 
grundsätzlich über seinen Anwalt Akteneinsicht. Es 
kann, als Nebenkläger zugelassen, eigene Anträge 
stellen. Zu diesem Zweck wurde die Nebenklage 
u. a. bei Vorliegen von Sexualstraftaten und Tö-
tungsdelikten erweitert. Zur Wahrung des Chancen-
ausgleichs soll jedoch das Gericht dem Angeklagten 
einen Anwalt bestellen, falls das Opfer sich eines 
Anwalts bedient. Wir wollen nicht, daß durch die 
Subjektstellung des Opfers die Stellung des Ange-
klagten vermindert und dieser in seinen Rechten 
beschnitten wird. 

Drittens. Die Vorschrift über den Ausschluß der 
Öffentlichkeit bei Intimbefragungen wird in Zu-
kunft gewährleisten, daß niemandes schutzwürdi-
ges Interesse auf offenem Markt genüßlich ausge-
breitet werden kann. Der Verletzte kann, auch 
wenn er nicht als Nebenkläger zugelassen ist, durch 
seinen Anwalt entsprechende Fragen beanstanden 
und den Ausschluß der Öffentlichkeit fordern las-
sen. 

Viertens. Die nunmehr im Strafgesetzbuch statu-
ierte Pflicht, eine Schadenswiedergutmachung bei 
der Strafzumessung mildernd zu berücksichtigen, 
fördert den Täter-Opfer-Ausgleich. Dasselbe gilt für 
die Zahlungserleichterung gegenüber dem Gericht, 
die gewährt werden soll, wenn ohne diese die Scha-
denswiedergutmachung berührt wäre. 

Wir Sozialdemokraten hätten sehr gern zur Ab-
rundung noch eine Vorschrift eingefügt, die das Ab-
sehen von Strafe auch durch die Staatsanwaltschaft 
erlaubt, wenn — bei Strafen bis zu zwei Jahren — 
der  Richter zustimmt, die Schuld es gestattet, das 
öffentliche Interesse nicht entgegensteht und der 
Schaden wiedergutgemacht wurde. 

(Beifall des Abg. Emmerlich [SPD]) 

Die Koalitionsfraktionen haben diesen Vorschlag 
im Rechtsausschuß abgelehnt. Wir bringen ihn hier-
mit in zweiter Lesung erneut ein. Ich verstehe diese 
Ablehnung um so weniger, als die Schadenswieder-
gutmachung heute schon bei der Einstellung wegen 
Geringfügigkeit durch die Staatsanwaltschaft in 
der Praxis beachtet wird. 

Zusätzlich darf ich noch darauf verweisen, daß 
das Ministerkomitee des Europarates erst jüngst. 
nämlich am 28. Juni 1985, in Straßburg beschlossen 
hat: 

Legislation should provide that compensation 
may either be a penal sanction, or a substitute 
for a penal sanction or be awarded in addition 
to a penal sanction, 

mit anderen Worten, daß die Gesetzgebung die Be-
rücksichtigung der Schadenswiedergutmachung 
schlechthin berücksichtigen möge. 

(Zuruf von der FDP: Was ist denn hier Ver

-

handlungssprache? — Zuruf des Abg. Dr. 
Langner [CDU/CSU]) 

Uns wäre es natürlich auch angemessen erschie-
nen, wenn für die Zeit nach dem Urteil die Hilfe des 
Gerichts bei der Wiedergutmachung deutlicher aus-
gefallen wäre. 
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Herr Langner, zu Ihrer Beruhigung: ich habe es 

ja übersetzt. Sie können es auch noch privatissime 
et gratis bekommen, wenn Sie wünschen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
versucht zu glauben, daß manch einer noch zu sehr 
dem Theorem Kants folgt, daß noch heute zu voll-
strecken sei, wenn morgen die Welt untergehe. Wir 
— und das sollten wir selbstkritisch sagen —, die 
wir häufig allzusehr mit dem Strafverfahren befaßt 
sind, berücksichtigen oft zu wenig, daß der Gerech-
tigkeit keineswegs allein durch den Urteilsspruch 
und die Verbüßung genüge getan wird. Wir haben 
die Möglichkeit des Strafprozesses über das Verfah-
ren hinaus zu nutzen und die StPO mehr als bisher 
als Teil des auf die Lebenswirklichkeit gerichteten 
Ganzen zu sehen. 

(Beifall der Abg. Emmerlich [SPD] und 
Mann [GRÜNE]) 

Gestatten Sie mit in diesem Zusammenhang ei-
nen weiteren Hinweis. Die SPD-Bundestagsfrak-
tion hatte schon 1983 mit ihrem Gesetzentwurf zur 
Bestrafung auch der Vergewaltigung in der Ehe Op-
ferschutzvorschriften vorgeschlagen. Bis heute liegt 
dieser Entwurf im Rechtsausschuß, weil er auf Be-
treiben der Regierungskoalition immer und immer 
wieder vertagt wurde. Die Regierung und die sie 
tragenden Fraktionen können sich offenbar nicht 
entschließen, diesen kleinen Schritt — Bestrafung 
der Vergewaltigung auch in der Ehe — zu mehr 
Gerechtigkeit zu tun, dem große Auswirkung zukä-
me, wie fast alle Anhörpersonen bestätigt haben. 

Ich habe gerade darauf hingewiesen, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, daß die Nebenklage-
befugnis ausgeweitet wurde. Die Nebenklage war 
bisher im Kern auf Beleidigungs- und Körperverlet-
zungsdelikte beschränkt und steht in engem Zu-
sammenhang mit der Privatklage, wie wir alle wis-
sen. Nunmehr wurden Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung, Freiheitsberaubung und Geisel-
nahme sowie Tötungsdelikte als — und das ist der 
Punkt — automatisch nebenklagebefugt einbezo-
gen. Das ist verständlich, weil mit der Nebenklage 
Antragsrechte im Verfahren verbunden sind, die 
das Agieren ermöglichen und damit wesentlich zur 
Subjektstellung des Opfers beitragen. Allein die 
fahrlässige Körperverletzung hat die Mehrheit aus 
der Automatik herausgenommen. Sie hat dekre-
tiert, daß in diesem Fall nur noch bei Vorliegen 
besonderer Voraussetzungen die Nebenklagebefug-
nis erteilt werden soll. Das ist vernünftig, weil eine 
Überschwemmung der Prozesse mit Nebenklagen 
bei minder wichtigen Vergehen vermieden werden 
sollte. Nun fragen wir uns, warum die Mehrheit die 
Beleidigungsdelikte nicht auch aus der Automatik 
herausgenommen hat, wie es der Bundesrat mit gu-
tem Grund fordert. Einmal passen die Beleidigungs-
delikte ihrem Grundgehalt nach nicht zu den übri-
gen hier aufgezählten wahrhaftig gewichtigen 
Straftaten. Zum anderen muß die Gefahr gesehen 
werden, daß ein Zuviel an Nebenklagen in minder 
schweren Fällen die von uns allen gutgeheißenen 
Neuerungen regelrecht diskreditieren kann. Wir So-
zialdemokraten haben deshalb erneut den Antrag 
gestellt, die Beleidigungsdelikte entsprechend her-

abzustufen und wie die fahrlässige Körperverlet-
zung zu behandeln. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Das Vorrücken des Opfers ins öffentliche Be-
wußtsein ist erstmals durch das Gesetz vom 11. Mai 
1976 über die Entschädigung der Opfer von Gewalt-
taten deutlich geworden. Die damalige sozialdemo-
kratisch geführte Bundesregierung mit ihrem sei-
nerzeitigen Justizminister Hans-Jochen Vogel 
wurde dabei — das erwähne ich — tatkräftig von 
der Opposition unterstützt. Unser aller Dank ge-
bührt in diesem Zusammenhang aber auch den vie-
len uneigennützigen Helfern und Spendern im Wei-
ßen Ring. Es mußten zehn Jahre vergehen, bis auch 
die Stellung des Opfers im Verfahren die entspre-
chende Würdigung erfuhr. Ganz maßgeblich war 
hieran der 55. Deutsche Juristentag in Hamburg 
1984 beteiligt. Dort erfolgte unter den Fachleuten 
der Durchbruch. Ohne diesen Juristentag wäre si-
cherlich die seinerzeitige Minderheitsmeinung 
nicht zur Mehrheitsmeinung geworden, und ohne 
ihn hätte sich wahrscheinlich auch nicht die Bun-
desregierung so bewegt, wie sie sich bewegt hat. In 
meinen Dank schließe ich deshalb auch den 55. Ju-
ristentag ein. 

Peter Landau hat über die Reichsjustizgesetze ge-
sagt, zu denen die Strafprozeßordnung gehört — ich 
denke, das ist ein gewichtiges Zitat —: 

So zeigte sich beim Zustandekommen der 
Reichsjustizgesetze eine Isolierung des Rechts-
staatlichen von seinem gesellschaftlich-politi-
schen Hintergrund, die zu einem überwiegend 
technischen Verständnis der Rechtsidee führen 
mußte. 

Ich hoffe, daß wir mit vorliegendem Gesetz ein 
gutes Stück des Weges aus der Isolierung des 
Rechtsstaatlichen hin zur gesellschaftlich-politi-
schen Wirklichkeit zu Nutz und Frommen letztlich 
aller gegangen sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Mann 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Marschewski. 

Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Verbesserung des Opfer-
schutzes ist eines der zentralen Vorhaben der in der 
Rechtspolitik so erfolgreichen Bundesregierung. 
Die Opfer von Straftaten dürfen nicht länger weit-
gehend hilflos, weitgehend schutzlos als Randfigu-
ren des Strafprozesses im Schatten stehen. Wir alle 
sind es den Verletzten, vor allem aber den Opfern 
schwerer Straftaten schuldig, daß ihnen Fürsorge 
und ein Höchstmaß an rechtsstaatlichen Garantien 
gesichert wird. Obwohl wir jedes Jahr über 4 Millio-
nen Verbrechensopfer zu beklagen haben, schenkte 
die Öffentlichkeit dieser wohl größten Einzelgruppe 
unserer Gesellschaft nur zu selten ihre Aufmerk-
samkeit. Die Darstellung in den Medien ist oft ein-
seitig, sie ist vom Rechtsbrecher weggeleitet, sie ist 
tatentschuldigend. Dies, meine Damen und Herren, 
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hat zur Verdrängung der Opferschicksale geführt, 
zur Verdrängung der Schicksale Vergewaltigter, zur 
Verdrängung der Schicksale von an Leib und Seele 
Geschädigten, von Kindern und Alten. 

Daher begrüße ich es, daß diese Bundesregierung 
das auf dem Juristentag 1984 gegebene Verspre-
chen des Bundeskanzlers eingelöst hat. Dem Opfer 
muß eine stärkere Zuwendung geschenkt, ihm muß 
mehr Schutz und Hilfe gewährt werden, denn das 
überkommene, noch geltende Strafrecht hat die ei-
genständige Position des Verletzten vernachlässigt. 
Diese vor dem Hintergrund absoluter Straftheorien 
zu erklärende Lehre von der Wesensfremdheit von 
staatlichem Strafanspruch und Verletzteninteresse 
ist heute nicht mehr haltbar. Strafnormen sind, 
meine Damen und Herren, öffentliche Rechtssätze, 
die auch dem Interesse des einzelnen zu dienen 
bestimmt sind. Aber sobald das Ermittlungsverfah-
ren beginnt, beginnt auch die Demontage des Op-
fers. Es entwickelt sich dann zum Störfaktor. Man 
begegnet ihm mit Mißtrauen. Man gängelt es mit 
Fragen, so daß sich namentlich bei Sexualstraftaten 
die Verfahren zu einem Spießrutenlaufen entwik-
keln. Hier, meine Damen und Herren, tut Abhilfe 
not. Es reicht eben nicht aus, dem Verletzten im 
Strafverfahren quasi nur die Rolle eines normalen 
Zeugen zuzuerkennen. 

(Beckmann [FDP]: Sehr wahr!) 

Ich meine, der Grundsatz der Waffengleichheit ver-
langt nach Schutzpositionen, die dem Verletzten die 
Verteidigung gegen eine unbegründete Verantwor-
tungszuweisung ermöglichen. 

Daher begrüße ich es, daß den Opfern schwerer 
Straftaten gegen höchstpersönliche Rechtsgüter, 
etwa gegen die sexuelle Selbstbestimmung, durch 
die Umgestaltung der Nebenklage eine herausgeho-
benere Stellung eingeräumt wird. Der Verletzte soll 
eben die Möglichkeit erhalten, sich aktiv am Ver-
fahren zu beteiligen. Er soll Fragen stellen dürfen. 
Er soll Anträge stellen dürfen. Er soll durch Rechts-
mittel auf das Verfahren einwirken dürfen. 

Einer der Kernpunkte des Gesetzentwurfs ist ein 
besserer Schutz der Privat- und Intimsphäre des 
Verletzten. Ich kann nicht akzeptieren, daß z. B. ver-
gewaltigte Frauen im Strafprozeß oftmals unerträg-
lichen Belastungen ausgesetzt werden. 

(Günther [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Als Zeugen einer Tat müssen sie sämtliche Details 
des Verbrechens, ihres Vorlebens, ja ihres Intimle-
bens ausbreiten. 

(Günther [CDU/CSU]: So etwas ist unwür-
dig!) 

Und dies, meine Damen und Herren, ist die traurige 
Tatsache: Lieber verzichten viele Frauen auf eine 
Strafanzeige, als im Gerichtssaal quasi noch einmal 
vergewaltigt zu werden. Hinzu kommt die Bericht-
erstattung in den Medien. Sie führt oftmals erst zur 
einseitigen, zur öffentlichen, zur moralischen Ver-
urteilung der Opfer. Dabei fehlt es gar nicht an 
Scheinheiligkeit. Der aufklärerische Impetus und 
die Entrüstung über das Täter- und Verteidigerver-
halten gehen einher mit dem vermeintlichen Be-

dürfnis der Leser, zu erfahren, was sich in der In-
timsphäre ereignet hat, was das Opfer letzten En-
des an sexuellen Perversionen erdulden mußte. 

Es wurde daher dringend erforderlich, Fragen 
aus dem persönlichen Lebensbereich nur dann zu-
zulassen, wenn sie zur Wahrheitsfindung und zur 
Wahrung der Verteidigerbefugnisse wirklich uner-
läßlich sind. 

Es ist daher ebenfalls notwendig, den Ausschluß 
der Öffentlichkeit zu erleichtern. Dabei weiß ich, 
meine Damen und Herren, daß das Prinzip der Öf-
fentlichkeit der Hauptverhandlung zu den wesentli-
chen Elementen eines rechtsstaatlichen Verfahrens 
gehört. Ich weiß, daß dies durch den Grundsatz der 
Menschenrechtskonvention garantiert ist. Dennoch, 
so meine ich, erfordern die zu schützenden Interes-
sen des Verletzten, den Abwägungsmaßstab zugun-
sten des Persönlichkeitsrechts zu ändern. Sie erfor-
dern außerdem, die Entscheidung der Anfechtbar-
keit zu entziehen, um zu erreichen, daß revisions-
rechtliche Konsequenzen für die Entscheidung nun-
mehr keine Rolle mehr spielen. 

Meine Damen und Herren, Opferschutz bedeutet 
auch Wiedergutmachung. Wenn es der Sinn des 
Strafverfahrens ist, die Verantwortung des Täters 
vor der Rechtsgemeinschaft festzustellen und hier-
aus die notwendigen Konsequenzen zu ziehen, so 
kann der Ausgleich des Opferschadens keineswegs 
ausgeklammert werden. Deswegen eben der Ver-
such, das Adhäsionsverfahren annehmbarer zu ge-
stalten. Dies gilt einmal für die Erweiterung der 
Zuständigkeit im amtsgerichtlichen Verfahren, dies 
gilt für die Prozeßkostenhilfe, und dies gilt insbe-
sondere für die Zulassung von Grund- und Teilur-
teil. Ich habe dabei die Hoffnung, daß die Praxis 
ihre bisherige Zurückhaltung gegenüber dieser Ver-
fahrensart aufgeben wird, um so eine mehrfache 
umfassende Inanspruchnahme des Verletzten er-
sparen zu helfen. 

Der Schadenswiedergutmachung dient es auch, 
dem zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch des 
Opfers durch Gewährung einer Stundung oder ei-
ner Ratenzahlung einen gewissen Vorrang vor 
staatlichen Ansprüchen auf Geldstrafe und Verfah-
renskosten einzuräumen. 

(Beckmann [FDP]: Das war notwendig!) 

— ja, das war notwendig, Herr Kollege Beck-
mann —; denn es hat das Ziel eines auf Resoziali-
sierung und Ausgleich bedachten Strafrechts zu 
sein, zunächst die dem Opfer geschuldete Wieder-
gutmachung zu leisten. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, in 
diesem Zusammenhang auch auf den mehrheitlich 
abgelehnten Vorschlag eingehen, die Geldstrafe zur 
Bewährung auszusetzen. Es mag sein, daß auf 
Grund der Verhängung einer Geldstrafe die Scha-
denswiedergutmachung erschwert oder hinausge-
schoben wird, meine Kollegen von der SPD. Es blei-
ben jedoch Fragen, die wir in die zukünftige Bera-
tung einbeziehen müssen. Könnte die Geldstrafe 
nicht ihre Funktion verlieren, eine echte Alterna-
tive zur kurzen Freiheitsstrafe zu bilden, und könn-
ten die Gerichte nicht wieder verstärkt dazu neigen, 
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kurze Freiheitsstrafen zu verhängen, was dem Ziel 
der Strafrechtsreform, die kurzen Freiheitsstrafen 
zurückzudrängen, widerspricht? 

Meine Kollegen von der SPD, welche Kriterien 
sollten bei der Aussetzung einer Geldstrafe ange-
legt werden? Denn eine gute Spezialprognose dürfte 
doch gerade bei der Verhängung einer Geldstrafe in 
der Regel gegeben sein. 

(Dr. de With [SPD]: Die wird kommen, auch 
wenn Sie noch soviel reden!) 

Meine Damen und Herren, die Stellung des Op-
fers im Strafverfahren bedurfte seit langem der 
Neuregelung und Verbesserung. Diese Reform war 
seit vielen Jahren überfällig. Dies gilt für die von 
mir angesprochenen Problembereiche. Dies gilt für 
die Informationsmöglichkeit. Dies gilt für die Ak-
teneinsicht. Dies gilt auch für die umfassende ge-
setzliche Regelung des Verletztenbeistandes. 

Mein Dank gilt besonders dem Herrn Bundesju-
stizminister, der mit diesem Gesetzentwurf meine 
vor kurzem in diesem Hohen Hause getroffene Aus-
sage bestätigt: Die Rechtspolitik ist zweifellos eines 
der Glanzstücke dieser Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Emmerlich [SPD]: Da haben Sie aber 

offenbar nicht viel, was glänzt!) 

— Herr Kollege Emmerlich, das reizt mich zum 
Widerspruch. Sie haben schon einmal gewisserma-
ßen als Pythia von Osnabrück gesagt, das sei ein 
schwarzes Jahr der Rechtspolitik. Damit haben Sie 
natürlich völlig recht gehabt, im delphischen Sinne 
völlig recht gehabt. Es ist ein schwarzes Jahr, ein 
christdemokratisches Jahr, 

(Zuruf von der FDP) 

wobei wir natürlich die Unterstützung der Kollegen 
von der FDP hatten. Ich bedanke mich für den Zwi-
schenruf. 

Meine Damen und Herren, zu dieser Leistung ge-
hört auch das Erste Gesetz zur Verbesserung der 
Stellung des Verletzten im Strafverfahren. Aber las-
sen Sie uns gemeinsam über weitere Schritte straf-
rechtlicher Opferhilfe nachdenken, so über die Be-
treuung von Verbrechensopfern nach Tat und Straf-
verfahren, so über eine stärkere Berücksichtigung 
des Wiedergutmachungsgedankens oder darüber, 
ob eine Kommerzialisierung begangener Straftaten 
durch den Täter nicht irgendwie im Widerspruch 
zum Gedanken des Opferschutzes steht. Dabei, so 
meine ich, haben wir jetzt ein Ziel erreicht. Der Ver-
letzte, insbesondere die Verletzte, wird nicht weiter-
hin funktionslose Prozeßfigur bleiben. Sie stehen 
nicht mehr im Schatten geltenden Rechts. Dies ist 
ein Gebot der Gerechtigkeit, ein Bekenntnis zur 
Würde von Menschen, die als Geschädigte vor die 
Schranken der Justiz treten. 

Aber, meine Damen und Herren, diese unsere Zu-
wendung zum Opferschutz allein kann nicht ausrei-
chen. Gefordert ist vielmehr eine noch effektivere 
Bekämpfung der Verbrechen. Denn Straftaten, die 
verhindert werden, hinterlassen erst gar keine Op-
fer. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich fange einmal mit dem 
„Glanzstück" an, Herr Marschewski. Dem muß hier 
widersprochen werden. Diese Ihre Einschätzung 
wird auch nicht durch häufiges Wiederholen richti-
ger. Wenn ich mehr Zeit hätte, könnte ich das auch 
an diesem Gesetzeswerk belegen. 

Ich will mich hier in dieser zweiten Lesung auf 
einige grundsätzliche Bemerkungen beschränken. 

Die Berliner Tageszeitung „taz" setzt sich in ih-
rer gestrigen Ausgabe ausführlich mit dem heute 
abschließend zu beratenden Opferschutzgesetz aus-
einander. 

(Zuruf von der SPD: Aber sehr einseitig!) 

Unser Recht und auch dieses Gesetz zeichnen sich 
in aller Regel durch eine nur Juristen verständliche 
Sprache und allzu große Kompliziertheit aus. Die 
Rechtspolitik führt in den Medien ein Schattenda-
sein. Deshalb verdient das ,,taz"-Beispiel Anerken-
nung und Nachahmung. 

Zunächst empfehle ich vor allem den anwesen-
den männlichen Kollegen, falls das — wie ich ver-
mute — noch nicht geschehen ist, den von einer 
Redakteurin unter dem Titel „Kosmetik für Verge-
waltigungsprozesse" geschriebenen kritischen Arti-
kel zur Lektüre. 

Damit komme ich zu meinem ersten und für mich 
wichtigsten Kritikpunkt. Wir verabschieden heute, 
wie der Sachverständige des Bundeskriminalamts 
in der Anhörung im Mai ausführte, ein Opferschutz-
gesetz, ohne daß die Betroffenen selbst ausführlich 
zur Lage der Verletzten im Strafprozeß befragt wor-
den wären. 

(Zustimmung der Abg. Frau Dann [GRÜ

-

NE]) 

Nach den vorliegenden Untersuchungen ist je-
doch eines gewiß: Das Bewußtsein über selbstver-
ständliche Opferrechte ist in der Bundesrepublik 
historisch betrachtet tief verschüttet. Opfer fühlen 
sich vor Gericht häufig als bloßer Aktenfall behan-
delt und in ihrer Verletzten-Rolle nicht ernstgenom-
men. Gespräche mit den Vertretern der Strafverfol-
gungsorgane werden insgesamt eher als unange-
nehm oder sogar schädigend empfunden. 

An diesen Mißständen wird sich durch das heute 
zu verabschiedende Gesetz kaum etwas ändern. 
Hier ist in erster Linie eine verbesserte Ausbildung 
und Unterrichtung der Verfahrensbeteiligten, vor 
allem bei den Juristen, also bei den Staatsanwälten, 
den Richtern und Rechtsanwälten, notwendig. Ver-
besserte Aufklärung über Opferrechte in den Me-
dien z. B. an Hand von vermehrter fairer Gerichts-
berichterstattung ohne den weitverbreiteten Skan-
dalcharakter könnte hier einiges bewirken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Ich möchte an dieser Stelle den berühmten so-

zialdemokratischen Rechtspolitiker Adolf Arndt zi-
tieren, der in anderem Zusammenhang, aber auch 
für den vorliegenden Fall zutreffend, gesagt hat: 
Wir brauchen nicht so sehr neue Gesetze, wir brau-
chen andere Richter. Ich füge hinzu: und andere 
Juristen. 

Was zweitens die Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung betrifft, die in der öffentlichen 
Diskussion eine große Rolle spielen, so greift der 
vorliegende Gesetzentwurf zu kurz. Insoweit 
stimme ich im Ergebnis, ohne die Begründung in 
allen Punkten zu teilen, Gunhild Schöller in ihrem 
,,taz"-Artikel von gestern zu. Die Probleme im Zu-
sammenhang mit Delikten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung sind, Herr Marschewski, in er-
ster Linie nicht im Verfahrensrecht, sondern im 
materiellen Strafrecht zu lösen, wie beispielsweise 
die Sachverständige Dr. Frommel in der Anhörung 
überzeugend begründet hat. 

Mit ihrer Ablehnung der Gesetzentwürfe von 
SPD und GRÜNEN zur Strafbarkeit der Vergewalti-
gung in der Ehe zeigt die Koalition, meine Herren 
von den Koalitionsfraktionen, daß es mit ihrer 
rechtspolitischen Handlungsfähigkeit auf dem sen-
siblen Gebiet des Opferschutzes entgegen ihren 
vollmundigen Erklärungen nicht allzuweit her ist. 

Einen dritten Kritikpunkt will ich nur kurz unter 
Bezugnahme auf die beiden Änderungsanträge un-
serer Fraktion ansprechen. Die Stärkung der Stel-
lung des Opfers darf zu keiner Schwächung der 
Stellung des Beschuldigten führen. Die oder der 
Beschuldigte und die Frage nach ihrer bzw. seiner 
Unschuld oder Schuld steht nach wie vor, Herr Kol-
lege Dr. de With, im Zentrum des Strafverfahrens. 
Es gilt die Unschuldsvermutung bis zur rechtskräf-
tigen Verurteilung. Diese Funktion des Strafprozes-
ses dürfen wir bei aller Berechtigung des Opfer-
schutzes, über die wir uns j a einig sind, nicht aus 
den Augen verlieren. 

(Zuruf des Abg. Dr. de With [SPD]) 

Deswegen habe ich im Ausschuß dafür plädiert, 
eine vorsichtige Weiterentwicklung unseres Straf-
verfahrensrechts da vorzunehmen, wo es besonders 
drückt, nämlich bei den Delikten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung und bei der Wiedergutmachung. 

Wir schlagen die notwendige Verteidigung vor, 
wenn dem Verletzten ein Beistand beigeordnet 
wird. Weiterhin halten wir es für kriminalpolitisch 
wünschenswert, das Gefälle zwischen dem straf-
rechtlichen Schutz von Vermögen und Eigentum ei-
nerseits und körperlicher Integrität und sexueller 
Selbstbestimmung andererseits abzubauen. Wir 
schlagen deshalb beispielhaft die Einfügung von 
§ 397 a — in realistischer Einschätzung der augen-
blicklichen Mehrheitsverhältnisse: ohne die erfor-
derlichen Folgeänderungen — vor. In diesem Zu-
sammenhang tragen wir dem Umstand Rechnung, 
daß viele Verletzte nicht in der Lage sind, ihre Ab-
wehrrechte im Strafverfahren sachkundig ohne 
Beiziehung eines Anwalts wahrzunehmen. 

Aus zeitlichen Gründen muß ich leider zum 
Schluß kommen. Wir GRÜNEN werden uns bei der 

Schlußabstimmung enthalten, um einerseits auf die 
angesprochenen Mängel des Gesetzes hinzuweisen, 
zum anderen aber unserer grundsätzlich positiven 
Haltung zum Opferschutz und vor allem einer Ver-
besserung des Schutzes der Opfer von Delikten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung Ausdruck zu ge-
ben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! In der Öffentlichkeit 
hat sich für das hier zur Diskussion gestellte Geset-
zesvorhaben der auch von der SPD in ihrem Alter-
nativentwurf benutzte Ausdruck Opferschutzgesetz 
eingebürgert. Ich meine, wir sollten mit diesem 
Ausdruck vorsichtig umgehen. Wir sollten erken-
nen, daß keiner der beiden Entwürfe geeignet ist, 
das Opfer wirklich davor zu schützen, zum einen zu 
einem Opfer zu werden und zum anderen als Opfer 
vor weiteren Verletzungen gefeit zu sein. Wenn 
man also sagt, man wolle ein Opferschutzgesetz 
schaffen, dann erweckt man den Eindruck, als solle 
ein Gesetz zum Schutze von Menschen vor gewalt-
tätigen Angriffen anderer Menschen geschaffen 
werden. Diesen hehren Anspruch wird man nicht 
erfüllen können. Dieses Versprechen wird im Zu-
sammenhang mit den genannten Vorschlägen unter 
diesem Stichwort nicht eingehalten werden kön-
nen. 

Wir sollten daher dabei bleiben und das Kind wie 
bisher auch bei seinem wirklichen Namen nennen: 
Gesetz zur Stärkung der Rechte des Verletzten im 
Strafverfahren. Um nicht mehr, aber auch um nicht 
weniger geht es hier: die Stärkung der prozessualen 
Rechte des Verletzten im Strafverfahren. 

Der Regierungsentwurf, der im wesentlichen auf 
das beharrliche und persönliche Engagement des 
Bundesjustizministers Hans Engelhard zurückgeht, 
enthält eine ganze Reihe verfahrensrechtlicher Re-
gelungen, die entscheidend dazu beitragen, die pro-
zessuale Stellung des Verletzten zu verbessern. 
Hierfür, Herr Bundesjustizminister, gilt Ihnen un-
ser besonderer Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen, sehr verehrter, lieber Herr Kollege Mar-
schewski, handelt es sich auch nicht um ein 
schwarzes Jahr in der Rechtspolitik, sondern um 
ein Jahr erfolgreicher gemeinsamer Rechtspolitik 
dieser Koalition. 

Ich möchte nicht noch einmal auf die Regelungen 
im einzelnen eingehen; das haben andere vor mir 
schon getan. Generell und zusammenfassend kann 
man aber sagen, daß die Beteiligungs- und Kon-
trollrechte des Verletzten, insbesondere jedoch 
seine Verteidigungsfähigkeit gegen erneute An-
griffe auf seine höchstpersönlichen Rechtsgüter — 
gerade auch auf seine Intimsphäre — durch den 
Entwurf ganz erheblich verbessert werden. Die Um-
gestaltung der Nebenklage, die Beiordnung eines 
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Rechtsanwalts, das Recht auf Mitteilung wesentli-
cher Verfahrensergebnisse, das Recht auf Akten-
einsicht sowie die Möglichkeit, in der Hauptver-
handlung die Öffentlichkeit auszuschließen — all 
das sind Regelungen, die eine effektive Besserstel-
lung des Verletzten zur Folge haben werden. 

Am Rande sei allerdings vermerkt, daß ich es 
eigentlich beschämend finde, daß der Staat mit le-
gislativen Mitteln eingreifen und Grenzen ziehen 
muß, die der in der Juristerei soviel beschworene 
anständig und gerecht denkende Mensch von sich 
aus hätte ziehen müssen. Anstand kann man nicht 
per Gesetz verordnen. Den müssen die Beteiligten 
am Strafverfahren schon selbst aufbringen, wenig-
stens die, die Organe der Rechtspflege sind und die 
auch als solche behandelt werden wollen. Von de-
nen darf man schon erwarten, daß sie etwa bei der 
Befragung von Zeugen und Opfern das Mindestmaß 
an Anstand wahren, das man bereits beim norma-
len Umgang von Menschen miteinander verlangen 
kann. Insoweit betrachte ich gerade als Liberaler 
die dahin gehenden Regelungen als einen gewissen 
Rückschritt. 

Hingegen begrüße ich es sehr, daß mit diesem 
Gesetz endlich der Versuch unternommen wird, das 
schon ein wenig verstaubte Rechtsinstitut des Ad-
häsionsverfahrens zu neuem Leben zu erwecken. 

(Dr. de With [SPD]: Oh! — Mann [GRÜNE]: 
Ein untauglicher Versuch!) 

— Warten Sie doch ab, lieber Kollege Mann. — Ich 
bin zwar skeptisch, was den Erfolg dieses Versuchs 
anbelangt. Ich meine aber, daß es dieser Versuch 
zumindest wert ist, einmal unternommen zu wer-
den. 

Ich sehe zwei ganz entscheidende Vorteile. Zum 
einen wäre Gelegenheit gegeben, die von uns mit so 
vielen Gesetzen angestrebte Prozeßökonomie einen 
Schritt vorwärtszubringen. Das Adhäsionsverfah-
ren hat unbestritten eine verfahrensvereinfachende 
und vor allem, sieht man Straf- und Zivilverfahren 
einmal als Einheit, eine verfahrensverkürzende 
Wirkung. Leider findet dieses Rechtsinstitut noch 
viel zuwenig Anwendung, wohl deshalb, weil viele 
Beteiligte fürchten, mit der exakten Bezifferung der 
Schadenssumme oder mit anderen typisch zivil-
rechtlichen Prozeßabläufen nicht fertig zu werden. 
Es sind aber auch andere Gründe denkbar, auf die 
ich lieber nicht eingehen möchte. 

(Mann [GRÜNE]: Verfahrensgrundsätze 
sind andere Gründe, Herr Kollege Beck-

mann!) 

Ich hege jedenfalls die große Hoffnung, daß die-
ses Gesetz vielleicht den Anreiz erhöht, vermehrt 
vom Adhäsionsverfahren Gebrauch zu machen. 

Meine Damen und Herren, betrachtet man den 
vorliegenden Entwurf insgesamt, so muß man fest-
stellen, daß wir hier ein Gesetz geschaffen haben, 
das sich durchaus sehen lassen kann. Trotz der ver-
einzelt in der Fachpresse geäußerten Bedenken 
sehe ich beispielsweise in der Beschränkung der 
Öffentlichkeit keinen Verstoß gegen rechtsstaatli-
che Grundsätze. Ich möchte noch einmal ausdrück-

lich das wiederholen, was ich bereits in der ersten 
Lesung hierzu gesagt habe: Der Rechtsbegrenzung 
— hier dem Grundsatz der Öffentlichkeit des Ver-
fahrens — stimmen wir nur zu, weil sie auf der 
anderen Seite mit einer Rechtserweiterung — hier 
der Rechte des Verletzten — korrespondiert. Nach 
unserer Auffassung ist Rechtsstaatlichkeit eben 
Machtbegrenzung durch Normsetzung, ist sie eben 
Grundrechtsschutz durch Gewährung eines rechts-
staatlichen Verfahrens, aber und vor allem auch 
Grundrechtsschutz im rechtsstaatlich garantierten 
Verfahren. 

(Mann [GRÜNE]: Herr Beckmann, das, 
was Sie da erzählen, sollten Sie bei den 
Anti-Terror-Gesetzen auch mal beherzi

-
gen!) 

Da diese, wie ich meine, urliberalen Forderungen 
bei dem vorgelegten Gesetzentwurf in hervorragen-
der Weise erfüllt sind, wird die FDP-Fraktion dem 
Vorhaben gerne und mit Überzeugung zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn Ju-
stizminister das Wort. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Nicht nur die Si-
cherung effektiver Verteidigungsmöglichkeiten für 
den Beschuldigten, sondern auch die Rücksicht auf 
das Tatopfer und seine Stellung im Strafverfahren 
gehören zu den Erfordernissen eines rechtsstaatli-
chen Strafverfahrens. Die strafprozessuale Ent-
wicklung des letzten Jahrhunderts insgesamt und 
ganz speziell die rechtsstaatlich geprägte Fortent-
wicklung der Nachkriegszeit hat dem leider nicht 
immer in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Wirksamer Schutz des Opfers ist ein Gebot des 
Rechtsstaats und ein Gebot der Achtung der Men-
schenwürde. Der Gesetzentwurf, den wir heute ab-
schließend behandeln, zähle ich daher zu den wich-
tigsten verwirklichten rechtspolitischen Vorhaben 
dieser Bundesregierung. 

Es war in der Tat seit meinem Amtsantritt mein 
Bestreben in diesem Bereich, in dieser Legislatur-
periode etwas Gutes und Vernünftiges ins Bundes-
gesetzblatt zu bringen. Bei der Gelegenheit einer 
Aussprache hier im Hause entsteht dann natürlich 
leicht eine Debatte darüber, wem der wahre Urhe-
berrechtsschutz zustehe. Ich darf darauf hinweisen, 
daß ich bei meinem Amtsantritt einen Entwurf zum 
Strafverfahrensänderungsgesetz im Hause vorge-
funden habe, wo mit dem Ziel, die Gerichte zu entla-
sten, die Absicht verbunden war, die Nebenklage 
nahezu abzuschaffen. Ich habe dem damals Einhalt 
geboten und darauf hingewiesen, daß für Herbst 
1984 der Deutsche Juristentag in Hamburg anstehe, 
der, wie erwähnt wurde, auch dieses Thema zum 
Gegenstand habe, und daß wir in Respekt vor die-
sem hochrangigen Gremium zunächst einmal des-
sen Ergebnisse abwarten wollten. Das waren dann 
gute Ergebnisse im Sinne unserer Denkrichtung. So 
konnte in meinem Hause bereits im Mai 1985 ein 
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Diskussionsentwurf zum Opferschutzgesetz veröf-
fentlicht werden. 

Im weiteren Gefolge haben dann Sie, Herr Kol-
lege de With, und Ihre Fraktion im Juli 1985 Ihren 
Gesetzentwurf eingebracht, der stellenweise auf ei-
ner sehr gewissenhaften — was j a gut ist — Lek-
türe des Diskussionsentwurfs des Bundesministeri-
ums der Justiz beruht. 

Ich weise auf diesen Umstand hin, weil er unter-
streicht, daß hier in der Tat zunächst einmal rein 
zeitlich beträchtliche Schwierigkeiten in dieser 
Wahlperiode bestanden, mit der Sache noch fertig 
zu werden. 

An dieser Stelle danke ich ausdrücklich und ganz 
besonders den Mitgliedern des Rechtsausschusses 
sehr, sehr herzlich, die ja am Ende einer Wahlpe-
riode zeitlich sehr beansprucht sind. Bei der Abwä-
gung zwischen dem was noch geleistet werden 
kann, und dem, was der Diskontinuität anheimfal-
len muß, war von vornherein die Absicht vorhan-
den, das Opferschutzgesetz in jedem Fall zu verab-
schieden. Dafür, daß dies gelungen ist, sage ich 
herzlichen Dank. 

Die Bezeichnung des Entwurfs als „Erstes Gesetz 
zur Verbesserung der Stellung des Verletzten im 
Strafverfahren" läßt nicht nur die Option für einen 
zweiten legislatorischen Schritt offen. Diese Formu-
lierung stellt auch ganz klar, daß es nach Auffas-
sung der Bundesregierung mit dieser Regelung 
nicht getan ist. Es sind weitere Überlegungen des 
Gesetzgebers notwendig, etwa in dem schwierigen 
Bereich der Verbesserung des Täter-Opfer-Aus-
gleichs. Mindestens ebenso wichtig ist, daß schon 
bei der Handhabung des geltenden Rechts dem Op-
fer mehr als bisher Einfühlung und Rücksicht-
nahme entgegengebracht wird. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein wichtiger 
und notwendiger Schritt in die richtige Richtung. 
Ich bitte Sie, den Anträgen der SPD nicht Ihre Zu-
stimmung zu geben, weil, wie ich meine, was die 
Einstellung des Verfahrens angeht, hier weit über 
das hinausgegangen wird, was derzeit Stand der 
aktuellen und vertieften Erörterung ist und war. 
Dem Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu geben 
bitte ich Sie alle sehr herzlich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über Tagesordnungspunkt 26a und b, und  

zwar über den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/3636 und den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 10/5305. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt auf Drucksache 
10/6124, diese beiden Gesetzentwürfe in der Aus-
schußfassung anzunehmen. 

Ich rufe Art. 1 auf. Hierzu liegen auf den Druck-
sachen 10/6334 und 10/6346 Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN 
vor. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/6334 stimmt, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die Gegenstimmen waren die Mehrheit. 
Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/6346 stimmt, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Wer für Art. 1 in der Ausschußfassung mit der 
Korrektur des Berichterstatters stimmt, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen? — Kei-
ne. Enthaltungen? — Bei Enthaltungen aus den Rei-
hen der Fraktion DIE GRÜNEN ist Art. 1 angenom-
men. 

Ich rufe Art. 2 bis 14 sowie Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind 
ohne Gegenstimmen und bei Enthaltungen aus der 
Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Enthaltun-
gen aus der Fraktion DIE GRÜNEN. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 12. November 1986, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11.36 Uhr) 

Berichtigung 

243. Sitzung, Seite 18827 B: Der Absatz 

Die trübe Quelle für diese Entsolidarisierung 
mit der Polizei war hochkarätig. Sie saß im 
Amt des Bundeskanzlers. 

ist nicht einzurücken, da es sich nicht um ein wört-
liches Zitat handelt. 

Seite 18829A, 6. Zeile: Statt „Gesetzgebungssanktio-
nismus" ist „Gesetzgebungsaktionismus" zu lesen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 7. 11. 
Dr. Ahrens * 7. 11. 
Dr. Barzel 7. 11. 
Buckpesch 7. 11. 
Buschfort 7. 11. 
Dr. Daniels 7. 11. 
Daubertshäuser 7. 11. 
Egert 7. 11. 
Ehrbar 7. 11. 
Frau Eid 7. 11. 
Ertl 7. 11. 
Eylmann 7. 11. 
Gansel 7. 11. 
Dr. Glotz 7. 11. 
Dr. Göhner 7. 11. 
Dr. Götz 7. 11. 
Haar 7. 11. 
Hanz (Dahlen) 7. 11. 
Hauser (Esslingen) 7. 11. 
Hauser (Krefeld) 7. 11. 
Freiherr Heereman von Zuydtwyck 7. 11. 
Heimann 7. 11. 
Hettling 7. 11. 
Heyenn 7. 11. 
Hoffie 7. 11. 
Jung (Düsseldorf) 7. 11. 
Liedtke 7. 11. 
Link (Diepholz) 7. 11. 
Kastning 7. 11. 
Dr. Köhler (Duisburg) 7. 11. 
Dr. Kreile 7. 11. 
Frau Krone-Appuhn 7. 11. 
Lowack 7. 11. 
Maaß 7. 11. 
Milz 7. 11. 
Dr. Mertens (Bottrop) 7. 11. 
Dr. Müller * 7. 11. 
Frau Dr. Neumeister 7. 11. 
Oostergetelo 7. 11. 
Paintner 7. 11. 
Poß 7. 11. 
Ranker 7. 11. 
Rapp (Göppingen) 7. 11. 
Reddemann 7. 11. 
Reuschenbach 7. 11. 
Rode (Wietzen) 7. 11. 
Sauer (Stuttgart) 7. 11. 
Schäfer (Mainz) 7. 11. 
Dr. Schäuble 7. 11. 
Schanz 7. 11. 
Schartz (Trier) 7. 11. 
Schlatter 7. 11. 
Schmidt (Hamburg) 7. 11. 
Schmitz (Baesweiler) 7. 11. 
Dr. Schmude 7. 11. 
von Schmude 7. 11. 
Dr. Schneider (Nürnberg) 7. 11. 
Schröer (Mülheim) 7. 11. 
Dr. Schwenk (Stade) 7. 11. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Stobbe 7. 11. 
Stockhausen 7. 11. 
Tietjen 7. 11. 
Uldall 7. 11. 
Vahlberg 7. 11. 
Voigt (Frankfurt) 7. 11. 
Dr. Voigt (Northeim) 7. 11. 
Voigt (Sonthofen) 7. 11. 
Dr. Waigel 7. 11. 
Dr. Warnke 7. 11. 
Dr. von Wartenberg 7. 11. 
Frau Dr. Wisniewski 7. 11. 
Frau Will-Feld 7. 11. 
Wissmann 7. 11. 
Frau Zeitler 7. 11. 

für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Europa der Bürger und zum Europäischen Führer-

schein (Drucksache 10/5848) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht über die 
„Förderung der Infrastruktur für den Fahrradverkehr" 
(Drucksache 10/5573) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichterstattung 
gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachste-
hende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Informationstech-
nik; Konzeption der Bundesregierung zur Förderung der 
Entwicklung der Mikroelektronik, der Informations- und 
Kommunikationstechniken (Drucksache 10/1281) 

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen 
absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Unterzeichnung und Ratifizierung des Seerechtsab-
kommens (Drucksache 9/2367) 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Nordat-
lantischen Versammlung über die Plenarsitzung der Nordat-
lantischen Versammlung am 26. Mai 1986 in Luxemburg 
(Drucksache 10/5811) 

Unterrichtung durch die Delegation der Gruppe der Bundes-
republik Deutschland in der Interparlamentarischen Union 
über die VI. Interparlamentarische Konferenz über europäi-
sche Zusammenarbeit und Sicherheit in Bonn vom 26. bis 
31. Mai 1986 (Drucksache 10/5839) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: UNESCO-Emp-
fehlung zur internationalen Standardisierung von Statisti-
ken über die Herstellung und den Vertrieb von Büchern, Zei-
tungen und Zeitschriften (Drucksache 10/5928) 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 3. November 1986 
gemäß § 32 Abs. 6 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
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den Jahresabschluß der Deutschen Bundesbahn für das Geschäfts-
jahr 1984 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Jahres-
abschluß liegt im Parlamentsarchiv zur Einsicht aus. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit hat mitgeteilt. daß der Ausschuß die nachstehende EG

-

Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Aufteilung der 
im Rahmen des Nahrungsmittelhilfeübereinkommens für 
die Zeit vom 1. Juli 1986 bis 30. Juni 1989 vorgesehenen Ge-
treidemengen — KOM (86) 306 endg. — (Drucksachen 
10/5980 Nr. 2.20, 10/6111 (Berichtigung) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichter-
stattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die 
nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung zur EG-Vorlage „Vorschlag für eine Verord-
nung des Rates zur Festlegung von Durchführungsbestim-
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3331/82 über die Nah-
rungsmittelhilfepolitik und -verwaltung" (Drucksache 
10/4500) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis 
genommen hat: 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
Ausgangszölle, die in der Zehnergemeinschaft bei der Be-
rechnung der in der Akte über den Beitritt Spaniens und 
Portugals vorgesehenen schrittweisen Zollsenkungen zu-
grunde zu legen sind — KOM (86) 34 endg. — Rats-Dok. Nr. 
4644/86 (Drucksache 10/5238 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 349/84 betreffend die Aussetzung 
von Zollzugeständnissen und die Erhöhung der Zölle des Ge-
meinsamen Zolltarifs für die Einfuhr bestimmter Erzeug-
nisse mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika 
und die Einführung mengenmäßiger Beschränkungen für 
andere Erzeugnisse mit Ursprung in diesem Land —
KOM (86) 96 endg. — Rats-Dok. Nr. 5073/86 (Drucksache 
10/5238 Nr. 2) 

Aktionsprogramm zur Förderung der Audiovisuellen Pro-
duktionsindustrie — KOM (86) 255 endg. — Rats-Dok. Nr. 
7121/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates betreffend 
die geltenden Antidumpingzölle auf Einfuhren aus Drittlän-
dern nach Portugal und Spanien — KOM (86) 291 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 7216/86 (Drucksache 10/5706 Nr. 2) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einfüh-
rung einer Überwachung der Einfuhren bestimmter Waren 
mit Ursprung in den Vereinigten Staaten von Amerika — 
KOM (86) 313 endg. — Rats-Dok. Nr. 7267/86 (Drucksache 
10/5788 Nr. 1) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über ein 
System zum Ausgleich von Ausfällen in den Ausfuhrerlösen 
der weniger fortgeschrittenen Nicht-AKP-Länder 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Durch-
führung der Verordnung (EWG) Nr.... über ein System zum 
Ausgleich von Ausfällen in den Ausfuhrerlösen der weniger 
fortgeschrittenen Nicht-AKP-Länder — KOM (86) 317 endg. 
— Rats-Dok. Nr. 7712/86 (Drucksache 10/5980 Nr. 2.1) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die 
Eröffnung und Art der Verwaltung eines gemeinschaftlichen 
Zollkontingents für ungeröstetes Malz der Tarifstelle 11.07 
A II b des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in und Her-
kunft aus Finnland — KOM (86) 314 endg. — Rats-Dok. Nr. 
8386/86 (Drucksache 10/5980 Nr. 2.2) 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richt-
linie 77/62/ EWG über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Lieferaufträge und zur Streichung eini-
ger Bestimmungen der Richtlinie 8O/767 /EWG — KOM (86) 
297 endg. — Rats-Dok. Nr. 8034/86 (Drucksache 10/5980 
Nr. 2.3) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnungen (EWG) Nr. 3555/80, Nr. 3394/85 und 
Nr. 3668/85 bezüglich der Einfuhren bestimmter Erzeugnisse 
mit Ursprung in Malta nach Griechenland — KOM (86) 348 
endg. — Rats-Dok. Nr. 8088/86 (Drucksache 10/5980 Nr. 2.4) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 846/86 über die für den Wa-
renverkehr zwischen Spanien und Portugal während des 
Zeitraums der Anwendung von Übergangsmaßnahmen gel-
tenden Ursprungsregeln — KOM (86) 312 endg. — Rats-Dok. 
Nr. 8070/86 (Drucksache 10/5980 Nr. 2.5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1698/85 zur Einführung eines 
endgültigen Antidumpingzolls auf Einfuhren von elektroni-
schen Schreibmaschinen mit Ursprung in Japan — KOM (86) 
343 endg. — Rats-Dok. Nr. 7799/86 (Drucksache 10/5980 
Nr. 2.6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die An-
wendung zusätzlicher allgemeiner Zollpräferenzen auf be-
stimmte auf der Berliner Übersee-Importmesse „Partner des 
Fortschritts" verkaufte gewerbliche Waren mit Ursprung in 
Entwicklungsländern — KOM (86) 307 endg. — Rats-Dok. Nr. 
7316/86 (Drucksache 10/5980 Nr. 2.7) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für getrocknete Feigen der Tarifstelle ex 08.03 B 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spanien (1987) 
— KOM (86) 395 endg. — und 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für getrocknete Weintrauben der Tarifstelle 
08.04 B I des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Spa-
nien (1987) — KOM (86) 395 endg. — Rats-Dok. Nr. 8687/86 
(Drucksache 10/6001 Nr. 2.1) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachste-
henden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen bzw. von einer Be-
ratung abgesehen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
des Anhangs IV zur Verordnung (EWG) Nr. 426/86 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeug-
nisse aus Obst und Gemüse — KOM (86) 233 endg. — Rats

-

Dok. Nr. 6474/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Tafelkirschen, mit Ausnahme von Weichseln, mit 
Ursprung in der Schweiz, der Tarifstelle ex 08.07 C des Ge-
meinsamen Zolltarifs — KOM (86) 178 endg. — Rats-Dok. Nr. 
6544/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Birnensaft, konzentriert, mit Ursprung in Öster-
reich, der Tarifstelle ex 20.07 A II des Gemeinsamen Zollta-
rifs — KOM (86) 180 endg. — Rats-Dok. Nr. 6543/86 (Druck-
sache 10/5621 Nr. 7) 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Verfahren 
zur Bestimmung des Fleischgehalts von zubereitetem oder 
haltbar gemachtem Rindfleisch der Tarifstelle ex 16.02 B 
III b) 1) des Verzeichnisses im Anhang der Verordnung 
(EWG) Nr. 510/86 der Kommission — KOM (86) 192 endg. — 
Rats-Dok. Nr. 6629/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 8) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 231/86 des Rates über den 
Transfer von 300 000 Tonnen Weichweizen aus Beständen 
der britischen Interventionsstelle nach Italien zur Verwen-
dung in der Tierfütterung — KOM (86) 228 endg. — Rats

-

Dok. Nr. 6651/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 9) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für einige tierische Fette und Öle von Fischen 
und Meeressäugetieren mit Ursprung in Norwegen, der Ta-
rifstelle 15.12 B des Gemeinsamen Zolltarifs — KOM (86) 181 
endg. — Rats-Dok. Nr. 6663/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 10) 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1970/80 über allgemeine An-
wendungsvorschriften für die Maßnahmen zur Förderung 
des Olivenölverbrauchs in der Gemeinschaft — KOM (86) 213 
endg. — Rats-Dok. Nr. 6562/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 11) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für bestimmte Aale der Tarifstelle ex 03.01 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1. Juni 1986 bis 30. Juni 1987) — 
KOM (86) 230 endg. — Rats-Dok. Nr. 6710/86 (Drucksache 
10/5621 Nr. 12) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Süßkirschen in Alkohol eingelegt, zur Herstellung 
von Schokoladenwaren der Tarifstelle ex 20.06 B I e) 2 bb) 
des Gemeinsamen Zolltarifs — KOM (86) 226 endg. — Rats-
Dok. Nr. 6712/86 (Drucksache 10/5621 Nr. 13) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 20.06 B II c) I aa) 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in der Türkei — 
KOM (86) 224 endg. — Rats-Dok. Nr. 6875/86 (Drucksache 
10/5621 Nr. 14) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für 38 000 Stück Färsen und Kühe bestimmter Höhen-
rassen, nicht zum Schlachten, der Tarifstelle ex 01.02 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs und 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für 5 000 Stück Stiere, Kühe und Färsen bestimmter 
Höhenrassen, nicht zum Schlachten, der Tarifstelle ex 01.02 
A II des Gemeinsamen Zolltarifs — KOM (85) 21 endg. — EG

-

Dok. Nr. 4695/85 (Drucksache 10/2952 Nr. 6) 

Vorschläge der Kommission zur Festsetzung der Preise für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und zu flankierenden Maß-
nahmen (1985/1986) — Teil I, II und III — KOM (85) 50 endg. 
— EG-Dok. Nr. 4582/85 (Drucksache 10/2952 Nr. 7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Rege-
lung für landwirtschaftliche Erzeugnisse und bestimmte aus 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellten Waren mit 
Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und 
im Pazifischen Ozean oder in den überseeischen Ländern 
und Gebieten — KOM (84) 768 endg. — EG-Dok. Nr. 4231/85 
(Drucksache 10/2952 Nr. 8) 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 über Grundregeln für 
die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5c der Verord-
nung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeug-
nisse und 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse und der 
Verordnung (EWG) Nr. 857/84 über Grundregeln für die An-
wendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 
und 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 über Grundregeln für die 
Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5c der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse — 
KOM (85) 13 endg. — EG-Dok. Nr. 4421/85 (Drucksache 
10/2952 Nr. 9) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für Rum, Arrak und Taffia der Tarifstelle 22.09 C I des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in den mit der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten überseei-
schen Ländern und Gebieten (1985) — KOM (85) 12 endg. — 
EG-Dok. Nr. 4668/85 (Drucksache 10/2952 Nr. 10) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage 
des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/6289 Frage 4): 

Ist die Tatsache, daß der AStA der Erziehungswissen-
schaftlichen Hochschule Koblenz durch Geldangebote Teil-
nehmer für Friedensdemonstrationen zu gewinnen sucht, 
durch die entsprechende Bestimmung des Hochschulrah-
mengesetzes gedeckt, und wenn nein, ergeben sich aus dieser 
Handlungsweise Konsequenzen für eine erforderliche Präzi-
sierung der entsprechenden Bestimmungen des Hochschul-
rahmengesetzes? 

Der Bundesregierung ist der Sachverhalt, von 
dem Ihre Frage ausgeht, bisher nicht bekannt. Die 
zuständigen Behörden in Rheinland-Pfalz werden, 
wie mir mitgeteilt wurde, den Sachverhalt aufklä-
ren. 
Ohne der gebotenen Aufklärung vorzugreifen, 

kann auf folgendes hingewiesen werden: Das Bun-
desverwaltungsgericht hat in ständiger Rechtspre-
chung festgestellt, daß die Wahrnehmung eines all-
gemeinpolitischen Mandats durch eine verfaßte 
Studentenschaft als öffentlich-rechtlicher Gliedkör-
perschaft mit Zwangsmitgliedschaft aller Studen-
ten einer Hochschule gegen das Grundgesetz ver-
stößt. In diesem Zusammenhang ist insbesondere 
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 13. Dezember 1979 zu beachten. 
Bei einem Sachverhalt, wie er in Ihrer Frage ge-

schildert wird, handelt es sich — unabhängig von 
weiteren rechtlichen Bedenken — um die unzuläs-
sige Inanspruchnahme eines derartigen allgemein-
politischen Mandats; er ist daher rechtswidrig. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Frage 18): 

Wie begründet die Bundesregierung die unterschiedliche 
Verteilungswirkung von Kindererziehungszeiten, wenn ei-
nerseits Frauen mit hohen eigenen Renten, die an den „zeit-
lich richtigen" Stellen ihre Erwerbstätigkeit unterbrochen 
haben, stärker vom Baby-Jahr profitieren als jene Mütter, 
die aus wirtschaftlichen Gründen überhaupt nicht zu einer 
längeren Unterbrechung ihrer beruflichen Tätigkeit in der 
Lage waren? 

Wie ich bereits in der Antwort auf die Frage 16 
der Kollegin Däubler-Gmelin ausgeführt habe, 
kann die Anrechnung von Kindererziehungszeiten 
sich je nach der individuellen Versicherungsbiogra-
phie der jeweils begünstigten Mütter unterschied-
lich auswirken. Zwar gibt es dabei Fälle, in denen 
sich die Anrechnung der Kindererziehungszeit bei 
einer Mutter, die ihre Erwerbstätigkeit wegen der 
Kindererziehung unterbrochen hat, in vollem Um-
fang auswirkt, und bei einer Mutter, die aus wirt-
schaftlichen Gründen erwerbstätig sein mußte, nur 
in geringerem Umfang auswirkt. Dies ist aber eine 
zwangsläufige Folge der in der Antwort auf die Fra-
ge 16 der Kollegin Däubler-Gmelin dargelegten 
Zielsetzung der Regelung über die Anerkennung 
von Kindererziehungszeiten. Darüber hinaus ist es 
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der Rentenversicherung nicht möglich, nachträg-
lich die wirtschaftlichen Gründe zu beseitigen, die 
die Mütter zu einer Erwerbstätigkeit bewogen ha-
ben. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Terborg (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 19 und 20): 

Wie begründet es die Bundesregierung unter dem Gleich-
behandlungsgebot von Artikel 3 GG, daß für die vor dem 
1. Januar 1921 geborenen Mütter die rentensteigernden Kin-
dererziehungsjahre in vier Stufen zwischen Oktober 1987 
und Oktober 1990, also 21 bis 54 Monate später als bei den ab 
1. Januar 1921 geborenen Müttern, angerechnet werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der derzeitige An-
rechnungsmodus für Kindererziehungszeiten dazu führt, daß 
alleinstehende Mütter, die in jedem Fall auf eine Erwerbstä-
tigkeit angewiesen waren, praktisch keine Kindererzie-
hungszeiten angerechnet erhalten können? 

Wie Sie bereits aus meiner Antwort auf die Fra-
ge 15 der Kollegin Däubler-Gmelin ersehen können, 
hält die Bundesregierung die Stichtagsregelung des 
Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Ge-
setzes für mit der Verfassung vereinbar. Die Bun-
desregierung hat jedoch schon bei der Beratung 
dieses Gesetzes deutlich gemacht, daß dies nur ein 
erster Schritt sei, weil dieser in der damaligen Ent-
scheidungssituation des Gesetzgebers allein finan-
zierbar war. 

Aufgrund des fortdauernden Wirtschaftsauf-
schwungs und der Finanzentwicklung hat sich in-
zwischen der Finanzierungsspielraum für eine Stu-
fenregelung auch für die Mütter der Geburtsjahr-
gänge vor 1921 ergeben, die mit den ältesten Müt-
tern beginnen kann, so daß ab Oktober 1990 alle 
Mütter eine Kindererziehungsleistung erhalten. Die 
dadurch erreichbare frühere Begünstigung der älte-
ren Frauen (zuerst die Jahrgänge 1906 und früher) 
ist nicht willkürlich und verstößt deshalb nicht ge-
gen den allgemeinen Gleichheitssatz des Grundge-
setzes. Die Stufung nach dem Alter hat zum Ziel, 
daß auch die älteren Frauen noch möglichst lange 
den Rentenzuschlag erhalten. Die beabsichtigte 
Stufenregelung wirkt tendenziell dahin, die Lei-
stungen allen vor 1921 geborenen Frauen für eine 
möglichst lange Bezugsdauer zu gewähren und ist 
unter Berücksichtigung der finanziellen Möglich-
keiten sachgerecht. 

Ob eine alleinstehende Mutter Kindererziehungs-
zeiten angerechnet erhält und in welchem Umfang, 
hängt davon ab, ob sie jeweils im ersten Jahr nach 
der Geburt ihres Kindes versicherungspflichtig er-
werbstätig war oder nicht und wie hoch in dieser 
Zeit ihr Erwerbseinkommen war. Wie ich bereits in 
der Antwort auf die Frage 16 der Kollegin Däubler-
Gmelin ausgeführt habe, sollen durch die Anrech-
nung der Kindererziehungszeit Lücken in der indi-
viduellen Rentenbiographie geschlossen werden. 
Dies führt auch bei alleinerziehenden Müttern häu-
fig dazu, daß bei ihnen eine bereits vorhandene Bei-

tragszeit auf 75 v. H. des Durchschnittsentgelts auf-
gestockt wird. Nur wenn und soweit im Erziehungs-
jahr eine soziale Sicherung auf der Basis von 
75 v. H. des Durchschnittsentgelts bereits erreicht 
ist, wirken sich die Kindererziehungszeiten nicht 
mehr aus. Zwar ist es richtig, daß eine alleinerzie-
hende Mutter, die gleichzeitig erwerbstätig ist, viel-
fach besonders belastet ist oder besondere finan-
zielle Aufwendungen für die Kinderbetreuung er-
bringen muß. Dies auszugleichen, kann aber nicht 
Aufgabe der gesetzlichen Rentenversicherung sein. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Fuchs (Verl) (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Fragen 21 und 22): 

Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, den Kreis der 
ausgegrenzten Rentnerinnen erst zwischen Ende 1987 und 
Ende 1990 in einem Vier-Stufen-Plan in die Anrechnung ein-
zubeziehen, anstatt diese Frauengruppe bereits ab Inkraft-
treten des Gesetzes — 1. Januar 1986 — zu berücksichtigen 
und die erforderlichen Mittel entsprechend bei den Subven-
tionen zu kürzen? 

Kann die Bundesregierung eine Feststellung des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung (Wochenbericht 
vom 2. Oktober 1986) bestätigen, wonach etwa 20 v. H. der 
heute lebenden älteren Mütter sterben werden, bevor ihnen 
der Zuschlag zur Rente zuerkannt wird? 

Die Bundesregierung würde gerne eine Lösung 
vorschlagen, mit der allen 4,5 Millionen älteren 
Müttern sofort — d. h. ab 1. Januar 1986 — ihre Kin-
dererziehungszeiten anerkannt würden, wenn es 
dafür einen finanziell gangbaren Weg gäbe. Hierfür 
hätten jedoch sofort jährlich bis zu 6 Mrd. DM auf-
gebracht werden müssen. Das ist rund 4mal soviel 
wie für BAföG, 3 1 /2mal soviel wie für Wohngeld und 
doppelt soviel wie für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men ausgegeben wird. Solche Mehrausgaben wür-
den die finanziellen Möglichkeiten sprengen und 
die Staatsverschuldung erhöhen oder die Steuerbe-
lastung herauftreiben. Die Beschäftigungsentwick-
lung müßte darunter leiden. 

Deshalb war eine sofortige Einbeziehung aller äl-
teren Mütter nicht machbar. Das hat auch Ihre Par-
tei, Frau Kollegin, während Ihrer Regierungsver-
antwortung so gesehen. Auch Sie wollten Ihr „Baby-
jahr" von 1972, das ohnehin ungerechte Lösungen 
im Detail enthielt und letztlich gar nicht eingeführt 
wurde, nur den zukünftigen Rentnerinnen gewäh-
ren — und das in einer Zeit mit vollen Kassen. Es 
ist daher unseriös, wenn Sie heúte aus der Opposi-
tion unsere Regelung als unzureichend kritisieren 
und eine Regelung vorschlagen, die nach Ihren ei-
genen Angaben 3,8 Mrd. DM kostet. Detaillierte und 
akzeptable Deckungsvorschläge hierfür machen Sie 
nicht. Im übrigen ist Ihr Modell unsozial und unge-
recht; es grenzt 800 000 alte Frauen auf Dauer aus. 

Demgegenüber ist die von der Regierungskoali-
tion beschlossene Stufenlösung solide finanzierbar 
und sozialpolitisch befriedigend. Sie führt dazu, daß 
nunmehr innerhalb der nächsten 4 Jahre Schritt für 
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Schritt allen älteren Müttern ihre Kindererzie-
hungszeiten angerechnet werden, unabhängig da-
von, ob sie eine Rente beziehen oder nicht. Dabei 
grenzen wir im Gegensatz zu Ihnen keine Gruppe 
aus. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Die Feststellung des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung, wonach etwa 20 v. H. der heute 
lebenden älteren Mütter sterben, bevor ihnen der 
Zuschlag zur Rente zuerkannt wird, kann nicht be-
stätigt werden. Nach Erkenntnissen der Bundesre-
gierung liegt dieser Prozentsatz erheblich niedri-
ger. 

Vergleicht man diese Auswirkungen mit den Aus-
wirkungen des von Ihnen vorgelegten Entwurfs ei-
nes ,,Trümmerfrauen-Babyjahr-Gesetzes", so stellt 
man fest, daß bei diesem Gesetz u. a. alle älteren 
Frauen, soweit sie keine Rente erhalten, überhaupt 
leer ausgehen. Sie werden auf Dauer, auch wenn sie 
10 Kinder geboren haben, vom Babyjahr ausge-
grenzt. Die Anzahl der nichtbegünstigten Mütter ist 
beim SPD-Vorschlag erheblich größer als beim Stu-
fenmodell der Bundesregierung. 

Hinzu kommt folgendes: Die Einbeziehung aller 
nach dem Vorschlag der SPD begünstigten Mütter 
in einem Schritt hätte zur Folge, daß wegen der gro-
ßen Zahl der gleichzeitig Begünstigten die Renten-
versicherungsträger nicht imstande wären, das er-
forderliche Verwaltungsverfahren innerhalb einer 
vertretbaren Zeitspanne abzuwickeln und die sofor-
tige Auszahlung der Leistungen an alle Mütter zu 

) gewährleisten. Dies würde wahrscheinlich zu La-
sten gerade der ältesten Mütter gehen, weil es ge-
rade ihnen wegen ihres hohen Alters besonders 
schwer fallen dürfte, rechtzeitig die Anträge zu stel-
len und die erforderlichen Nachweise zu erbringen. 
Viel mehr von ihnen als nach unserer Stufenlösung 
würden den Leistungsfall nicht mehr erleben. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Matthäus-Maier (SPD) 
(Drucksache 10/6289 Fragen 23 und 24): 

Hat die Bundesregierung die unterschiedlichen Vorausset-
zungen für die Anrechnung der Kindererziehungszeiten in 
der Versicherungsbiographie der ab 1. Januar 1921 gebore-
nen Mütter unter verfassungsrechtlichen Aspekten geprüft, 
und wie lautet das Ergebnis dieser Überprüfung? 

Da der Bund den Rentenversicherungsträgern die Aufwen-
dungen, die ihnen durch die Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten entstehen, erstattet, wie ist es dann gerechtfer-
tigt, daß erwerbstätige Mütter (über ihre Steuern) wohl an 
der Finanzierung der Kindererziehungszeiten beteiligt sind, 
ohne später an diesen Leistungen zu partizipieren? 

Wie ich vorhin bereits bei der Antwort auf die 
Frage der Kollegin Däubler-Gmelin gesagt habe, er-
geben sich die unterschiedlichen Rechtsfolgen im 
Hinblick auf die Anrechnung von Erziehungszeiten 
aus den Zielsetzungen des Hinterbliebenenrenten-
und Erziehungszeiten-Gesetz, nämlich typische 

Nachteile in der Rentenversicherung auszuglei-
chen. 

Die Bundesregierung hat diese Auswirkungen 
auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunk-
ten geprüft. Sie sind sachlich gerechtfertigt und da-
mit nicht willkürlich. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Die Frage geht von falschen Voraussetzungen aus: 
Bei Steuern handelt es sich um Zahlungen für allge-
meine Leistungen des Staates, deren Vorteile sich 
auf die einzelnen Steuerzahler nicht unmittelbar 
aufteilen lassen. Die Steuer stellt gerade nicht ein 
dem einzelnen Steuerzahler selbst zurechenbares 
Entgelt für eine bestimmte Leistung dar. Er kann 
deshalb auch keine spezielle Gegenleistung für von 
ihm gezahlte Steuern verlangen. 

Insofern ist es bereits im Ansatz verfehlt, die 
Finanzierung der Kindererziehungszeiten den er-
werbstätigen Müttern entsprechend ihrem Beitrag 
zum Steueraufkommen zuzurechnen. Denn zwar ist 
jeder Steuerzahler an den Staatsleistungen ent-
sprechend den von ihm entrichteten Steuern betei-
ligt. Er hat deshalb aber keinen Anspruch auf einen 
seinem Steueranteil entsprechenden Anteil an den 
Staatsleistungen. Ich gehe nicht davon aus, Frau 
Kollegin, daß Sie mit Ihrer Frage anregen wollen, 
daß künftig Bürger mit einer höheren Steuerlei-
stung in höherem Umfang an den Staatsleistungen 
beteiligt werden sollen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Odendahl (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Fragen 25 und 26): 

Wie begründet es die Bundesregierung, daß Hausfrauen, 
für die erst 1972 die Rentenversicherung geöffnet wurde und 
die sich aus eigener Anstrengung rückwirkend versichert 
haben, bei der Anrechnung von Kindererziehungszeiten leer 
ausgehen können, und hält die Bundesregierung dies für 
gerechtfertigt? 

In welcher Weise werden Frauen, die ab 1. Januar 1921 
geboren sind und die lediglich eine Witwenrente beziehen, 
darüber informiert, unter welchen Umständen sie in den ren-
tensteigernden Genuß von Baby-Jahren kommen können? 

Wie ich bereits in den Antworten auf vorherge-
hende Fragen ausgeführt habe, hat der Gesetzgeber 
für die Fälle des Zusammentreffens von Beitrags-
zeiten mit Versicherungszeiten wegen Kindererzie-
hung die Regelung getroffen, daß der Wert der Bei-
tragszeit infolge der Anrechnung der Kindererzie-
hungszeit auf 75 v. H. des Durchschnittsentgelts 
aufgestockt wird. Dabei kann derjenige, der wäh-
rend der Kindererziehungszeit freiwillige Beiträge 
entrichtet hat, aus Gründen der Gleichbehandlung 
nicht bessergestellt werden als derjenige, der auf-
grund einer Erwerbstätigkeit beitragspflichtig war. 
Dies gilt auch für diejenigen, die nach 1972 von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, sich freiwil-
lig in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzu-
versichern. Mütter oder Väter, die durch eine frei- 
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willige Nachversicherung für die Kindererziehungs-
zeit eigene Rentenansprüche aufgebaut haben, sind 
ebenso wie pflichtversicherte Erwerbstätige oder 
sonstige freiwillig Versicherte nicht in demselben 
Umfang auf eine soziale Absicherung durch die 
Kindererziehungszeiten angewiesen wie diejenigen 
Mütter oder Väter, die während der Kindererzie-
hungszeit keine Rentenansprüche aufbauen konn-
ten. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 
Für die Information der Mütter ab Geburtsjahr-
gang 1921, die lediglich eine Witwenrente der ge-
setzlichen Rentenversicherung beziehen, gibt es 
keine besondere Regelung. 

Die Information erfolgt wie folgt: Bei Erziehungs-
zeiten ab 1986 geben die Meldebehörden den Versi-
cherungsträgern von den Geburten Kenntnis. Die 
Rentenversicherungsträger schreiben daraufhin 
die Mütter an und klären die Versicherungszeiten 
wegen Kindererziehung. 

Bei Kindererziehungszeiten vor 1986 werden alle 
Frauen, die selbst in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung versichert sind — auch Witwenrentenbe-
zieherinnen — von den Rentenversicherungsträ-
gern angeschrieben, um die Versicherungszeiten 
wegen Kindererziehung festzustellen. Diejenigen 
Frauen, die bisher nicht rentenversichert waren — 
auch Witwenrentenbezieherinnen — werden von 
den Rentenversicherungsträgern aufgerufen, sich 
wegen der Anerkennung von Kindererziehungszei-
ten an die Gemeinde- oder Stadtverwaltung, die 
Ortsbehörden, die Versicherungsämter, die Aus-
kunfts- und Beratungsstellen oder die Versicherten-
ältesten der Rentenversicherungsträger zu wenden. 
Dort werden sie z. B. über das Wahlrecht zwischen 
der zuständigen Landesversicherungsanstalt und 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte so-
wie über die Möglichkeit, durch ergänzende freiwil-
lige Beitragszahlung die Wartezeit für ein Altersru-
hegeld zu erfüllen, informiert. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Blunck (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 27 und 28): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die aus Kriegsgrün-
den in das europäische Ausland — z. B. Dänemark — evaku-
ierten deutschen Mütter aus der Anrechnung von Kinderer-
ziehungszeiten herausfallen, und ist es zutreffend, daß diese 
Gesetzeslücke bereits durch interne Dienstanweisung der 
Bundesanstalt für Arbeit geregelt wurde? 

Sind der Bundesregierung empirische Untersuchungen 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung bekannt, 
die davon ausgehen, daß mehr als die Hälfte aller versicher-
ten Mütter — bei den Geburtsjahrgängen von 1936 und jün-
ger sogar 60 v. H. — für ihr erstes Kind kein Baby-Jahr bzw. 
nicht den vollen Betrag auf ihrem Rentenkonto gutgeschrie-
ben erhalten, und wird die Bundesregierung diesen Umstand 
nachträglich durch eine Gesetzesnovellierung berücksichti-
gen? 

Grundsätzlich erhalten Mütter oder Väter nach 
dem Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeiten-
gesetz die Kindererziehung nur dann angerechnet, 
wenn sie ihr Kind im Inland erzogen und sich mit 
ihm dort gewöhnlich aufgehalten haben. Die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte wendet 
diese Regelung in richtiger Interpretation des ge-
setzgeberischen Willens so an, daß sie in Fällen 
einer vorübergehenden Evakuierung ins Ausland 
unterstellt, daß in dieser Zeit der gewöhnliche Auf-
enthalt in der bisherigen Heimat fortdauert. Denn 
während der Evakuierung wird kein neuer ständi-
ger Aufenthalt begründet. Typisch für die Eva-
kuierung ist vielmehr, daß ein Aufenthalt nur vor-
übergehend ist, wobei dieses Merkmal auch längere 
Zeit andauern kann. Für die Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten wird in Fällen der mit der 
Frage angesprochenen Art demnach darauf abge-
stellt, ob die Kindererziehung in der Heimat des 
Berechtigten wegen der dortigen Geltung deut-
schen Rechts anzuerkennen wäre. 

Ihre zweite Frage beantworte ich wie folgt: Die 
Untersuchung ist der Bundesregierung aus dem 
Wochenbericht 40/86 des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung vom 2. Oktober 1986 bekannt. 
Sie gibt nach ihrer Auffassung keinen Anlaß zu 
einer Gesetzesnovellierung. 

Zu dieser Untersuchung ist übrigens folgendes zu 
bemerken: Für den Wochenbericht sind die Daten 
des „Sozio-ökonomischen Panels" vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung ausgewertet wor-
den. In dieser Untersuchung wurden u. a. die 
Frauen per Fragebogen gefragt, in welchen Jahren 
in der Vergangenheit sie voll berufstätig oder teil-
zeitbeschäftigt oder geringfügig beschäftigt waren. 
Über die Dauer der Erwerbstätigkeit in den einzel-
nen Jahren und über die Höhe des Einkommens lie-
gen keine Angaben vor. Auch ist nicht bekannt, ob 
in den einzelnen Jahren die Frau z. B. Beamtin oder 
Selbständige war, ob sie versicherungspflichtig be-
schäftigt war oder nicht oder ob ihr Versicherungs-
konto wegen Heiratserstattung größere Lücken auf-
weist. Zum letzten Punkt hat das Deutsche Institut 
für Wirtschaftsforschung im Jahr 1980 eine Unter-
suchung veröffentlicht. Danach haben im Zeitraum 
1963 bis 1967 rund zwei Drittel bis drei Viertel aller 
verheirateten versicherten Frauen die Beitragser-
stattung wegen Heirat in Anspruch genommen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Weyel (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 29 und 30): 

Wie viele Mütter können nach den Schätzungen der Bun-
desregierung — vor und ab Stichtag 1. Januar 1921 — über-
haupt keine Kindererziehungszeiten angerechnet erhalten, 
und wie viele Mütter können allenfalls mit gekürzten Kin-
dererziehungszeiten rechnen? 

Inwieweit räumen die Rentenversicherungsträger den Be-
zieherinnen von Witwenrenten kulante Zahlungsbedingun-
gen ein, damit diese Frauen die fünfjährige Wartezeit durch 
freiwillige Zahlungen auffüllen können? 
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Mütter, die vor dem 1. Januar 1921 geboren sind, 
erhalten alle nach dem Stufenmodell der Regie-
rungskoalition nach und nach ungekürzt die Kin-
dererziehungszeiten angerechnet. Anders ist es 
beim „Trümmerfrauen-Babyjahr-Gesetzentwurf" 
der SPD aus dem Jahr 1986, wonach alle Frauen, die 
keine Rente erhalten, auf Dauer von den Kinderer-
ziehungszeiten ausgegrenzt werden. Über die An-
zahl der Mütter, die ab dem 1. Januar 1921 geboren 
sind und die Kindererziehungszeiten wegen des Zu-
sammentreffens mit anderen Versicherungszeiten 
nur teilweise oder gar nicht angerechnet erhalten, 
liegen der Bundesregierung z. Z. keine gesicherten 
Erkenntnisse vor. Erste vorläufige Daten der Ren-
tenversicherungsträger sind erst 1987 zu erwarten. 
Die Bundesregierung ist bei ihren Finanzberech-
nungen zum Hinterbliebenenrenten- und Erzie-
hungszeiten-Gesetz von den in meiner Antwort auf 
die Frage Nr. 28 der Kollegin Blunck genannten 
Schätzungen ausgegangen. Diese Schätzungen ste-
hen im Einklang mit den ersten Erkenntnissen 
über die durchschnittliche Nettorentenerhöhung 
durch die Gewährung von Kindererziehungszeiten. 
Nach den Postmeldungen vom Oktober dieses Jah-
res betrugen sie bei Berücksichtigung aller Kinder 
rd. 54,40 DM monatlich. 

Ihre zweite Frage beantworte ich wie folgt: Wit-
wenrentnerinnen, die auch bei Anrechnung von 
Kindererziehungszeiten die 5jährige Wartezeit 
nicht erfüllt haben, können dies — wie andere 
Frauen auch — durch Zahlung laufender freiwilli-
ger Beiträge oder durch die im Gesetz besonders 
vorgesehene Nachentrichtung von Beiträgen errei-
chen. Dabei können auch Mindestbeiträge entrich-
tet werden; das sind zur Zeit 92 Mark monatlich. 
Von dem Grundsatz, daß eine Rente erst gezahlt 
werden kann, wenn die für die Erfüllung der Warte-
zeit erforderlichen Beiträge tatsächlich entrichtet 
sind, kann auch bei den hier angesprochenen Wit-
wenrentnerinnen nicht abgegangen werden, weil 
dies für andere Fälle präjudizielle Wirkungen ha-
ben könnte. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Fragen 31 und 32): 

In welchem Umfang haben Eheleute bei Geburten ab 1986 
durch gemeinsame Erklärung beim Leistungsträger die An-
rechnung von Kindererziehungszeiten auf den Kindesvater 
übertragen? 

Ist im Falle einer solchen Erklärung gegenüber dem Lei-
stungsträger sichergestellt, daß ihrem Wirksamwerden eine 
Beratung vorausgeht, da sich unter Umständen die Anrech-
nung der Kindererziehungszeiten für den Vater eines Kindes 
überhaupt nicht rentensteigernd auswirkt und ein Widerruf 
nicht möglich ist? 

Die Zahl der Fälle, in denen die Eltern sich für 
eine Anrechnung der Kindererziehungszeiten beim 
Vater entschieden haben, wird zur Zeit bei den Ren-
tenversicherungsträgern statistisch nicht erfaßt. 

Ihre zweite Frage beantworte ich wie folgt: Es ist 
Aufgabe der Rentenversicherungsträger, die Eltern 
über die Versicherung wegen Kindererziehung auf-
zuklären und sie zu beraten. Sie weisen in Merk-
blättern, in Informationsmaterial, das der Mutter 
nach der Meldung der Geburt des Kindes übersandt 
wird, und natürlich auch bei der Einzelberatung auf 
mögliche Auswirkungen einer übereinstimmenden 
Erklärung zugunsten des Vaters hin. 

Den Rentenversicherungsträgern ist bekannt, 
daß gelegentlich eine Erklärung zugunsten des Va-
ters abgegeben wird, ohne daß vorher die Möglich-
keit der Beratung wahrgenommen wurde und ob-
wohl sich die Kindererziehungszeit für ihn nicht 
auswirkt. Sie haben deshalb die Möglichkeit der 
Korrektur einer an sich bindenden Erklärung ge-
prüft und sich entschlossen, eine solche Erklärung 
auf Antrag oder mit Zustimmung der Beteiligten 
ausnahmsweise zu korrigieren, wenn der Vater in 
dem gesamten Zeitraum der Kindererziehung be-
reits nach anderen Vorschriften versicherungs-
pflichtig ist. Damit dürfte dem in Ihrer Frage ange-
sprochenen Sachverhalt durch die Praxis der Ren-
tenversicherungsträger ausreichend Rechnung ge-
tragen sein. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Simonis (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Fragen 33 und 34): 

Ist die Bundesregierung bereit, das geltende Kindererzie-
hungszeitengesetz dahin gehend zu novellieren, daß die ein-
schränkenden Anspruchsvoraussetzungen für die Gewäh-
rung von Kindererziehungszeiten für Frauen, die nur von 
einer Witwenrente leben, für freiwillig versicherte Haus-
frauen, ferner für erwerbstätige Frauen sowie für die jetzt 
aus der Anrechnung herausfallenden Fälle mit Auslandsbe-
rührung wegfallen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Kreis der von 
einer Anerkennung der Kindererziehung ausgeschlossenen 
erwerbstätigen Frauen um so größer wird, je jünger die Ge-
neration ist, und hat die Bundesregierung diese Erkenntnis 
bereits bei ihren Schätzungen für den Kreis der Bezieher 
von Baby-Jahren berücksichtigt? 

Frauen, die nur von einer Witwenrente leben, er-
halten nach dem Hinterbliebenenrenten- und Erzie-
hungszeiten-Gesetz ihre Kinder-Erziehungszeiten 
unter den gleichen Voraussetzungen angerechnet 
wie alle anderen Frauen. Voraussetzung ist, daß sie 
ab 1986 einen eigenen Versicherungsfall und die 
Wartezeit von fünf Jahren erfüllt haben. Frauen, die 
die Wartezeit nicht aus Zeiten der Erwerbstätigkeit 
und Kindererziehungszeiten erfüllen, müssen zu-
sätzlich freiwillige Beiträge entrichten. Dies kann 
bei Witwenrentnerinnen ebenso vorkommen wie 
bei Frauen, die weder eine Versicherten- noch eine 
Witwenrente beziehen. Die Bundesregierung sieht 
keine Veranlassung, für Witwenrentnerinnen eine 
günstigere Regelung einzuführen als für andere 
Frauen, zumal die Tatsache, daß eine Frau nur eine 
Witwenrente und nicht auch eine Versichertenrente 
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bezieht, nichts über ihre gesamte Einkommens- und 
Vermögenssituation zu besagen braucht. 

Ihre Frage nach einer Änderung des geltenden 
Rechts zugunsten von Erwerbstätigen und freiwil-
lig versicherten Frauen zielt vermutlich darauf ab, 
daß Kindererziehungszeiten grundsätzlich zusätz-
lich zu vorhandenen Pflichtbeiträgen oder freiwilli-
gen Beiträgen unabhängig von deren Bewertung 
berücksichtigt werden sollten. Auch eine solche Än-
derung vermag die Bundesregierung nicht zu befür-
worten; sie würde dem Ziel der Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten, das ich in der Antwort auf 
die Frage 16 der Kollegin Däubler-Gmelin ausführ-
lich dargestellt habe, widersprechen. Der bisherige 
Unterschied zwischen der Mutter, die durch Er-
werbstätigkeit oder freiwillige Beiträge einen eige-
nen Rentenanspruch aufbauen konnte, und der 
Mutter, die wegen Kindererziehung nicht erwerbs-
tätig und nicht versichert sein konnte und auch 
nicht die Mittel für freiwillige Beiträge hatte, bliebe 
weiter voll aufrechterhalten. Im übrigen könnte 
eine solche Regelung zur Folge haben, daß Eltern in 
noch größerem Umfang als bisher sich für eine An-
erkennung der Kindererziehungszeiten beim Vater 
entscheiden würden, was im Ergebnis eine Ent-
scheidung gegen eine Verbesserung der eigenstän-
digen sozialen Sicherung der Mutter bedeuten wür-
de. 

Die Bundesregierung sieht auch keine Möglich-
keit, von dem Grundsatz abzugehen, daß entspre-
chend dem Territorialitätsprinzip — von gesetzli-
chen Ausnahmen abgesehen — nur Kindererzie-
hung im Inland berücksichtigt wird. Bei einem Aus-
landsaufenthalt ist der Erziehende schon durch den 
Aufenthalt im Ausland am Aufbau von Rentenan-
sprüchen in der deutschen Rentenversicherung ge-
hindert; auch als Erwerbstätiger wäre er in der Re-
gel nicht hier versichert. Im übrigen hätte eine Re-
gelung, nach der alle Deutschen einbezogen wür-
den, die Kinder im Ausland geboren haben, zur Fol-
ge, daß auch alle im EG-Bereich lebenden Angehö-
rigen der EG-Staaten Kindererziehungszeiten in 
Anspruch nehmen könnten; ähnliches gilt für Ver-
tragsstaaten. Das wäre nicht finanzierbar. 

Besonders gelagerte Fälle mit Auslandsberüh-
rung aus der Kriegs- und Nachkriegszeit — wie der 
von der Kollegin Blunck angesprochene Fall — 
können nach Auffassung der Bundesregierung im 
Rahmen einer an der Zielsetzung orientierten Aus-
legung des geltenden Rechts gelöst werden. 

Die Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß, 
eine Novellierung des Hinterbliebenenrenten- und 
Erziehungszeiten-Gesetzes im Sinne Ihrer Frage-
stellung vorzuschlagen. 

Ihre zweite Frage beantworte ich wie folgt: Über 
die Anzahl der Frauen, bei denen die Kindererzie-
hungszeiten wegen des Zusammentreffens mit an-
deren Versicherungszeiten nicht wirksam werden, 
gibt es z. Z. keine gesicherten Informationen; sie 
dürfte prozentual gering sein. Im einzelnen ver-
weise ich hierzu auf meine Antwort auf die Frage 28 
der Kollegin Blunck. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 35 und 36): 

Nach welchen Kriterien werden Bundestags- und Land-
tagsabgeordnete zu öffentlichen Gelöbnisfeiern der Bundes-
wehr eingeladen, und welche Gründe gibt es, nur CDU-Abge-
ordnete, aber keine SPD-Abgeordnete einzuladen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß bei 
einer öffentlichen Gelöbnisfeier der Bundeswehr ein CDU

-

Bundestagsabgeordneter ein Grußwort sprechen kann, wäh-
rend weder der im Wahlkreis gewählte Bundestagsabgeord-
nete noch der SPD-Landtagsabgeordnete dieser Region ein-
geladen worden sind? 

Zu Frage 35: 

Es entspricht langjähriger Praxis in der Bundes-
wehr, zu öffentlichen Gelöbnissen, die in den letzten 
Jahren durch die Bundesregierung wieder ver-
mehrt nicht nur in den Kasernen, sondern eben in 
der Öffentlichkeit vorgenommen werden, Vertreter 
der breiten Öffentlichkeit ausdrücklich einzuladen. 
Dabei werden alle Parteien aus Bundestag, Landtag 
und aus dem kommunalen Bereich berücksichtigt, 
auch Kirchenverbände, Gewerkschaften und ande-
re. Abgeordneten aller Ebenen steht es frei, sich mit 
den Dienststellenleitern oder Kommandeuren in 
den einzelnen Garnisonen in Verbindung zu setzen, 
um bei solchen Anlässen neben dem militärischen 
Vertreter als Politiker eine Rede oder ein Grußwort 
an die Soldaten zu richten. Umgekehrt steht es den 
Kommandeuren frei, Vertreter aus den unter-
schiedlichen parlamentarischen Ebenen, aber auch 
Rednerinnen oder Redner aus den oben genannten 
Bereichen zu bitten, bei solch einem Anlaß zu den 
Soldaten zu sprechen. Eine starre Regelung, die 
schematisch die nachgeordneten Dienststellen ein-
engt, gibt es nicht. 

Die Praxis zeigt, daß immer wieder auch Vertre-
ter der jeweiligen Opposition als Redner gebeten 
wurden. So haben gerade in den letzten Wochen 
beispielsweise der SPD-Abgeordnete von Bülow 
und der SPD-Abgeordnete Bahr bei solchen Gelöb-
nissen zu den Soldaten unserer Bundeswehr ge-
sprochen. 

Zu Frage 36: 

Bei der erfragten Gelöbnisfeier der 5. Kompanie 
des PzGrenBtl 342 außerhalb der eigenen Garnison 
im Rahmen eines Biwak-Aufenthaltes in Obermo-
schel, das zu dieser Einheit eine Patenschaft unter-
hält, hatte der Kompaniechef dieser Kompanie das 
Mitglied des Verteidigungsausschusses, den CDU

-

Abgeordneten Markus Berger, gebeten, ein Gruß-
wort zu sprechen. Ein weiteres Grußwort bei dem 
öffentlichen Gelöbnis wurde von dem SPD-Kreisde-
putierten, der stellvertretender Landrat dort ist, ge-
sprochen — dieser sprach übrigens als erster bei 
dieser Veranstaltung mit unseren Soldaten. 
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Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Borgmann (GRÜNE) 
(Drucksache 10/6289 Frage 37): 

Erachtet die Bundesregierung die Teilnahme bundesdeut-
scher Rüstungsfirmen an einer Messe wie der diesjährigen 
„Defendory '86" als unterstützungswürdig, zu der seitens der 
Veranstalter offiziell Militärdelegationen aus Ländern wie 
Irak, Iran, Peru, Äthiopien, Somalia, Indonesien, Sudan, Li-
byen, Syrien eingeladen wurden, und wie ist vor diesem Hin-
tergrund die Antwort der Bundesregierung an den Abgeord-
neten Lange in der Fragestunde vom 15. Oktober 1986 (Ple-
narprotokoll 10/237) zu verstehen? 

Die Teilnahme bundesdeutscher Firmen an der 
Messe dient der deutsch-griechischen Kooperation 
und damit einer Verbesserung der deutsch-griechi-
schen Beziehungen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE) 
(Drucksache 10/6289 Frage 38): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der GRÜNEN, 
daß es sich bei der von Staatssekretär Dr. Timmermann 
besuchten Rüstungsmesse „Defendory '86" in Piräus um eine 
vorwiegend auf Rüstungsexporte in Entwicklungsländer 
orientierte Veranstaltung handelte, was u. a. dadurch zum 
Ausdruck kam, daß Ausstellungsfirmen ihre Prospekte häu-
fig in arabischer Sprache verfaßt hatten? 

Die Rüstungsmesse „Defendory 86" ist eine Indu-
striemesse mit Schwerpunkt bei Gütern für Vertei-
digungszwecke. 

Daß dabei Ausstellerfirmen Prospektmaterial in 
mehreren Sprachen anbieten, ist üblich. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksache 
10/6289 Frage 39): 

Kann die Bundesregierung Zeitungsmeldungen bestätigen, 
wonach der Amtschef des Luftwaffenamtes in Köln, General-
leutnant Sommerhoff, einen Wachtposten des Bundesmini-
steriums der Verteidigung mit einer Pistole bedroht hat, und 
wenn ja, welche Maßnahmen sind gegen den General einge-
leitet worden? 

Der Sachverhalt, der den Zeitungsmeldungen zu-
grunde liegt, ist umstritten. 

Zur Klärung des Sachverhalts wurde ein diszipli-
nares Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

Dieses Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 10/6289 Frage 40): 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um zu verhindern, daß Lehramtsanwärtern durch die Ablei-
stung ihres Wehrdienstes Nachteile bei ihrem beruflichen 
Werdegang entstehen, wie es z. B. im Urteil des Verwaltungs-
gerichts Würzburg (Az.: W 1 K 851394) festgehalten ist, das 
die Klage eines Lehramtsanwärters auf Einstellung in den 
Staatsdienst als Gymnasiallehrer zurückgewiesen hat, ob-
wohl dieser auf Grund seines Notendurchschnittes übernom-
men worden wäre, wenn er keinen Wehrdienst geleistet hätte 
und bereits 1983 zur Verfügung gestanden hätte, und ist die 
Bundesregierung ebenfalls der Auffassung, daß diese Praxis 
gegen das Arbeitsplatzschutzgesetz verstößt? 

Das in der Frage erwähnte Urteil ist der Bundes-
regierung bisher nicht bekannt. 
Allgemein ist folgendes zu sagen: Lehramtsbe-

werber — auch solche mit beachtlichen Prüfungser-
gebnissen — müssen feststellen, daß sie heute die 
Einstellungsbedingungen in einigen Bundesländern 
nicht erfüllen, während sie zu einem früheren Be-
werbungstermin, der für sie ohne Ableistung des 
Wehrdienstes erreichbar gewesen wäre, ohne 
Schwierigkeiten ein Lehramt erhalten hätten. Um 
diesen Wehrpflichtigen zu helfen, wurde das Ar-
beitsplatzschutzgesetz im Juli 1984 erweitert, um 
eine bevorzugte Einstellung gedienter Bewerber in 
den öffentlichen Dienst zu ermöglichen. So haben 
die Einstellungsbehörden die Möglichkeit erhalten, 
gediente Bewerber auch vor besser qualifizierten 
ungedienten Mitbewerbern zu berücksichtigen. 
Voraussetzung hierfür ist, daß der Gediente mit sei-
nen Leistungen zu einem früheren Bewerbungster-
min, den er ohne den Wehrdienst hätte erreichen 
können, eine Stelle bekommen hätte. 
Diese gesetzliche Vorschrift zugunsten der Wehr-

pflichtigen kann aber nur wirksam werden, wenn 
und soweit freie Stellen im öffentlichen Dienst zur 
Verfügung stehen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) 
(Drucksache 10/6289 Frage 41): 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß trotz ein-
deutiger Verbotsregelungen im Jugendschutz ein erhebliches 
Gefährdungspotential für Kinder und Jugendliche durch die 
explosive Zunahme der Spielhallen gegeben ist? 

Spielhallen könnten dann ein erhebliches Gefähr-
dungspotential für Kinder und Jugendliche darstel-
len, wenn die Vorschrift des § 8 Abs. 1 des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit, wo-
nach Personen unter 18 Jahren die Anwesenheit in 
diesen Betrieben nicht gestattet werden darf, von 
den Inhabern nicht hinreichend beachtet und not-
wendige Kontrollen von den zuständigen Behörden 
nicht durchgeführt werden würden. Die Bundesre-
gierung geht jedoch davon aus, daß die Betriebsin-
haber und das Spielhallenpersonal ihren gesetzli-
chen Verpflichtungen nachkommen und daß der 
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Gesetzesvollzug dem Schutzzweck der Normen ge-
recht wird. 

Sofern es in Einzelfällen gleichwohl zu Gesetzes-
verstößen kommt, muß diesen mit sachgerechten 
Maßnahmen auf der Ebene des Vollzuges, also 
durch die Behörden in den Ländern, begegnet wer-
den. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Frage 42): 

Hält es die Bundesregierung für zulässig, im Rahmen ei-
ner Repräsentativbefragung die Rechtmäßigkeit von Sozial-
hilfeleistungen abzufragen (siehe „Die Welt" vom 30. Oktober 
1986, S. 6, Spalte 2, 2. Absatz)? 

Die Bundesregierung hat die Repräsentativbefra-
gung, auf die Sie sich beziehen, weder in Auftrag 
gegeben noch sonst an ihr mitgewirkt. Wie aus dem 
von Ihnen zitierten Zeitungsbericht ersichtlich ist, 
ist im übrigen nicht die Rechtmäßigkeit von Sozial-
hilfeleistungen abgefragt worden, die eine Kenntnis 
der maßgebenden Rechtsvorschriften voraussetzen 
würde. Die offenbar nicht nur an arbeitslose Sozial-
hilfeempfänger, sondern auch an sonstige Arbeits-
lose gerichtete Frage lautete: 

Ehe einem langfristig Arbeitslosen Sozialhilfe 
gewährt wird, fragt das Sozialamt erst einmal 
nach, ob ein Ehegatte, ob Eltern oder Kinder da 
sind, die für den Unterhalt mit aufkommen 
mußten. Wie ist es bei Ihnen: Haben Sie einen 
direkten Verwandten, der für Sie aufkommen 
müßte oder aufkommt? 

Damit dürfte lediglich eine Einschätzung der Be-
fragten über die Unterhaltsverpflichtungen nahe-
stehender Verwandter ihnen gegenüber ermittelt 
worden sein. Anhaltspunkte dafür, daß eine solche 
Frage durch private Institute auf freiwilliger Basis 
die Grenzen des rechtlich Zulässigen überschreitet, 
sind nicht erkennbar. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 
(SPD) (Drucksache 10/6289 Frage 43): 

Ist die Bundesregierung bereit, den Verkauf vom Fahrzeug 
dann dem Verkauf in einem Ladengeschäft auch bei leicht

-

verderblichen Waren wie Hackfleisch oder Bratwurst gleich-
zustellen, wenn die technische Ausstattung (Kühlung) des 
Fahrzeugs und die fachliche Qualifikation des Verkaufsper-
sonals den Anforderungen an den Verkauf in einem Laden 
entspricht? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dem 
Verkauf von leicht verderblichen Waren, z. B. von 
Hackfleisch und anderen Erzeugnissen aus rohem, 

zerkleinertem Fleisch wie Bratwurst, aus mobilen 
Verkaufsstellen die bestehenden Rechtsvorschrif-
ten grundsätzlich nicht entgegenstehen. Allerdings 
ist neben der von Ihnen erwähnten technischen 
Ausstattung des Fahrzeugs und der fachlichen Qua-
lifikation des Personals wesentlich, daß diese mobi-
len Verkaufsstellen in gleicher Weise betreten und 
betrieben werden wie Ladengeschäfte. Ein unmit-
telbarer Verkauf von der Fahrzeugtheke direkt an 
Verbraucher auf der Straße ist bei diesen leicht ver-
derblichen Erzeugnissen aus hygienischer Sicht 
weder vertretbar noch statthaft. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Frage 44): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Zunahme von 
Betriebskonzessionen für Spielhallen auf Bahnhöfen der 
Deutschen Bundesbahn zu verzeichnen ist und daß diese 
Zunahme aus der Sicht der Jugendhilfe nicht zu begrüßen 
ist, zumal vor allem in den weniger dichtbesiedelten Gebie-
ten und Kleinstädten viele Jugendliche als Fahrschüler von 
den Spielautomaten angezogen werden? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß inzwi-
schen die Zahl der Bahnhöfe, in denen die Deutsche 
Bundesbahn Räumlichkeiten für den Spielbetrieb 
verpachtet hat, auf 63 angewachsen ist (das sind 
jedoch nur rd. 0,7 % aller bundesweit vorhandenen 
Spielhallen). 

Die Einrichtung von Spielhallen unterliegt auch 
im Bereich der Deutschen Bundesbahn den Bestim-
mungen der Gewerbeordnung. Im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens obliegt es den Gewerbeauf-
sichtsbehörden, die Erfüllung von Jugendschutzbe-
stimmungen zu prüfen. Die Deutsche Bundesbahn 
achtet als öffentliches Unternehmen in besonderem 
Maße auf die Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen und auf die Erfüllung etwaiger Auflagen in 
ihrem Bereich. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/6289 Fragen 47 und 48): 

Welcher Art sind die den Sowjets jüngst gewährten „Tran-
sitrechte auf dem Rhein-Main-Donau-Kanal"? 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß Donau, Main 
und Rhein durch sowjetische Dumpingpreise in der Binnen-
schiffahrt langfristig von den „roten Flotten" beherrscht wer-
den? 

Zu Frage 47: 

Der Entwurf des inzwischen paraphierten 
deutsch-sowjetischen Binnenschiffahrtsabkom-
mens sieht für den Main-Donau-Kanal keine von 
den übrigen Binnenwasserstraßen abweichende 
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Regelung vor. Danach ist der Transitverkehr grund-
sätzlich zugelassen. Er kann auf dem Main-Donau-
Kanal wie auf den übrigen Binnenwasserstraßen 
durch Festsetzung von Höchstzahlen beschränkt 
werden. In einer übereinstimmenden Protokoller-
klärung wurde vorgesehen, daß am Transitverkehr 
der sowjetischen Seite, der nicht in einem sowjeti-
schen Hafen beginnt oder endet (sogenannter Dritt-
länderverkehr), eine quotenmäßige Beteiligung der 
deutschen Binnenschiffahrt erfolgt. In einer weite-
ren Protokollerklärung wurde der sowjetischen 
Seite bestätigt, daß bei dem vertraglich gewährten 
Transitverkehr auf dem Main-Donau-Kanal sowje-
tische Schiffe auf der Grundlage der Gleichberech-
tigung und Nichtdiskriminierung behandelt werden 
sollen. 

Zu Frage 48: 

Ja. 

Sowjetische Schiffe dürfen nur im Rahmen der 
nach dem paraphierten Abkommen eingeräumten 
Verkehrsrechte die Bundeswasserstraßen benut-
zen. Eine Beteiligung am deutschen Binnenschif-
fahrtsmarkt (Kabotage) ist durch den Vertrag 
grundsätzlich ausgeschlossen. Eine Teilnahme der 
sowjetischen Schiffe am Rheinschiffahrtsmarkt 
(kleine und große Kabotage) ist durch das Zusatz-
protokoll Nr. 2 zur Mannheimer Akte ausgeschlos-
sen, das am 1. Februar 1985 in Kraft getreten ist. 

Im Wechselverkehr werden auf Vorschlag des Ge-
mischten Ausschusses gem. Artikel 14 des para-
phierten Vertrages von deutscher Seite verbindli-
che Frachtentgelte (Mindest-Höchstfrachtraten) 
festgesetzt; sie müssen „wirtschaftlich auskömm-
lich" sein. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Senfft (GRÜNE) (Drucksache 
10/6289 Fragen 49 und 50): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im Zeitraum 
von Januar bis Juli 1986 die Zahl der Unfälle auf Autobahnen 
weit überdurchschnittlich um 15,6 v. H. gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum gestiegen ist, wobei sich die Zahl der Getöte-
ten um 4,1 v. H. auf 404, die Zahl der Schwerverletzten um 
8,2 v. H. auf 3 454 und die Zahl der Leichtverletzten um 
17,6 v. H. auf 10 718 erhöhte, und wenn ja, welche Hauptursa-
chen sind für diese negative Entwicklung verantwortlich? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß eine Untersu-
chung der Bundesanstalt für Straßenwesen zu dem Ergebnis 
kommt, daß ein Tempolimit von 100 Kilometern/Stunde auf 
Autobahnen und 80 Kilometern/Stunde auf Landstraßen die 
Zahl der Verkehrsunfälle auf diesen Straßen um 15 v. H. bis 
21 v. H. reduzieren könnte, und wenn ja, welche Reduzierung 
ergäbe sich daraus für die Zahl der Verletzten und Getöte-
ten? 

Zu Frage 49: 

Die in der Frage genannten Zahlen stimmen; sie 
müssen allerdings zur Vermeidung falscher Schluß-
folgerungen ergänzt werden. So sind vom Januar 
bis Juli dieses Jahres auf den Autobahnen 404 ge-

genüber 388 im letzten Jahr Getötete zu beklagen, 
was einer Zunahme von 4,1 % entspricht. Bei den im 
Straßenverkehr insgesamt getöteten Personen lau-
ten diese Zahlen für Januar bis Juli dieses Jahres 
4 755 gegenüber 4 561 im Jahre 1985; letzteres ist 
eine Zunahme von 4,3%. 

In einzelnen Monaten differieren die Unfallzah-
len erheblich zwischen Autobahnen und anderen 
Straßen ( — 32 % Getötete auf Autobahnen im Jahre 
1986 bei einer Zunahme von 17% Getöteter auf allen 
Straßen in diesem Monat). 

Erstaunlich ist auch die Zunahme von 28% bei 
tödlichen Unfällen in der Schweiz innerhalb des er-
sten Halbjahres 1986. 

Zu den Hauptunfallursachen auf den Bundesau-
tobahnen können jedoch zur Zeit noch keine Anga-
ben gemacht werden. Insoweit bleibt die Auswer-
tung der statistischen Einzeldaten durch das Stati-
stische Bundesamt abzuwarten. 

Zu Frage 50: 

Nein. Unter Einbeziehung der Verlagerungsef-
fekte berechnen die Autoren der Untersuchung für 
eine Alternative 120 km/h auf Autobahnen und 
100 km/h auf Landstraßen eine Verringerung der 
Anzahl der Unfälle um rd. 0,23%. Bei Tempo 100/80 
wird eine Verringerung der Anzahl der Unfälle um 
2,3 % hochgerechnet. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Wagner (GRÜNE) (Druck-
sache 10/6289 Frage 51): 

Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Darstellung, Brasi-
lien würde die ihm aus der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen der wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit 
überlassenen Kenntnisse auf dem Gebiet der Atom- und Ra-
ketentechnik ausschließlich „friedlich" anwenden, und wie 
bewertet die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Be-
richte der brasilianischen Presse aus dem August dieses Jah-
res und wissenschaftliche Veröffentlichungen wie die Schrift 
„Atomraketen als Entwicklungshilfe" der Autoren Rainer 
Rudert, Klaus Schichl und Stefan Seeger (Schriftenreihe 
Wissenschaft und Frieden, Nr. 5, August 1985)? 

Die deutsch-brasilianische Forschungs- und 
Technologiezusammenarbeit dient ausschließlich 
friedlichen Zwecken. Dies ist sowohl im bilateralen 
Rahmenabkommen als auch im darauf basierenden 
Nuklearabkommen festgeschrieben. Die Bundesre-
gierung hat keine Veranlassung, an der Einhaltung 
der bestehenden Verträge auch in dieser Hinsicht 
durch die brasilianische Seite zu zweifeln. 

Die im Rahmen der Nuklearzusammenarbeit zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und Brasi-
lien ausgetauschten relevanten technologischen In-
formationen werden ebenso wie spaltbares Mate-
rial und nukleare Ausrüstungen von den Sicher-
heitskontrollen der Internationalen Atomenergieor-
ganisation in Wien erfaßt. 
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Die deutsch-brasilianische Weltraumzusammen-
arbeit hat die Erforschung des erdnahen Weltraums 
zu friedlichen Zwecken zum Gegenstand. Es geht in 
erster Linie um technische Anwendungen in den 
Bereichen Telekommunikation, Meteorologie und 
Klimatologie, Fernerkundung natürlicher Ressour-
cen und Umweltschutz. Die Bundesregierung 
schließt wegen der technischen Natur der gemein-
samen Forschungsprojekte und aufgrund entspre-
chender Vereinbarungen mit der brasilianischen 
Regierung aus, daß von deutscher Seite erarbeitetes 
und in die Zusammenarbeit eingebrachtes techni-
sches Gerät und Know-how für militärische Zwecke 
eingesetzt wird. Im Verlauf der letzten Sitzung der 
deutsch-brasilianischen Gemischten Kommission 
für die wissenschaftlich-technologische Zusammen-
arbeit am 29. und 30. Oktober 1986 in Berlin haben 
die brasilianischen Verantwortlichen auf entspre-
chende Fragen der Vertreter der Bundesregierung 
erklärt, daß alle Projekte und Aktivitäten der 
deutsch-brasilianischen Raumfahrtzusammenar-
beit ausschließlich friedlichen Zwecken dienen und 
auf friedliche Anwendungen ausgerichtet sind. 

Anderslautende Berichte der brasilianischen 
Presse ebenso wie die Schrift „Atomraketen als 
Entwicklungshilfe" widersprechen den Erklärun-
gen der brasilianischen Regierung und der Kennt-
nis der Bundesregierung. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 52 und 53): 

Hat die Bundesregierung die 15. Sitzung der Deutsch-Bra-
silianischen Kommission für die wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit zum Anlaß genommen, die brasilianische 
Regierung um Stellungnahme zu bitten zu Pressemeldungen 
von dpa wie der brasilianischen Presse — so z. B. „Folha de 
Sao Paulo" —, wonach der Gemeinsame Generalstab der 
Streitkräfte z. Z. unterirdische Anlagen im militärischen 
Sperrgebiet von Serra do Cachimbo im Süden des Staates 
Pará für die Vornahme von Atombombenexplosionen aus-
bauen läßt? 

Welche Schwerpunkte der weiteren Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Atomenergie sind auf der 15. Sitzung der 
Deutsch-Brasilianischen Kommission für die wissenschaft-
lich-technische Zusammenarbeit in Berlin am 29. und 30. Ok-
tober 1986 vereinbart worden, und wie verhalten sich diese 
Vereinbarungen zum wachsenden Widerstand in der Öffent-
lichkeit und in den politischen Parteien Brasiliens gegen die 
Fortführung des brasilianischen Atomprogramms? 

Zu Frage 52: 

Nein. Denn die brasilianische Regierung hatte be-
reits im August dieses Jahres dementiert, daß die 
unterirdischen Anlagen militärischen oder gar nu-
klearen Zwecken dienen. Die Bundesregierung hat 
keinen Anlaß, an der Richtigkeit dieser Erklärung 
zu zweifeln. 

Zu Frage 53: 

Im Verlauf der 15. Sitzung der deutsch-brasiliani-
schen Kommission für die wissenschaftliche und  

technologische Zusammenarbeit in Berlin am 29. 
und 30. Oktober 1986 wurde vereinbart, die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Kern-
energienutzung unter Anpassung an das jetzige 
brasilianische Nuklearprogramm und die gegen-
wärtigen und absehbaren wirtschaftlichen Randbe-
dingungen fortzusetzen. Dies bedeutet insbeson-
dere, daß 

1. Angra II, das erste in Zusammenarbeit mit deut-
schen Unternehmen gebaute Kernkraftwerk, 
nicht vor 1992, Angra III nicht vor 1995 in Be-
trieb genommen, 

2. eine Pilotanlage zum Nachweis der Funktionsfä-
higkeit des Trenndüsenverfahrens für die Uran-
anreicherung fertiggestellt, der Bau einer De-
monstrationsanlage aber unbefristet aufgescho-
ben 

werden soll. 

Im übrigen wurden neue Forschungsvorhaben in 
den Bereichen Nukleare Sicherheit, Dosimetrie und 
Sicherheitsüberwachung von Kernmaterial be-
schlossen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge-
ordneten Kolbow (SPD) (Drucksache 10/6289 Fra-
ge 54): 

Bezweckt Bundeskanzler Kohl mit seinem Vergleich in der 
amerikanischen Zeitschrift „Newsweek" zwischen dem so-
wjetischen Generalsekretär Gorbatschow und dem NS-Pro-
pagandaminister Goebbels die Beleidigung Gorbatschows 
oder die Rehabilitierung Goebbels? 

Weder — Noch. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatssekretärs Ost auf die Fragen des Abge-
ordneten Stahl (Kempen) (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 55 und 56): 

Trifft es zu, daß das Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung die Anregung und den ersten Textentwurf für 
die Einladung (Stand: 16. Juli 1986 — 2454 H-Sp/1) für die am 
15. und 16. September 1986 stattgefundene mittelstandspoliti-
sche Fachpressekonferenz von einem führenden Vertreter 
der CDU/CSU-Mittelstandsvereinigung erhalten hat, und 
hält die Bundesregierung das in diesem Text angekündigte 
Programm mit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil von 
1977 für vereinbar, wonach einer Bundesregierung eine ex-
tensive Öffentlichkeitsarbeit im Vorfeld einer Bundestags-
wahl untersagt ist? 

Trifft es zu, daß nach Bekanntwerden dieses Textes eine 
Intervention des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. 
Grüner beim Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung erfolgte, mit der darauf hingewirkt wurde, daß der par-
teipolitisch einseitig konzipierte Einladungstext „verbessert" 
wurde, und was sind die Gründe, weswegen dann auch Bun-
destagsabgeordnete anderer Parteien als die der CDU/CSU 
eingeladen wurden? 
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Zu Frage 55: 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesre-
gierung führt ca. 30 Tagungen pro Jahr für die 
Fachpresse — sowohl für Agrar-, Sozial-, Mittel-
stands- als auch andere Journalistengruppen durch. 
Die Planung für die mittelstandspolitische Fach-
pressekonferenz stand bereits Anfang dieses Jah-
res fest; der Termin, die Teilnehmer u. ä. waren 
noch offen. Auf Grund eines gelegentlichen Ge-
sprächs eines Mitarbeiters des Presse- und Infor-
mationsamtes mit einem Vertreter der CDU/CSU-
Mittelstandsvereinigung erhielt das Amt für die 
Fachpressekonferenz am 15. und 16. September An-
regungen. 

Das konnte selbstverständlich für das Amt kein 
Hindernis zur Durchführung der Fachpressekonfe-
renz sein. Das Amt steht nach seiner Aufgabenstel-
lung mit allen relevanten Stellen des politischen 
und journalistischen Lebens in Kontakt. Es nimmt 
zahlreiche Anregungen auf, wie es auch umgekehrt 
eine Vielzahl von Impulsen vermittelt, um — wie es 
in der Vorbemerkung zum Haushaltsplan des Pres-
se- und Informationsamtes heißt — „mit den Mit-
teln der Öffentlichkeitsarbeit und der Informations-
politik Tätigkeiten, Vorhaben und Ziele der Bundes-
regierung" zu erläutern. Diese Wechselbeziehung 
gehört zu den Selbstverständlichkeiten und Not-
wendigkeiten in einem demokratischen und sozia-
len Bundesstaat, in dem jeder das Recht hat, seine 
Meinung in Wort und Schrift frei zu äußern und in 
dem die Parteien bei der politischen Willensbildung 
des Volkes mitwirken. Das Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung ist laut Haushalts-
plan „zuständig für die Unterrichtung der Bürger 
und der Medien über die Politik der Bundesregie-
rung". Diesem Auftrag entsprechend hat das Pres-
se- und Informationsamt in alleiniger Verantwor-
tung und als alleiniger Absender zu der mittel-
standspolitischen Fachpressekonferenz eingeladen. 
Der Text der Einladung wie auch die Fachpresse-
konferenz selbst stehen in keinem Punkt im Gegen-
satz zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 2. März 1977 zur Öffentlichkeitsarbeit von 
Staatsorganen in Bund und Ländern. Zu einer 
Wertung von Texten, die vom Presse- und Informa-
tionsamt weder entworfen noch gebilligt noch ver-
schickt wurden, besteht für die Bundesregierung 
kein Anlaß. 

Zu Frage 56: 

Zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und dem Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung finden naturgemäß fast täglich Gesprä-
che statt. So auch in der Vorbereitungsphase zur 
mittelstandspolitischen Fachpressekonferenz am 
15. und 16. September 1986. Sämtliche Fachtagun-
gen des Bundespresseamtes — wie etwa auch die 
vor dem jüngsten Weltwirtschaftsgipfel — werden 
Schritt um Schritt entwickelt. Ziel ist es dabei, das 
vorgegebene Thema in einem breiten Spektrum 
darzustellen. Dieser Zielsetzung folgend, wurden zu 
der mittelstandspolitischen Fachpressekonferenz 
neben Vertretern der Regierung auch die mittel-
standspolitischen Sprecher jener Fraktionen einge-

laden, die spezifische Mittelstandsprogramme aus-
gearbeitet hatten. 

Anlage 28 

Antwort 

des Staatssekretärs Ost auf die Frage des Abgeord

-

neten Schreiner (SPD) (Drucksache 10/6289 Fra

- ge 57): 

An welcher Umfrage, die Frau Prof. Dr. Noelle-Neumann 
als Quelle ihrer Arbeitslosenstudie („Die Welt" vom 28. bis 
30. Oktober 1986, jeweils S. 6) angibt, war die Bundesregie-
rung ganz oder teilweise finanziell beteiligt, und auf welches 
finanzielle Volumen belaufen sich die Aufträge des Bundes-
presseamtes 1984, 1985 und 1986 an das Institut für Demosko-
pie in Allensbach? 

An der Finanzierung der Arbeitslosenstudie des 
Instituts für Demoskopie Allensbach war die Bun-
desregierung nicht — weder ganz noch teilweise — 
beteiligt. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage nach den Vertrags-
volumina für die Jahre 1984 bis 1986 darf ich Sie auf 
eine frühere schriftliche Antwort der Bundesregie-
rung hinweisen (Bundestagsdrucksache 10/2698). 
Diese Antwort wurde auf eine Frage gegeben, die 
sich mit Vertragsvolumina von Meinungsfor-
schungsinstituten befaßte. Die Bundesregierung er-
klärte damals, daß es aus datenschutz- und ver-
tragsrechtlichen Gesichtspunkten sowie aus dem 
Grundsatz der Vertraulichkeit im öffentlichen Auf-
tragswesen nicht möglich sei, Einzelheiten über 
Verträge mit demoskopischen Instituten mitzutei-
len. An dieser Auffassung hält die Bundesregierung 
fest. 

Ich darf im übrigen bemerken, daß die Bundesre-
gierung, wie ihre Vorgängerin, eine Reihe von re-
nommierten demoskopischen Instituten mit Unter-
suchungen beauftragt. Solche Verträge beruhen auf 
dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung. Die 
Bundesregierung setzt bei den Befragungsaufträ-
gen sachgerechte Schwerpunkte. Daraus folgt, daß 
die Verträge mit den einzelnen Instituten unter-
schiedliche Vertragsvolumina haben. 

Anlage 29 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge

-

ordneten Mann (GRÜNE) (Drucksache 10/6289 Fra

- ge 58): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Meldung im „SPIE-
GEL" Nr. 44/1986, S. 42 zu dementieren, wonach Bundeskanz-
ler Kohl als Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz die Com-
merzbank um eine Wahlspende gebeten hat und eine darauf-
hin angekündigte Spende von 10 000 DM an die „Werra — 
Institut für empirische Sozialforschung, Informatik und an-
gewandte Kybernetik" leiten ließ? 

Die Bundesregierung hält es nicht für ihre Aufga-
be, zu Pressemeldungen Stellung zu nehmen, deren 
Inhalt keinen Bezug zu ihrem eigenen Geschäftsbe- 
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reich, sondern zu dem des Ministerpräsidenten ei-
nes Bundeslandes hat. Der Umstand, daß der dama-
lige Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz 
jetzt Bundeskanzler ist, ändert hieran nichts. 

Ungeachtet dieser grundsätzlichen Haltung der 
Bundesregierung möchte ich aber folgenden Hin-
weis geben: 

Das von Ihnen angesprochene Thema war Gegen-
stand des Untersuchungsausschusses „Parteispen-
den" des Landtags des Landes Rheinland-Pfalz und 
wurde dort in der 18. Sitzung am 18. Juli 1985 erör-
tert. Bundeskanzler Dr. Kohl hat in seiner Aussage 
darauf hingewiesen, es sei üblich gewesen, daß sich 
die Parteivorsitzenden — auch brieflich — um 
Spenden bemüht hätten. Zu dem angesprochenen 
Einzelfall aus dem Jahre 1969 könne er konkret 
nichts aussagen. Er habe sich stets bemüht, deutlich 
werden zu lassen, ob er in der Funktion des Mini-
sterpräsidenten oder der des Parteivorsitzenden 
handele. Wenn ein solcher Brief, in dem um eine 
Parteispende gebeten wurde, irrtümlich auf dem 
Kopfbogen des Ministerpräsidenten versandt wor-
den sei, dann sei dies ein Fehler, den er bedauere. 

Anlage 30 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Rusche (GRÜNE) (Drucksache 
10/6289 Fragen 59 und 60): 

Warum hat die Bundesregierung bei der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage zur menschenrechtlichen und völkerrechtli-
chen Situation Tibets nicht die eigentlich Betroffenen, näm-
lich die im Exil lebenden Tibeter, zu Rate gezogen? 

Gelten Äußerungen zu Menschenrecht, Völkerrecht, 
Selbstbestimmungsrecht, die von der Bundesregierung im 
Zusammenhang mit dem Schicksal von zum Beispiel Afgha-
nistan und Polen geäußert wurden, für Tibet und die Tibeter 
nicht? 

Zu Frage 59: 

Es muß der Bundesregierung überlassen bleiben, 
welche Erkenntnisquellen sie zur Beantwortung 
parlamentarischer Anfragen heranzieht. 

Zu Frage 60: 

Die Verwirklichung der Menschenrechte, des Völ-
kerrechts und des Selbstbestimmungsrechts ist Teil 
und Inhalt der Politik der Bundesregierung, und 
zwar weltweit. 

Anlage 31 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 
10/6289 Frage 61): 

Hat die Bundesregierung angesichts des Internationalen 
Jahres des Friedens Erwägungen angestellt, ob mit einem 
Ersatz der militärischen Ehrenformationen im Rahmen des 

Protokolls durch andere nichtmilitärische Formen der Ehrer-
weisungen ein Zeichen für die friedensorientierte Rolle der 
Bundesrepublik Deutschland gesetzt werden kann? 

Die traditionelle Begrüßung und Verabschiedung 
eines fremden Staatsoberhaupts oder Regierungs-
chefs mit militärischen Ehren anläßlich eines offi-
ziellen Besuchs wird weltweit anerkannt und ohne 
Rücksicht auf politische oder ideologische Zuord-
nung vom Empfangsstaat erwartet. Zum Verständ-
nis dieses historisch gewachsenen Brauchs sei auf 
seine ursprüngliche Bedeutung verwiesen, die noch 
heute Gültigkeit hat: 

Dem fremden Staatsgast soll durch das militä-
rische Zeremoniell die eigene Friedfertigkeit de-
monstriert und das Gefühl von Schutz und persönli-
cher Sicherheit vor jedem Angriff vermittelt wer-
den. Schon vor Jahrhunderten wurden beim Salut 
die feuerbereit gehaltenen Kanonen leergeschossen 
und nicht nachgeladen; die Soldaten zeigten dem 
Gast die geöffneten Gewehrkammern, die dieser 
durch Abschreiten der Front inspizierte. Das mili-
tärische Begrüßungs- und Verabschiedungsproto-
koll ist also gerade nicht Ausdruck einer militä-
rischen Drohgebärde. Nach seiner historischen Be-
deutung signalisiert es vielmehr den Friedenswillen 
durch verifizierbaren Verzicht auf Gebrauch mili-
tärischer Mittel. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von der 
Praxis militärischer Ehrerweisung abzugehen. Sie 
ist aufgrund internationaler Courtoisie verpflichtet, 
bei der Begrüßung von Staatsgästen weltweit aner-
kanntem und erwartetem Zeremoniell zu folgen. 
Ein Verzicht auf Begrüßung mit militärischen Eh-
ren würde von ausländischen Staatsgästen nicht 
verstanden und als mangelnde Achtung angesehen 
werden. 

Anlage 32 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Büchler (Hof) (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 62 und 63): 

Trifft es zu, daß der Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in der Volksrepublik China bei der dortigen Re-
gierung vorstellig wurde, um die vom Generalsekretär der 
Kommunistischen Partei Chinas verwendete Formulierung 
„Volk der DDR" zu kritisieren und in diesem Zusammenhang 
Klarstellungen des Standpunkts der Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen hat, und sind solche Klarstellun-
gen auch gegenüber Großbritannien, Frankreich, Kanada, 
Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Norwegen, Portugal, 
Spanien, Griechenland und Belgien erfolgt, die diese oder 
vergleichbare Formulierungen in ihren Glückwunschschrei-
ben zum 37. Jahrestag der Gründung der DDR verwendet 
haben? 

Hat der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in 
der Volksrepublik China aus eigenem Ermessen gehandelt, 
oder welche andere Erklärung hat die Bundesregierung für 
den Verzicht auf Klarstellungen ihres Standpunktes gegen-
über den anderen Regierungen, die Begriffe wie „Volk der 
DDR" verwendet haben? 
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Zu Frage 62: 

Ihre Annahme, daß der Botschafter eigens vor-
stellig geworden ist, um die genannte Formulierung 
zu kritisieren, trifft nicht zu. 

Allerdings können sich in der Bezeichnungsfrage 
bei der Übersetzung vom Chinesischen ins Deut-
sche Schwierigkeiten daraus ergeben, daß für 
„Volk" und „Bevölkerung" im Chinesischen ein 
identisches Schriftzeichen verwendet wird. Dies ist 
auch bei dem ADN-Interview von GS Hu Yaobang 
anläßlich des jüngsten Besuchs von GS Honecker 
in China Gegenstand eines Gesprächs mit der chi-
nesischen Seite gewesen. Auch vorher gab es schon 
Gespräche zu Übersetzungsfragen, vor allem wegen 
der Kurzform der Staatsbezeichnung der Bundesre-
publik Deutschland. 

Zu Frage 63: 

Die Botschaft Peking hat auch bei diesen Gesprä-
chen im Rahmen der ihr aufgetragenen Aufgaben 
gehandelt. 

Anlage 33 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/6289 Frage 64): 

Hat der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften an-
gesichts der verschärften Greueltaten der Armee der Sowjet-
union, insbesondere ihrer sogenannten Speznaz-Einheiten, 
gegen die afghanische Zivilbevölkerung bei dem jüngsten 
Treffen der Außenminister in Luxemburg Erwägungen dar-
über angestellt, ob gegen die UdSSR in gleicher Weise wie 
gegen die Südafrikanische Republik wirtschaftliche Sanktio-
nen verhängt werden sollen, um sie zur Beendigung des in 
Afghanistan verübten Völkermordes zu veranlassen, und 
wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Die Frage der sowjetischen Intervention in Af-
ghanistan hat nicht auf der Tagesordnung des jüng-
sten Ministerrats der Europäischen Gemeinschaf-
ten am 27. Oktober gestanden. 

Anlage 34 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE) 
(Drucksache 10/6289 Frage 65): 

Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag, daß in 
einer zweiten Kürzungsrunde der Vereinten Nationen auf 
kleinere, schon von früheren Kürzungen am meisten betrof-
fene Abteilungen der UNO, insbesondere Menschenrechte, 
Rücksicht genommen wird, um die Substanz der Arbeit in 
diesen Bereichen nicht zu vernichten? 

Die Bundesregierung hat schon mehrfach ihr Be-
dauern über die gegenwärtige Finanzkrise der VN 
ausgedrückt, die durch Beitragsrückstände ver-
schiedener Mitglieder entstanden ist. Sie ist der An-
sicht, daß die überproportionale Kürzung im Men-
schenrechtsbereich im laufenden Jahr bereits zu ei-
ner Beeinträchtigung von Aktivitäten geführt hat,  

die aus ihrer Sicht zu den zentralen Aufgaben der 
VN gehören. Sie wird sich daher zusammen mit 
ihren europäischen Partnern nachdrücklich dafür 
einsetzen, daß 1987 dieser Bereich von Sparmaß-
nahmen möglichst ausgenommen wird, falls sich 
solche erneut als notwendig erweisen sollten. 

Anlage 35 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/6289 
Frage 66): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Militäraus-
schüsse des US-Senats und des Repräsentantenhauses den 
US-Verteidigungsminister beauftragt haben, bis zum 31. De-
zember 1986 einen Plan zum Abbau der Beschäftigung von 
Ortskräften und ihren Ersatz durch Familienmitglieder der 
US-Streitkräfte vorzulegen, und was unternimmt sie, um 
durchzusetzen, daß trotz dieser Beschlüsse die Beschäfti-
gung von Zivilisten nach den Bestimmungen des NATO

-

Truppenstatuts und des Zusatzabkommens gehandhabt 
wird? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das House 
Armed Services Committee das amerikanische Ver-
teidigungsministerium aufgefordert hat, einen Plan 
vorzulegen, wonach die in Europa stationierten US-
Streitkräfte in den nächsten drei bis fünf Jahren 
ein größeres Gleichgewicht zwischen der Zahl der 
beschäftigten Ortskräfte und der angestellten Fa-
milienangehörigen der US-Soldaten herstellen sol-
len. 

Die Beschäftigung von Familienangehörigen ver-
stößt grundsätzlich nicht gegen das NATO-Trup-
penstatut. Nach diesen Bestimmungen ist es Sache 
der Stationierungsstreitkräfte, Art und Zahl der be-
nötigten Arbeitsplätze zu bestimmen. Dieses Recht 
muß den Streitkräften zustehen, da sie die Kosten 
hierfür in vollem Umfang selbst tragen. 

Die Bundesregierung steht mit den amerikani-
schen Streitkräften in ständigem Kontakt; dies gilt 
auch wegen der in der Öffentlichkeit geäußerten 
Befürchtungen um den Verlust deutscher Arbeits-
plätze. Die amerikanischen Streitkräfte haben der 
Bundesregierung wiederholt zugesichert, daß keine 
deutschen Arbeitnehmer entlassen werden, um Ar-
beitsplätze für US-Familienangehörige zu schaffen. 
Der Bundesregierung ist kein Fall bekannt gewor-
den, in dem gegen diese Zusage verstoßen worden 
ist. 

Anlage 36 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) (Druck-
sache 10/6289 Fragen 67 und 68): 

Welche besonderen Gründe haben die Bundesregierung 
veranlaßt, auf eine baldige Mitgliedschaft der Türkei in der 
Europäischen Gemeinschaft zu drängen, obwohl in der Tür-
kei nach wie vor Angehörige der kurdischen Minderheit mit 
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militärischen Mitteln verfolgt, gefoltert und getötet werden, 
die kurdische Sprache verboten ist und eine kurdische Na-
mensgebung verweigert wird? 

Begründet die Tatsache, daß eine kurdische Organisation 
in der Bundesrepublik Deutschland kurdischen Sprachunter-
richt an Schulen, Rundfunksendungen und Aufklärungs-
schriften in kurdischer Sprache fordert, wie sie im Verfas-
sungsschutzbericht 1985 aufgeführt werden, schon den Tat-
bestand einer verfassungsfeindlichen Organisation, oder ent-
sprechen solche Forderungen nicht den Menschenrechten, 
wie sie in der Charta der Vereinten Nationen und in der 
Schlußakte von Helsinki verankert sind und von der Bundes-
regierung auch im Blick auf deutschstämmige Minderheiten, 
wie zum Beispiel gegenüber Rumänien, geltend gemacht 
werden? 

Zu Frage 67: 

Die Bundesregierung tritt in Einklang mit ihrer 
Türkeipolitik für eine Normalisierung der Bezie-
hungen zwischen der EWG und der Türkei auf der 
Grundlage des Assoziierungsvertrages vom 12. Sep-
tember 1963 ein. Dazu fühlt sie sich rechtlich und 
politisch verpflichtet. 

Zu Frage 68: 

Die Erwähnung der angesprochenen Organisa-
tion im Verfassungsschutzbericht beruht darauf, 
daß es sich um eine orthodox-kommunistische Ver-
einigung handelt. Die in der Frage aufgezählten 
Forderungen begründen nicht den Vorwurf der Ver-
fassungsfeindlichkeit. 

Sie ergeben sich aus dem Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte, dem die Türkei nicht beige-
treten ist. Ich verweise auf die Antwort vom 9. Sep-
tember 1985 (BT-Drucksache 10/3798) zur Frage 2 
einer kleinen Anfrage der SPD-Fraktion. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen 
des Abgeordneten Huonker (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 69 und 70): 

Gibt es Überlegungen innerhalb der Bundesregierung, den 
sogenannten Essensfreibetrag von 1,50 DM je Arbeitstag 
(vgl. BMF-Schreiben vom 22. Dezember 1984 — BStB1. I, 
S. 658) und/oder die Steuerbefreiung von Arbeitslohnzuschlä-
gen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit gemäß § 3 b 
EStG im Zusammenhang mit der vom Bundesminister der 
Finanzen und anderen Mitgliedern der Bundesregierung in 
Aussicht gestellten Steuertarifänderung für die 90er Jahre 
(sogenannte Super-Steuerreform) abzuschaffen bzw. zu kür-
zen, oder schließt die Bundesregierung die Abschaffung bzw. 
Kürzung dieser Freibeträge definitiv aus? 

Gibt es Überlegungen innerhalb der Bundesregierung, den 
Arbeitnehmerfreibetrag und/oder den Weihnachtsfreibetrag 
abzuschaffen bzw. zu kürzen (vgl. das Papier „Vorschläge zur 
Senkung der Einkommen- und Lohnsteuer, steuerlichen Ent-
lastung der Familien und für Umschichtungen im Steuersy-
stem" vom Bundesminister der Finanzen, Dr. Stoltenberg, 
vom März 1984), oder schließt die Bundesregierung die Ab-
schaffung bzw. Kürzung dieser Freibeträge im Zusammen-
hang mit der angekündigten sogenannten Super-Steuerre-
form definitiv aus? 

Ziel der Bundesregierung ist eine Senkung der 
Steuerlast für alle Berufstätigen, insbesondere auch 
für Arbeitnehmer und ihre Familien. Entscheidun-

gen über den Abbau oder das Beibehalten von Steu-
ervergünstigungen und steuerlichen Sonderrege-
lungen können nur im Gesamtzusammenhang ge-
troffen werden. 

Über Einzelheiten insbesondere auch zu Finan-
zierungsfragen der geplanten Steuerreform wird 
die Bundesregierung erst in der nächsten Legisla-
turperiode entscheiden. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/6289 Frage 71): 

Trifft es zu, daß der Verzicht auf die Prosperitätsklausel im 
Zonenrandförderungsgesetz (Artikel 13 des Steuerbereini-
gungsgesetzes 1986) trotz des Termins des Inkrafttretens 
zum 25. Dezember 1985 auch noch für fünf vorangegangene 
Wirtschaftsjahre, für welche noch keine bestandskräftigen 
Steuerbescheide erlassen worden sind, wirksam wird, und 
was wird die Bundesregierung unternehmen, um den betrof-
fenen Kommunen die dadurch verursachten unerwarteten 
Steuerausfälle auszugleichen? 

Die Prüfung der Frage, ob einem Unternehmen 
im Zonenrandgebiet die nach § 3 des Zonenrandför-
derungsgesetzes zulässigen Sonderabschreibungen 
aufgrund der sogenannten Prosperitätsklausel zu 
versagen waren, hatte in der Vergangenheit häufig 
zu Auseinandersetzungen zwischen den Unterneh-
men und der Finanzverwaltung geführt. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs-
hofs war die Prosperitätsklausel aber wegen unzu-
länglicher Abgrenzungsmerkmale letztlich ohne 
praktische Bedeutung geblieben. Der durch das 
Steuerbereinigungsgesetz 1986 ausgesprochene 
Verzicht auf diese Klausel dient somit der Steuer-
und Verwaltungsvereinfachung und beseitigt die 
bis dahin bestehenden Rechtsunsicherheiten bei 
der Anwendung dieser Klausel. Es ist deshalb folge-
richtig, daß dieser Verzicht auch rückwirkend in 
allen noch offenen Fällen wirksam wird. Im Hin-
blick auf die bisher geringe praktische Bedeutung 
der Prosperitätsklausel ist nicht damit zu rechnen, 
daß die Kommunen infolge des Verzichts auf diese 
Klausel mit größeren Steuerausfällen belastet wer-
den. Die Bundesregierung kann deshalb den von 
Ihnen genannten Handlungsbedarf nicht erken-
nen. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Zander (SPD) (Drucksache 
10/6289 Frage 72): 

In welchem Umfang sind durch Termingeschäfte und/oder 
mangelhafte Kurssicherung im Jahre 1986 Verluste bei der 
Volkswagen AG eingetreten oder in absehbarer Zeit zu er-
warten, und welche Auswirkungen ergeben sich daraus für 
die Beteiligung des Bundes? 
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Kurssicherungsgeschäfte gehören zum uneinge-
schränkten Verantwortungsbereich des Vorstands. 

Der VW-Vorstand hat mir mitgeteilt, daß das Un-
ternehmen keine Termin- bzw. Kurssicherungsge-
schäfte tätigt. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) (SPD) 
(Drucksache 10/6289 Frage 73): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Versorgung der 
Bevölkerung im ländlichen Raum mit Grundnahrungsmit-
teln in zunehmendem Umfang durch Verkaufsfahrzeuge si-
chergestellt wird, da insbesondere ältere Leute und Haus-
frauen ohne Personenkraftwagen keine Möglichkeit haben, 
ortsferne Supermärkte aufzusuchen und der ortsansässige 
Einzelhandel mehr und mehr verschwindet, und ist sie be-
reit, diese Versorgung durch Verkaufsfahrzeuge so zu för-
dern, daß ein möglichst umfassendes Warenangebot bereit-
gestellt werden kann? 

Die Frage der Versorgung der Bevölkerung im 
ländlichen Raum ist mehrfach untersucht worden. 
Die Untersuchungen zeigen, daß trotz einer gewis-
sen Ausdünnung des Einzelhandelsnetzes im ländli-
chen Raum keine gravierenden Versorgungseng-
pässe entstanden und auch für die Zukunft nicht zu 
befürchten sind. Dies schließt nicht aus, daß Rent-
ner und Hausfrauen ohne Pkw Schwierigkeiten bei 
einer umfassenden ortsnahen Versorgung haben 
könnten. Die mobilen Verkaufsstellen haben die 
hier für sie liegenden Chancen erkannt und bringen 
je nach örtlichen Gegebenheiten einen Ausgleich. 

Soweit diese mobilen Verkaufsstellen die Voraus-
setzungen der Förderprogramme von Bund und 
Ländern (ERP-Hilfen, Landeshilfen, Betriebsbera-
tungen) erfüllen, können sie heute schon diese För-
derung in Anspruch nehmen. Dies gilt insbesondere 
für Existenzgründungen. 

Darüber hinaus streben die mobilen Verkaufs-
stellen Unterstützung beim Abbau verwaltungs-
technischer Erschwernisse an, die jedoch überwie-
gend in die Zuständigkeit der Gemeinden fallen. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Urbaniak (SPD) (Drucksache 10/-
6289 Fragen 74 und 75): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Mittel im EG-Haus-
halt in Höhe von 122,5 Millionen ECU, die für soziale Maß-
nahmen für arbeitslose Kohle- und Stahlarbeiter und für 
Umschulungsmaßnahmen vorgesehen sind, am Jahresende 
deshalb verfallen würden, weil der Ministerrat dem hierzu 
vorliegenden Verordnungsentwurf der EG-Kommission nicht 
zustimmt, und ist sie gewillt, sich dafür einzusetzen, daß 
diese Mittel für die soziale Abfederung der zu erwartenden 
hohen Arbeitsplatzverluste in den nächsten Monaten in der 
Stahlindustrie verwendet werden können? 

Aus welchen Gründen können die Mittel nicht auf das 
nächste Jahr übertragen werden, und welche Position hat die 
Bundesregierung im Ministerrat vertreten, der bereits in  

erster Lesung des EG-Haushaltes gegen die Voten der EG

-

Kommission und des Europäischen Parlaments die Wieder-
einsetzung dieser Mittel in den Haushaltsentwurf für 1987 
verweigert hat? 

Zu Frage 74: 

Ja, der Sachverhalt ist der Bundesregierung be-
kannt. Es handelt sich um einen vom Ministerrat 
einstimmig zu fassenden Beschluß über einen von 
der Kommission vorgeschlagenen Mitteltransfer in 
Höhe von 122,5 Millionen ECU aus dem EG-Haus-
halt in den EGKS-Haushalt 1986. 

Die Bundesregierung steht nach wie vor positiv 
zu den Sozialmaßnahmen nach Art. 56 Abs. 2 b) 
EGKS-V. Für diese Maßnahmen bedarf es nach An-
sicht der Bundesregierung und anderer Mitglied-
staaten keines besonderen Transfers von Mitteln 
aus dem EG-Haushalt in den EGKS-Haushalt. Die 
Finanzierung ist aus den Rücklagemitteln des 
EGKS-Haushalts zulässig und möglich. Die EGKS

-

Rücklagen betrugen per 31. Dezember 1985 rund 
630 Millionen ECU. 

Zu Frage 75: 

Die 122,5 Millionen ECU für soziale Maßnahmen 
für arbeitslose Kohle- und Stahlarbeiter und für 
Umschulungsmaßnahmen waren im EG-Haushalt 
1985 veranschlagt. Sie sind auf Antrag der Kommis-
sion auf das Haushaltsjahr 1986 übertragen worden. 
Eine weitere Übertragung auf 1987 ist nach EG

-

Recht nicht möglich. 

In dem Vorentwurf des EG-Haushalts 1987 hat 
die Kommission für diese Maßnahmen keine Be-
träge eingesetzt, sondern lediglich Leertitel ausge-
bracht. 

Bei der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1987 
hat der Rat unter Zustimmung der deutschen Dele-
gation den Vorschlag der Kommission für die Aus-
bringung eines Leertitels übernommen. Das EP 
wird erst am 13. November 1986 in erster Lesung zu 
dem Haushaltsentwurf 1987 des Rates Stellung 
nehmen. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
10/6289 Fragen 76 und 77): 

Welche Genehmigungen nach dem Kriegswaffenkontroll-
gesetz hat die Bundesregierung 1985 und 1986 für Staaten 
des Nahen und Fernen Ostens erteilt? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Empfehlung der Bera-
tenden Versammlung der NATO zu folgen, keine Waffenliefe-
rungen für Staaten zu genehmigen, die nachweislich an ter-
roristischen Anschlägen beteiligt sind? 

Zu Frage 76: 

Was die Nahost-Region betrifft, hatte Ihnen der 
Bundesminister für Wirtschaft namens der Bundes-
regierung bereits schriftlich mit Datum vom 15. Ok-
tober 1986 eine entsprechende mündliche Anfrage 
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beantwortet. Danach trifft es zu, daß es in den Jah-
ren 1985 und 1986 Genehmigungen nach dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz und dem Außenwirt-
schaftsgesetz für die Lieferung von Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern nach Ländern des 
Nahen Osten gegeben hat. Diese Genehmigungen 
entsprechen der Genehmigungspraxis gegenüber 
diesen Ländern, die Ihnen aus den Darlegungen der 
Bundesregierung im Auswärtigen Ausschuß be-
kannt ist. 

Die in den Jahren 1985 und 1986 für Lieferungen 
in Länder des Fernen Osten erteilten Genehmigun-
gen entfallen in der Mehrzahl auf die ASEAN-Mit-
gliedstaaten. Die Bundesregierung hat bereits bei 
früherer Gelegenheit dargelegt, daß das Interesse 
der Bundesrepublik Deutschland an stabilen Ver-
hältnissen und das Vertrauen in die ausschließlich 
defensiv ausgerichtete blockfreie Politik die grund-
sätzliche Gleichbehandlung der ASEAN-Länder mit  

den beim Rüstungsexport den NATO-Ländern 
gleichgestellten Staaten rechtfertigt. 

Im übrigen bitte ich um Verständnis, daß die 
Bundesregierung — ebenso wie andere Bundesre-
gierungen vor ihr — an der Praxis festhält, einzelne 
Waffenlieferungen, aufgeschlüsselt nach Empfän-
gerländern und Jahren, nicht offenzulegen. Für die 
in diesem Zusammenhang gebotene Vertraulichkeit 
sprechen schwerwiegende rechtliche und politische 
Gründe. 

Zu Frage 77: 

Für die Bundesregierung gilt nach wie vor die 
von ihr mitgetragene Erklärung der sieben Natio-
nen beim Tokio-Gipfel vom 5. Mai 1986, wonach 
keine Waffen in Staaten ausgeführt werden, die of-
fenkundig an der Finanzierung oder Unterstützung 
des internationalen Terrorismus beteiligt sind. 
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